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HINWEIS 

Dieser Basisprospekt wurde ausschließlich für Zwecke des Verkaufes der Schuldverschreibungen in Österreich im 
Rahmen eines öffentlichen Angebotes gemäß den dafür geltenden Rechtsvorschriften erstellt. Personen in anderen 
Ländern als Österreich haben sich über für sie geltende Einschränkungen und Verbote eigenverantwortlich zu in-
formieren und diese einzuhalten (siehe auch Abschnitt "Verkaufsbeschränkungen"). 

Die Emittentin hat weder einen Vertriebspartner noch sonstige Dritte bevollmächtigt, rechtsverbindliche Erklärunge n 
in ihrem Namen abzugeben oder entgegenzunehmen, noch hat sie Vertriebspartner ermächtigt, Informationen zu 
erteilen, die nicht im Einklang mit diesem Basisprospekt stehen. Rechtsverbindliche Erklärungen sind daher von der 
Emittentin selbst abzugeben und an diese zu richten. 

Die Aushändigung des Basisprospekts oder ein Verkauf hierunter bedeuten unter keinen Umständen, dass die darin 
enthaltenen Angaben zu jedem Zeitpunkt nach dem Datum dieses Basisprospekts zutreffend sind. Insbesondere 
bedeuten weder die Aushändigung dieses Basisprospekts noch der Verkauf oder die Lieferung der Schuldverschrei-
bungen, dass sich seit dem Datum dieses Basisprospekts, oder falls dies früher ist, das Datum auf das sich die 
entsprechende im Basisprospekt enthaltene Information bezieht, keine nachteiligen Änderungen ergeben haben 
oder Ereignisse eingetreten sind, die zu einer nachteiligen Änderung der Vermögens-, Finanz- und/oder Ertragslage 
der Emittentin führen oder führen können. Dies gilt ungeachtet der Verpflichtung der Emit tentin, jeden wichtigen 
neuen Umstand oder jede wesentliche Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Basisprospekt enthalte-
nen Angaben, die die Beurteilung der Wertpapiere beeinflussen könnten und die zwischen der Billigung des Basis-
prospekts und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, wenn diese früher eintritt, der Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt auftreten bzw. festgestellt werden, in einem Nachtrag zum Basisprospekt 
bekannt gemacht werden müssen (gemäß § 6 KMG). 

Dieser Basisprospekt wurde ausschließlich zu dem Zweck verfasst, ein öffentliches Angebot der Schuldverschre i-
bungen zu ermöglichen. Die in diesem Basisprospekt enthaltenen Angaben wurden durch die Emittentin und die 
anderen in diesem Basisprospekt angegebenen Quellen zur Verfügung gestellt. Die Vervielfältigung und Verbreitung 
der Informationen zu einem anderen Zweck als dem Erwerb der Schuldverschreibungen ist unzulässig. Keine Pe r-
son ist berechtigt, Angaben zu diesem Angebot zu machen oder Erklärungen zu diesem Angebot abzugeben, die 
nicht in diesem Basisprospekt enthalten sind. Falls derartige Angaben gemacht oder Erklärungen abgegeben wer-
den, darf nicht davon ausgegangen werden, dass diese von der Emittentin genehmigt wurden. Informationen oder 
Zusicherungen, die im Zusammenhang mit dem Angebot, der Zeichnung oder dem Verkauf der Schuldverschreibu n-
gen gegeben werden und die über die in diesem Basisprospekt enthaltenen Angaben hinausgehen, sind ungültig. 

Die Angaben in diesem Basisprospekt stellen keine rechtliche, wirtschaftliche oder steuerliche Beratung dar und 
können diese nicht ersetzen. Es wird jedem Anleger ausdrücklich empfohlen, vor dem Erwerb von Schuldverschre i-
bungen eigene Berater zu konsultieren. Anleger sollten eine eigenständige Beurteilung der rechtlichen, steuerlichen, 
finanziellen und sonstigen Folgen der mit dem Erwerb der Schuldverschreibungen verbundenen Risiken durchfüh-
ren, zumal eine vollständige Beratung eine genaue Kenntnis der persönlichen Verhältnisse eines Anlegers voraus-
setzt. 

Die Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen, welche gemäß § 17b KMG bis 31.12.2008 ohne Basispros-
pekt angeboten werden durften und welche auch weiterhin von der Emittentin angeboten werden können, sind als 
Anhänge I bis IV diesem Basisprospekt beigefügt. Die aufgrund der in den Anhängen I bis IV beigefügten Emissi-
onsbedingungen ausgegebenen Schuldverschreibungen werden auch unter diesem Basisprospekt Anlegern zum 
Kauf angeboten. 

Die im Anhang I abgedruckten Emissionsbedingungen für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen wur-
den gemäß der zum Zeitpunkt ihrer Emission in Österreich geltenden Rechtslage erstellt. Gemäß § 103l BWG 
ist Ergänzungskapital, das entsprechend den Anforderungen von § 23 Abs 7 Z 2 BWG idF BGBl I Nr 66/2009 
begeben und nicht an die Erfordernisse des § 23 Abs 7 Z 2 BWG idF BGBl I Nr 152/2009 angepasst wurde, 
längstens bis zum 31.12.2024 aufsichtsrechtlich als Ergänzungskapital anrechenbar. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass eine Anpassung der Ergänzungskapitals gemäß BGBl I Nr 152/2009 nicht vorgenommen wurde. 
Zinsen auf Ergänzungskapital werden daher nur ausbezahlt, sofern diese im Jahresüberschuss (vor Rückla-
genbewegung) Deckung finden. 
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Dieser Basisprospekt wurde nach Maßgabe der Anhänge V, XI und XII der Prospekt-VO erstellt. Dieser Basispros-
pekt wurde von der FMA gebilligt. 

Die Schuldverschreibungen wurden und werden weder gemäß dem Securities Act noch von irgendeiner Behörde 
eines U.S. Bundesstaates oder gemäß den anwendbaren wertpapierrechtlichen Bestimmungen von  Australien, Ka-
nada, Japan oder dem Vereinigten Königreich registriert werden und dürfen weder in den Vereinigten Staaten noch 
für oder auf Rechnung von U.S. Personen oder anderen Personen, die in Australien, Kanada, Japan oder den Ver-
einigten Staaten ansässig sind angeboten oder verkauft werden. 

ZUKUNFTGERICHTETE AUSSAGEN 

Dieser Basisprospekt enthält unter der Rubrik "Zusammenfassung des Programmes", "Risikofaktoren" und an weite-
ren Stellen Aussagen, die zukunftsgerichtete Aussagen sind oder als solche gedeutet werden können. Solche zu-
kunftsgerichteten Aussagen schließen alle Themen ein, die keine historischen Tatsachen sind sowie Aussagen über 
die Absichten, Ansichten oder derzeitigen Erwartungen der Emittentin, die unter anderem das Ergebnis der Ge-
schäftstätigkeit, die finanzielle Lage, die Liquidität, Ausblick, Wachstum, Strategien und die Dividendenpolitik sowie 
den Industriezweig und die Märkte, in denen die Emittentin tätig ist, betreffen.  

In manchen Fällen können diese zukunftsgerichteten Aussagen an der Verwendung von zukunftsgerichteten Aus-
drücken, wie beispielsweise "glauben", "schätzen", "vorhersehen", "erwarten", "beabsichtigen", "abzielen", "können", 
"werden", "planen", "fortfahren" oder "sollen" oder im jeweiligen Fall deren negative Formulierungen oder Varianten 
oder eine vergleichbare Ausdrucksweise oder durch die Erörterung von Strategien, Plänen, Zielen, zukünftigen E r-
eignissen oder Absichten erkannt werden. Die in diesem Basisprospekt enthaltenen zukunftsgerichteten Aussagen 
enthalten bestimmte Ziele. Sie können auch Ziele, die die Emittentin zu erreichen beabsichtigt, miteinschließen. 
Zukunftsgerichtete Aussagen sind keine Zusicherungen einer künftigen Wertentwicklung oder Zielerreichung. Poten-
tielle Anleger sollten daher kein Vertrauen in diese zukunftsgerichteten Aussagen legen. 

Ihrer Natur nach umfassen zukunftsgerichtete Aussagen bekannte und unbekannte Risiken sowie Unsicherheiten, 
da sie sich auf Ereignisse und Umstände beziehen, die in der Zukunft eintreten oder nicht eintre ten können. Manche 
dieser Faktoren, werden, wenn sie nach Ansicht der Emittentin wesentlich sind, im Abschnitt "Risikofaktoren" ge-
nauer beschrieben. Sollte ein oder mehrere der in diesem Basisprospekt beschriebenen Risiken eintreten oder sollte 
sich eine der zugrunde liegenden Annahmen als unrichtig herausstellen, können die tatsächlichen Erträge wesent-
lich von den in diesem Basisprospekt als erwartet, vermutet oder geschätzt beschriebenen abweichen oder zur 
Gänze ausfallen. Die Emittentin beabsichtigt keine Aktualisierung der in diesem Basisprospekt enthaltenen Informa-
tionen nach dem Ende des Angebots. Der Basisprospekt wurde auf Grundlage der zum Erstellungsdatum geltenden 
Rechtslage und Praxis der Rechtsanwendung erstellt. Diese können sich jederzeit, auch zum Nachteil der Anleger, 
ändern. 

DURCH VERWEIS AUFGENOMMENE DOKUMENTE 

Dieser Basisprospekt enthält keine durch Verweis aufgenommenen Dokumente.  
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ANGEBOTSPROGRAMM 

Die Emittentin begibt unter diesem Angebotsprogramm nachrangige und nicht-nachrangige Schuldverschreibungen, 
die in die nachstehend beschriebenen Kategorien eingeteilt werden. 

1. NICHT-NACHRANGIGE SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-nachrangige und unbesicherte Verbindlich-
keiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht besicherten und 
nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig zu be-
rücksichtigende Verbindlichkeiten. 

2. NACHRANGIGE SCHULDVERSCHREIBUNGEN  

Nachrangige Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 
Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-
tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-
gig sind.  

Der jeweilige Rang der Schuldverschreibungen der Emittentin wird im Konditionenblatt festgelegt. Nachrangige 
Schulverschreibungen können in Form von Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen und Nachrangkapital-
Schuldverschreibungen (wie nachstehend definiert) emittiert werden. 

a) Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen 

Die Forderungen aus Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Ergänzungskapital im 
Sinne des § 23 Abs 7 BWG in der zum Zeitpunkt der Begebung des Ergänzungskapitals geltenden Fassung 
dar. 

Es gelten daher für diese Schuldverschreibungen die in § 23 Abs 7 BWG normierten und im Folgenden darge-
stellten Bedingungen und Einschränkungen. Ergänzungskapital sind gemäß § 23 Abs 7 BWG jene eingezahlten 
Eigenmittel, 

a) die vereinbarungsgemäß dem Kreditinstitut für aktuell mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt we r-
den und die seitens des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden können; seitens des 
Kreditinstitutes ist eine vorzeitige Kündigung nur nach Maßgabe des § 23 Abs 7 Z 5 BWG zulässig,  

b) für die Zinsen ausbezahlt werden dürfen, soweit sie in den ausschüttungsfähigen Gewinnen gedeckt sind, 

c) die vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während ihrer Laufzeit angefallenen Nettoverlus te zu-
rückgezahlt werden dürfen. 

d) die nachrangig gemäß § 45 Abs 4 BWG sind. Somit dürfen Forderungen aus diesen Schuldverschreibun-
gen im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen der nicht-
nachrangigen Gläubiger befriedigt werden, 

e) deren Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; das Kreditinstitut kann mit Wirksamkeit vor Ablauf 
der Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist kündigen, wenn dies vertraglich zulässig ist und das 
Kreditinstitut zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die 
Ersatzbeschaffung ist zu dokumentieren. 
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b) Nachrangkapital-Schuldverschreibungen 

Die Forderungen der Anleihegläubiger aus diesen Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Nachrangkap i-
tal im Sinne des § 23 Abs 8 BWG dar. 

Nachrangkapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 

a) die im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen der nicht-
nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können (§ 45 Abs 4 BWG), 

b) deren Gesamtlaufzeit mindestens fünf Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine Kündigung sei-
tens der Emittentin oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist zumindest fünf Jahren; die 
Emittentin kann hingegen ohne Kündigungsfrist nach einer Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn die 
Emittentin zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist 
von fünf Jahren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der 
Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Emi t-
tentin zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat;  im Falle der 
Kündigung von nachrangigem Kapital hat die Emittentin die Ersatzbeschaffung zu dokumentieren, 

c) deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen als der Aufl ö-
sung der Emittentin oder gemäß lit. b vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wo-
nach Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit möglich sind,  

d) deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder Sammelurkunden sowie 
deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß lit. a ausdrücklich festhalten (§ 864a ABGB), 

e) bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Emittentin ausge-
schlossen ist und für die Verbindlichkeiten keine vertraglichen Sicherheiten durch die Emittentin oder  
durch Dritte gestellt werden und 

f) deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede Verwechslungsgefahr mit an-
deren Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 
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NACHTRÄGE ZUM BASISPROSPEKT 

Die Emittentin ist gemäß den Bestimmungen der Prospektrichtlinie und der diese umsetzenden österreichischen 
Vorschriften dazu verpflichtet, einen Nachtrag zu diesem Basisprospekt zu erstellen oder einen diesen Basispro s-
pekt ersetzenden Basisprospekt zu veröffentlichen, der für spätere Emissionen von Schuldverschreibungen Anwen-
dung finden soll, und der FMA die gesetzlich vorgeschriebene Anzahl an Kopien des Nachtrags oder des ersetze n-
den Basisprospekts zukommen zu lassen, falls während der Laufzeit des Basisprospekts ein wichtiger neue r Um-
stand, eine wesentliche Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Basisprospekt enthaltenen Angaben, 
die die Beurteilung der Schuldverschreibungen beeinflussen könnten, zwischen der Billigung des Basisprospekts 
und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots oder, wenn diese früher eintritt, der Aufnahme des Handels 
an einem geregelten Markt, auftreten bzw. festgestellt werden. 

 

INFORMATIONSQUELLEN 

Die in diesem Basisprospekt enthaltenen statistischen und sonstigen Daten zum Geschäft der Emittentin wurden 
den geprüften Jahresabschlüssen der Emittentin für die Geschäftsjahre 2011 und 2010, die als Anhänge ./A und ./B 
in diesen Basisprospekt aufgenommen wurden, entnommen. Angaben zum Volksbanken-Sektor wurden dem Kredit-
institutsverzeichnis der Österreichischen Nationalbank (veröffentlicht am 1. Juni 2012 unter 
www.oenb.at/idakilz/kiverzeichnis?action=toDownloadPage (das "OeNB Kreditinstitutsverzeichnis") entnommen.  

Die Emittentin bestätigt, Angaben von Seiten Dritter übernommen und korrekt wiedergegeben zu haben und – so-
weit der Emittentin bekannt ist und ihr aus den von dieser dritten Partei veröffentlichten Informationen ableiten konn-
te– keine Tatsachen fehlen, die die Angaben unkorrekt oder irreführend erscheinen lassen können. 
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1 DIE ZUSAMMENFASSUNG DES PROGRAMMES 

Warnhinweise: Diese Zusammenfassung ist als Einleitung zum Basisprospekt zu lesen und jede Entscheidung, in 
Schuldverschreibungen zu investieren, sollte sich auf die Prüfung des gesamten Basisprospekts stützen. Anleger 
sollten daher den gesamten Basisprospekt sorgfältig lesen und jede Entscheidung, in Schuldverschreibungen ge-
mäß diesem Basisprospekt zu investieren, sollte auf einer Prüfung des gesamten Basisprospekts basieren, ein-
schließlich der als Anhänge ./A und ./B in diesen Basisprospekt aufgenommenen Dokumente, der unter "Risikofakto-
ren" genannten Risiken und der Bedingungen der Schuldverschreibungen. Die Emittentin haftet für die Zusammen-
fassung dieses Basisprospekts jedoch nur für den Fall, dass die Zusammenfassung irreführend, unrichtig oder wi-
dersprüchlich ist, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Basisprospekts gelesen wird. Für den Fall, dass 
vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in diesem Basisprospekt enthaltenen Informationen geltend gemacht 
werden, könnte der als Kläger auftretende Anleger in Anwendung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der Ver-
tragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums (der "EWR") die Kosten für die Übersetzung des Basisprospekts 
vor Prozessbeginn zu tragen haben. 

Die Schuldverschreibungen sind nicht für jeden Anleger eine geeignete Kapitalanlage. Die Entscheidung eines jeden 
potentiellen Anlegers, die Schuldverschreibungen zu zeichnen, soll sich an den Lebens- und Einkommensverhältnis-
sen, den Anlageerwartungen und der langfristigen Bindung des eingezahlten Kapitals orientieren. Die Anleger sollen 
sich darüber im Klaren sein, ob die Schuldverschreibungen ihre Bedürfnisse abdecken. Wenn Anleger die Schuld-
verschreibungen, die mit ihnen verbundenen Risiken oder ihre Ausstattung nicht verstehen oder das damit verbun-
dene Risiko nicht abschätzen können, sollten sie fachkundige Beratung einholen und erst dann über die Veranla-
gung entscheiden. 

Jeder potenzielle Anleger, der eine Anlage in Schuldverschreibungen beabsichtigt, muss die Eignung dieser Kapital-
anlage unter Berücksichtigung seiner eigenen Umstände bestimmen. Insbesondere sollte jeder potenzielle Anleger: 

(i) über ausreichend Sachkenntnis und Erfahrung verfügen, um eine qualifizierte Bewertung der jeweiligen Schuld-
verschreibungen, der Vorteile und Risiken einer Anlage in die jeweiligen Schuldverschreibungen sowie der in diesem 
Basisprospekt oder gegebenenfalls einem Nachtrag enthaltenen oder durch Verweis einbezogenen Angaben vorzu-
nehmen; 

(ii) Zugang zu geeigneten Analyseinstrumenten haben und mit deren Nutzung vertraut sein, um eine Anlage in die 
jeweiligen Schuldverschreibungen sowie die Auswirkungen einer derartigen Anlage auf das Gesamtanlageportfolio 
mit Rücksicht auf seine persönliche Vermögenslage prüfen zu können; 

(iii) ausreichend finanzielle Mittel und Liquidität zur Verfügung haben, um sämtliche Risiken einer Anlage in die jewei-
ligen Schuldverschreibungen tragen zu können, auch in Fällen, in denen Kapital oder Zinsen in einer oder mehreren 
Währungen zahlbar sind oder die Währung für die Zahlung von Kapital- oder Zinsbeträgen eine andere als die Wäh-
rung des potenziellen Anlegers ist; 

(iv) die Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen genau verstehen und mit den Reaktionen etwaiger maß-
geblicher Basiswerte und Finanzmärkte vertraut sein; und 

(v) in der Lage sein, (selbst oder mit Hilfe eines Finanzberaters), mögliche Szenarien für wirtschaftliche Entwicklun-
gen, Zinsen und sonstige Faktoren zu prüfen, die seine Anlage und seine Fähigkeit, die jeweiligen Risiken zu tragen, 
beeinträchtigen können. 

Einige Schuldverschreibungen sind komplexe Finanzinstrumente. Generell erwerben erfahrene institutionelle Anle-
ger komplexe Finanzinstrumente nicht als Einzelinvestition. Mit einer verstandenen, bemessenen und angemesse-
nen Addition von Risiken zu ihrem gesamten Portfolio, erwerben sie komplexe Finanzinstrumente um Risiken zu mi-
nimieren oder Erträge zu steigern. Sofern potentielle Anleger nicht die Fachkenntnis besitzen, einzuschätzen wie 
sich die Schuldverschreibungen unter sich verändernden Rahmenbedingungen verändern, und die darauf resultie-
renden Auswirkungen auf den Wert der Schuldverschreibungen und die Auswirkungen, den dieses Investment auf 
das gesamte Investmentportfolio des potentiellen Kunden haben kann, sollten potentielle Kunden nicht in komplexe 
Finanzinstrumente investieren. Potentielle Anleger sollten in jedem Fall nur einen geringen Teil ihrer verfügbaren Mit-
tel in Schuldverschreibungen investieren, die komplexe Finanzinstrumente darstellen. 
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1.1 DIE ZUSAMMENFASSUNG DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Form der  
Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber. Jede Serie von 
Schuldverschreibungen ist durch eine auf den Inhaber lautende 
Sammelurkunde ohne Zinsscheine verbrieft, welche die Unterschrift 
zweier zeichnungsberechtigter Vertreter der Emittentin trägt. 

Einmal- /  
Daueremission 

Schuldverschreibungen können als Einmal- oder Daueremissionen 
begeben werden. Einmalemissionen stellen Schuldverschreibungen 
dar, die während einer bestimmten Zeichnungsfrist gezeichnet und 
begeben werden können. Bei Daueremissionen liegt es im Ermessen 
der Emittentin wann die Schuldverschreibungen während der gesam-
ten (oder einem Teil der) Laufzeit zur Zeichnung zur Verfügung ste-
hen und begeben werden. Im Falle von Daueremissionen ist die Emit-
tentin berechtigt, den Gesamtnennbetrag oder die Anzahl der Stücke 
jederzeit aufzustocken oder zu reduzieren. 

Sammelurkunde / 
Verwahrung 

Jede Sammelurkunde wird so lange von der Emittentin, der OeKB als 
Wertpapiersammelbank, oder von einem bevollmächtigten Dritten 
verwahrt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den 
Schuldverschreibungen erfüllt sind. Den Anlegern stehen Miteigen-
tumsanteile an der jeweiligen Sammelurkunde zu. Diese können ge-
mäß anwendbarem Recht, und im Falle der Verwahrung bei der 
OeKB zusätzlich gemäß ihrer Regelungen und Bestimmungen, über-
tragen werden. 

Rang der  
Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen können als nachrangige oder nicht-
nachrangige Schuldverschreibungen emittiert werden. 

Nachrangige  
Schuldverschreibungen 

Nachrangige Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nach-
rangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der Emittentin, die unter-
einander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber 
allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nach-
rangig sind. 

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit von nach-
rangigen Schuldverschreibungen der Emittentin als Eigenmittelbe-
standteile ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA; es 
besteht daher das Risiko, dass nachrangige Schuldverschreibungen 
der Emittentin nicht als Eigenmittelbestandteile der Emittentin ange-
rechnet werden können. 

Nicht-nachrangige  
Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-
nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der Emittentin, die un-
tereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht 
besicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin 
gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig zu berücksich-
tigende Verbindlichkeiten, wie etwa § 46 Insolvenzordnung zu Masse-
forderungen (z.B. Kosten des Insolvenzverfahren). 
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Emissionspreis Die Schuldverschreibungen können zu ihrem Nennbetrag oder mit 
einem Aufschlag oder Abschlag vom Nennbetrag ausgegeben wer-
den. 

Der Emissionspreis von Schuldverschreibungen, die als Daueremis-
sion begeben werden, wird für den Beginn ihrer Zeichnungsfrist in 
den Bedingungen der Schuldverschreibungen angegeben und danach 
fortlaufend von der Emittentin nach Maßgabe der zum jeweiligen 
Ausgabezeitpunkt vorherrschenden Marktbedingungen angepasst. 

Währungen Die Schuldverschreibungen können in jeder Währung ausgegeben 
werden, die in den jeweiligen Bedingungen festgelegt wurde (wie z.B. 
EUR, USD, GBP, CHF, CZK, HUF, JPY, RON). 

Laufzeiten Nicht-nachrangige Schuldverschreibungen weisen weder eine Min-
dest- noch eine Maximallaufzeit auf. Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen weisen eine Mindestlaufzeit von acht Jahren 
auf. Nachrangkapital-Schuldverschreibungen weisen eine Mindest-
laufzeit von fünf Jahren auf. 

Stückelung Die Schuldverschreibungen werden entsprechend der in den jeweil i-
gen Bedingungen der Schuldverschreibungen festgelegten Stücke-
lungen ausgegeben. 

Verzinsung Fixe Zinsen sind nachträglich an dem Tag oder den Tagen, die in den 
jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen angegeben sind, 
zahlbar. 

Schuldverschreibungen mit einer variablen Verzinsung werden ge-
mäß den Bestimmungen der jeweiligen Bedingungen der Schuldver-
schreibungen in Abhängigkeit von einem Basiswert verzinst. 

Nullkupon-Schuldverschreibungen können zu ihrem Nennbetrag oder 
mit einem Abschlag auf ihren Nennbetrag ausgegeben werden und 
werden nicht laufend verzinst. 

Schuldverschreibungen mit 
einer basiswertabhängigen 
Verzinsung 

Für jede Emission von Schuldverschreibungen mit einer basiswertab-
hängigen Verzinsung wird in den jeweiligen Bedingungen der Schuld-
verschreibungen der Basiswert für die Berechnung der zu zahlenden 
Zinsbeträge festgelegt. Als Basiswert können Aktien, Schuldtitel, 
Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Referenzsätze, Währungen, 
Waren, oder eine Formel oder ein Korb hiervon oder ein anderer in 
den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen vorgesehene 
Basiswert dienen. 

Zinsperioden und  
Zinssätze 

Die Länge der Zinsperioden für die Schuldverschreibungen und der 
jeweils anwendbare Zinssatz oder seine Berechnungsmethode kön-
nen sich von Zeit zu Zeit ändern oder für eine Serie unverändert blei-
ben. Schuldverschreibungen können eine Zinsober-, eine Zinsunter-
grenze oder beides haben. Alle diese Informationen sind in den jewei-
ligen Bedingungen der Schuldverschreibungen enthalten. 

Rückzahlung Schuldverschreibungen können zum Nennbetrag oder zu jedem an-
deren Rückzahlungsbetrag (auch dargestellt als Formel) bzw. in Form 
von Rückzahlungen in anderer Form (umgewandelt in Aktien oder 
anderes), wie in den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschrei-
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bungen festgelegt wird, rückgezahlt werden. Die Schuldverschreibun-
gen können mit einem oder ohne einen festen Endfälligkeitstag aus-
gestattet werden. 

Eine vorzeitige Rückzahlung durch die Emittentin ist nur möglich, 
wenn dies in den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen 
vorgesehen ist. Eine vorzeitige Kündigung durch den Anleger ist nur 
möglich, wenn dies in den jeweiligen Bedingungen der Schuldver-
schreibungen vorgesehen ist. 

Der Ausschluss des vorzeitigen Kündigungsrechts der Anleger vor 
Ende der Laufzeit ist eine notwendige Bedingung für die Absicherung 
des Risikos der Emittentin aus den Schuldverschreibungen. Die Emit-
tentin wäre ohne Ausschluss des Kündigungsrechts der Anleger nicht 
in der Lage, die Schuldverschreibungen in der Form überhaupt zu 
begeben oder die Emittentin müsste die erhöhten Absicherungskos-
ten in den Rückzahlungsbetrag bzw. die Verzinsung der Schuldver-
schreibungen einberechnen und dadurch die Rendite der Anleger auf 
die Schuldverschreibungen reduzieren. Anleger sollten daher genau 
abwägen, ob sie der Ausschluss des vorzeitigen Kündigungsrechts 
der Anleger benachteiligt und, falls sie der Ansicht sind, dies sei der 
Fall, nicht in die Schuldverschreibungen investieren. 

Schuldverschreibungen  
mit einem  
basiswertabhängigen 
Rückzahlungsbetrag 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen mit einem basiswertab-
hängigen Rückzahlungsbetrag legen die Berechnungsbasis des 
Rückzahlungsbetrages fest. Als Basiswert können Aktien, Schuldtitel, 
Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Referenzsätze, Währungen, 
Waren, oder eine Formel oder ein Korb hiervon oder ein anderer in 
den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen vorgesehene 
Basiswert dienen. 

Besteuerung Alle in Bezug auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Kapital- und 
Zinsbeträge werden unter Einbehalt oder Abzug jener Steuern, Abga-
ben oder Gebühren gezahlt, die von der Republik Österreich oder 
einer Steuerbehörde der Republik Österreich im Wege des Einbehalts 
oder des Abzugs auferlegt, einbehalten oder erhoben werden, und 
deren Einbehalt oder Abzug der Emittentin obliegt.  

Anwendbares Recht Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht unter 
Ausschluss seiner Verweisungsnormen. 

Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die gesetzlichen An-
gaben zu den im Anhang I bis IV beschriebenen Schuldverschreibun-
gen auf die zum Zeitpunkt der jeweiligen Emission in Österreich gel-
tende Rechtslage beziehen. 

Gerichtsstand Klagen eines Anlegers gegen die Emittentin im Zusammenhang mit 
den Schuldverschreibungen sind bei dem sachlich zuständigen Ge-
richt Salzburg einzubringen. Sind die Anleger Verbraucher im Sinne 
des Konsumentenschutzgesetzes, können diese ihre Ansprüche auch 
bei allen anderen gesetzlich zuständigen Gerichten geltend machen. 
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1.2 DIE ZUSAMMENFASSUNG DER RISIKOFAKTOREN 

Potentielle Anleger sollten sorgfältig die Risiken abwägen, die mit einem Investment in jede Art von Schuldve r-
schreibungen verbunden sind, bevor sie eine Investitionsentscheidung treffen. Der Eintritt jedes der in den R i-
sikofaktoren beschriebenen Ereignisse kann die Fähigkeit der Emittentin beeinträchtigen, ihre Verpflichtungen 
gegenüber den Anlegern aus den Schuldverschreibungen zu erfüllen und/oder sie könnten sich nachteilig auf 
den Marktpreis und Handelspreis der Schuldverschreibungen oder die Rechte der Anleger im Zusammenhang 
mit den Schuldverschreibungen auswirken und als Ergebnis könnten die Anleger einen Teil oder ihr gesamtes 
Investment verlieren. Potentielle Anleger sollten daher fünf Hauptkategorien von Risiken abwägen, nämlich 
(i) Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschäftstätigkeit, (ii) Allgemeine Risiken in Bezug auf die 
Schuldverschreibungen, (iii) Risiken, die mit bestimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von 
Schuldverschreibungen verbunden sind. Schuldverschreibungen können mehrere Ausstattungsmerkmale bein-
halten, (iv) Risiken in Zusammenhang mit nachrangigen Schuldverschreibungen und (v) Risiken in Bezug auf 
potentielle Interessenskonflikte. 

Insbesondere eine Anlage in Schuldverschreibungen, deren Bedingungen wirtschaftlich einen Hedgefonds ab-
bilden, stellt eine sehr riskante Vermögensanlage dar. Es sollte von Anlegern daher nur ein kleiner Teil des frei 
verfügbaren Vermögens in derartige Produkte investiert werden, keinesfalls jedoch das ganze Vermögen oder 
per Kredit aufgenommene Mittel. Derartige Schuldverschreibungen sind nur für Anleger geeignet, die fundierte 
Kenntnis von solchen Anlageformen haben und deren Risiken abschätzen können. 

Jeder potentielle Anleger sollte, bevor er sich dafür entscheidet, in aus dem Basisprospekt emittierte Schuld-
verschreibungen zu investieren, eine eigene gründliche Analyse durchführen (insbesondere eine eigene F i-
nanz-, Rechts- und Steueranalyse). 

Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschäftstätigkeit 

 Es besteht das Risiko, dass das Ergebnis der gegenwärtigen Restrukturierung der ÖVAG nachteilige Aus-
wirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

 Es besteht das Risiko, dass die für die Umsetzung der Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG notwendi-
gen Genehmigungen nicht oder nur mit über das übliche Ausmaß hinausgehenden Einschränkungen (Aufl a-
gen) erteilt werden. 

 Es besteht das Risiko, dass die Verpflichtungen der Emittentin aus dem Zusammenschluss der Emittentin, 
der weiteren zugeordneten Kreditinstitute und der ÖVAG zu einem Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG 
nachteilige Auswirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

 Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Mitglieds des Volksbanken-Sektors 
auf einzelne oder alle anderen Mitglieder des Volksbanken-Sektors negativ auswirken (Gruppenrisiko). 

 Der Wert der Beteiligungen der Emittentin und ihre Erträge daraus können sinken und die Emittentin kann 
zu weiteren Investitionen in ihre Beteiligungen verpflichtet werden (Beteiligungsrisiko). 

 Die Emittentin ist einem Kreditrisiko ausgesetzt, welches dem Risiko des teilweisen oder vollständigen 
Zinsverlustes und/oder des Verlustes des von der Gegenpartei zu erbringenden Rückzahlungsbetrages ent-
spricht (Kreditrisiko). 

 Marktrisiken können eine Wertminderung der Vermögenswerte der Emittentin und des Volksbank Salzburg 
Konzerns zur Folge haben und ihre Finanz- und/oder Ertragslage negativ beeinflussen (Marktrisiko). 

 Es besteht das Risiko von Verlusten aufgrund von Unzulänglichkeiten oder dem Versagen interner Prozes-
se, Menschen, Systeme oder externer Ereignissen, gleich ob diese beabsichtigt oder zufällig oder durch natü r-
liche Gegebenheiten verursacht werden (operationelles Risiko). 
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 Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern sind dem Risiko von Wertverlusten ihrer Immobilien-
portfolios ausgesetzt (Immobilienrisiko). 

 Zinsschwankungen können das operative Ergebnis der Emittentin und des Volksbank Salzburg Konzerns 
negativ beeinflussen. 

 Es besteht das Risiko, dass in Zukunft keine für die Emittentin günstigen Finanzierungsmöglichkeiten auf 
dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen. 

 Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern unterliegen Liquiditätsrisiken. 

 Es besteht das Risiko, dass die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern von wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten anderer großer Finanzinstitute direkt betroffen werden. 

 Am österreichischen Markt ist der Konkurrenzkampf hart und kann sich in Zukunft noch wesentlich ver-
schärfen. 

 Es besteht das Risiko verstärkter rechtlicher und öffentlicher Einflussnahme auf Kredit - und Finanzinstitute. 

 Änderungen bestehender oder neue Gesetze und/oder Verordnungen in Österreich können wesentliche 
Auswirkungen auf das operative Ergebnis der Emittentin haben. 

 Die Stabilitätsabgabe und die Sonderstabilitätsabgabe für österreichische Kreditinstitute könnten die F i-
nanzlage der Emittentin negativ beeinflussen. 

 Da die Emittentin künftig Teile ihres Vermögens der ÖVAG zur Verfügung stellt, ist sie in hohem Maße von 
der ÖVAG abhängig. 

Allgemeine Risiken in Bezug auf die Schuldverschreibungen 

 Zinsniveaus am Geld- und Kapitalmarkt schwanken üblicherweise täglich und daher ändert sich in Folge 
auch der Wert der Schuldverschreibungen täglich (Zinsrisiko). 

 Es kann der Fall eintreten, dass die Emittentin zum Teil oder zur Gänze nicht in der Lage ist, für die Schuld-
verschreibungen Zins- und/oder Rückzahlungen zu leisten (Kreditrisiko). 

 Der Credit Spread (Zinsaufschlag) der Emittentin kann sich verschlechtern (Credit Spread-Risiko). 

 Es besteht das Risiko, dass das Rating von Schuldverschreibungen nicht alle Risiken de r Anlage wider-
spiegelt (Ratingrisiko).  

 Die Ratings der Schuldverschreibungen sind nicht unbedingt ein adäquater Maßstab für sämtliche mit einer 
Anlage in solche Schuldverschreibungen verbundenen Risiken und können ausgesetzt, herabgestuft und zu-
rückgezogen werden. 

 Aufgrund von Inflation kann die tatsächliche Rendite einer Anlage verringert werden (Inflationsrisiko).  

 Es gibt keine Sicherheit dafür, dass sich für die Schuldverschreibungen ein liquider Sekundärmarkt entwi-
ckeln wird, noch dafür, dass dieser gegebenenfalls bestehen bleibt. Auf einem illiquiden Markt ist der Anleger 
unter Umständen nicht in der Lage, seine Schuldverschreibungen zu einem angemessenen Marktpreis zu ver-
kaufen (Liquiditätsrisiko). 

 Inhaber von Schuldverschreibungen, die an einem ungeregelten Markt notieren, unterliegen dem Risiko, 
dass der Handel mit den Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder beendet wird. 
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 Inhaber von Schuldverschreibungen können bei Verkauf der Schuldverschreibungen einem Marktpreisrisiko 
ausgesetzt sein (Marktpreisrisiko). 

 Wenn Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit zurückgezahlt werden, sind die Inhaber dieser Schuldver-
schreibungen Risiken ausgesetzt, einschließlich dem Risiko, dass ihre Anlage eine niedrigere Rendite als e r-
wartet aufweist (Risiko der vorzeitigen Rückzahlung). 

 Anleger können dem Risiko unvorteilhafter Wechselkursschwankungen oder dem Risiko, dass Behörden 
Devisenkontrollen anordnen oder modifizieren, ausgesetzt sein (Währungsrisiko – Wechselkursrisiko). 

 Es besteht ein Risiko, dass Inhaber von Schuldverschreibungen nicht in der Lage sind, Erträge aus den 
Schuldverschreibungen so zu reinvestieren, dass sie den gleichen Ertrag erzielen (Wiederanlagerisiko). 

 Mit dem Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen verbundene Nebenkosten können das Ertragspoten-
zial der Schuldverschreibungen wesentlich beeinflussen. 

 Anleger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwicklung durch Clearingsysteme. 

 Die steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschreibungen sollten sorgfältig bedacht werden.  

 Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht, und Änderungen in den geltenden Gese t-
zen, Verordnungen oder regulatorischen Vorschriften können negative Auswirkungen auf die Emittentin, die 
Schuldverschreibungen und die Anleger haben. 

 Forderungen gegen die Emittentin auf Rückzahlung verjähren, sofern sie nicht binnen dreißig Jahren (hin-
sichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsichtlich Zinsen) geltend gemacht werden. 

 Wird ein Kredit zur Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen, erhöht dies das Ver-
lustrisiko. 

 Einschränkung der Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Risiken, die mit bestimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von Schuldverschreibun-
gen verbunden sind. Schuldverschreibungen können mehrere Ausstattungsmerkmale beinhalten  

 Fix verzinste Schuldverschreibungen. Fix verzinste Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der 
Kurs dieser Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt.  

 Variabel verzinste Schuldverschreibungen. Inhaber von variabel verzinsten Schuldverschreibungen tragen 
das Risiko schwankender Zinsniveaus und ungewisser Zinserträge. 

 Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen. Bei Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen kann der 
Zinssatz nach Wechsel von einer fixen Verzinsung auf eine variable Verzinsung weniger vorteilhaft für den A n-
leger sein als der vormals fixe Zinssatz. 

 Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen. Der Marktpreis von Reverse Floating Rate Schuldverschre i-
bungen ist volatiler als der Marktpreis konventionellerer variabel verzinster Schuldverschreibungen, die auf 
demselben Referenzsatz basieren. 

 Nullkupon-Schuldverschreibungen. Veränderungen in den Marktzinssätzen haben auf die Kurse von Nullku-
pon-Schuldverschreibungen einen wesentlich stärkeren Einfluss als auf die Kurse gewöhnlicher Schuldver-
schreibungen. 
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 Zielkupon-Schuldverschreibungen. Bei Zielkupon-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko einer 
vorzeitigen Rückzahlung sobald ein bestimmter Betrag erreicht wird.  

 Doppelwährungs-Schuldverschreibungen. Bei Doppelwährungs-Schuldverschreibungen können sich Verän-
derungen des Wechselkurses zwischen Euro und Fremdwährung nachteilig auf den Ertrag der Schuldver-
schreibungen auswirken. 

 Raten-Schuldverschreibungen. Raten-Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der Anleger, auf-
grund Unvermögen nachfolgende Ratenzahlungen zu leisten, Teile oder sein gesamtes Inves tment verliert. 

 Tilgungs-Schuldverschreibungen. Bei Tilgungs-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko einer 
vorzeitigen Rückzahlung.  

 Schuldverschreibungen mit vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin. Bei Schuldverschreibungen mit 
vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin trägt der Anleger neben dem Risiko der vorzeitigen Rückzahlung 
aufgrund des Ausübungskursrisikos auch ein höheres Marktpreisrisiko. 

 Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag. Bei Schuldverschreibungen 
mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag wird die Höhe der Zinsen und/oder des Rückzahlungsbe-
trages niemals über den Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag hinaus steigen. 

 Schuldverschreibungen, die bestimmte für Anleger vorteilhafte Ausstattungsmarkmale wie beispielsweise 
einen Mindestzinssatz aufweisen, können auch für Anleger nachteilige Ausstattungsmerkmale wie beispiel s-
weise einen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissionspreis aufweisen. 

 Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind, sind mit besonderem Risiko behaftet. 

 Besondere Risiken im Zusammenhang mit fonds-, hedgefonds- und schuldtitelgebundenen Schuldver-
schreibungen 

 Es besteht ein Risiko, dass der Handel mit den Basiswerten ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt wird. 

 Aktienschuldverschreibungen weisen ähnliche Risiken auf wie eine direkte Anlage in Aktien.  

Risiken in Zusammenhang mit nachrangigen Schuldverschreibungen  

 Die Verpflichtungen der Emittentin aus nachrangigen Schuldverschreibungen werden bei Liquidation erst er-
füllt, nachdem alle nicht-nachrangigen Forderungen von Gläubigern der Emittentin vollständig bedient wurden.  

 Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen 
gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen. Zinszahlungen auf Ergänzungskapital müssen 
in den ausschüttungsfähigen Gewinnen der Emittentin gedeckt sein.  

 Die Rückzahlung von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen vor Liquidation erfolgt nur unter anteiligem 
Abzug von Nettoverlusten. 

 Nachrangkapital-Schuldverschreibungen. Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind 
nachrangige Schuldverschreibungen gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen.  

Risiken in Bezug auf potentielle Interessenskonflikte 

 Risiko möglicher Interessenskonflikte aufgrund unterschiedlicher Geschäftsbeziehungen. 

 Risiken potentieller Interessenskonflikte von Organmitgliedern der Emittentin . 
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1.3 DIE ZUSAMMENFASSUNG DER BESCHREIBUNG DER EMITTENTIN 

Allgemein 

Die Emittentin ist eine eingetragene Genossenschaft, die im Registergericht des Landesgerichts als Handels-
gericht Salzburg unter der Firma "Volksbank Salzburg eG" zu FN 39405 z eingetragen ist. Das zuständige Re-
gistergericht ist das Landesgericht als Handelsgericht Salzburg. Ihre Geschäftsanschrift lautet St. Julien-Straße 
12, 5020 Salzburg, Österreich. Der Vorstand der Emittentin besteht aus zwei Mitgliedern und der Aufsichtsrat 
aus acht Mitgliedern. 

Die Emittentin befindet sich im Eigentum ihrer Genossenschafter.  

Geschäftsanteile zum 31.12.2011 
Anzahl der Mitglieder 6.469 
Gezeichnete Geschäftsanteile á 22 EUR 320.049 
Insgesamt EUR 7.041.078 
(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 
 

Finanzinformationen 

Die nachstehenden Finanzinformationen sind den geprüften konsolidierten Konzernjahresabschlüssen der 
Emittentin zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010 entnommen: 

 

In EUR Tausend zum 31.12.2011 
geprüft 

zum 31.12.2010 
geprüft 

Bilanzsumme 2.056.022 2.042.396 
Nettozinsertrag 38.296 35.806 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 7.286 9.651 
Konzernjahresüberschuss nach Steuern 1.123 6.665 

(Quelle: Geprüfte Konzernjahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010) 

Geschäftsübersicht 

Die Emittentin ist eine regionale Universalbank und sieht ihren Auftrag darin, ihre Mitglieder und Kunden in ih-
rer wirtschaftlichen Entwicklung zu fördern sowie die Verwirklichung des Förderungsauftrags im Verbund der 
gewerblichen Genossenschaften als zur Zentralorganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute -
Verbundes der Volksbanken nach § 30a BWG und hat diesem daher auf Dauer ihres Bestandes anzugehören.   

Die Emittentin ist vor allem in folgenden Kerngeschäftsfeldern tätig: 

 Retail 
 Firmenkunden; 
 Versicherungen; 
 Immobiliengeschäft und 
 Leasing. 



 

18 
 

2 RISIKOFAKTOREN 

Potentielle Anleger sollten die unten angeführten Risiken sowie alle anderen Informationen in diesem Basi s-
prospekt, wie auch jene des Konditionenblattes sorgfältig abwägen, bevor sie sich dazu entscheiden, in 
Schuldverschreibungen zu investieren. Jeder Risikofaktor kann erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 
Geschäfte, Tätigkeiten, Finanzlage oder Aussichten der Emittentin haben, was wiederum erheblich nachteilige 
Auswirkungen auf Kapital- und Zinszahlungen an die Anleger im Zusammenhang mit den Schuldverschreibun-
gen haben könnte. Weiters könnte sich jedes Risiko negativ auf den Marktpreis und Handelskurs der Schul d-
verschreibungen oder die Rechte der Anleger aus den Schuldverschreibungen auswirken, und in Folge könnten 
die Anleger einen Teil ihres Investments oder das gesamte Investment verlieren.  

Potentielle Anleger sollten folgende Arten von Risiken abwägen: (i) Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre 
Geschäftstätigkeit, (ii) Allgemeine Risiken in Bezug auf die Schuldverschreibungen, (iii) Risiken, die mit be-
stimmten Ausstattungsmerkmalen und Produktkategorien von Schuldverschreibungen verbunden sind, (iv) R i-
siken in Zusammenhang mit nachrangigen Schuldverschreibungen und (v) Risiken in Bezug auf potentielle In-
teressenskonflikte. 

Potentielle Anleger sollten sich bewusst sein, dass die unten beschriebenen Risiken nicht die einzigen Risiken 
sind, die die Emittentin und die Schuldverschreibungen betreffen. Die Emittentin hat nur jene Risiken beschrie-
ben, die für sie erkennbar sind und von ihr als wesentlich erachtet wurden. Zusätzliche, für die Emittentin de r-
zeit nicht erkennbare oder von dieser nicht als wesentlich eingestufte Risiken können durchaus bestehen und 
jedes dieser Risiken kann die oben beschriebenen Auswirkungen haben. Weiters sollten sich potentielle Anl e-
ger bewusst sein, dass die Ereignisse, wie sie in diesem Abschnitt beschrieben sind, gleichzeitig auftreten 
können, was die nachteiligen Auswirkungen verstärken könnte. Sollten sich einer oder mehrere der unten ste-
henden Risikofaktoren verwirklichen, könnte sich dies auf erhebliche Art und Weise nachteilig auf den Gewinn, 
das Geschäft und die finanzielle Position der Emittentin und auf das Gewinnpotential der Schuldverschreibun-
gen auswirken. 

Bevor die Entscheidung, in unter dem Basisprospekt emittierte Schuldverschreibungen zu investieren gefällt 
wird, sollte ein potentieller Anleger eine gründliche eigene Analyse durchführen, insbesondere eine eigene Fi-
nanz-, Rechts- und Steueranalyse, da die Beurteilung der Eignung eines Investments in Schuldverschreibun-
gen aus dem Basisprospekt für den potentiellen Anleger sowohl von seiner entsprechenden Finanz- und All-
gemeinsituation wie auch von den besonderen Bedingungen der jeweiligen Schuldverschreibungen abhängt. 
Bei mangelnder Erfahrung in Bezug auf Finanz-, Geschäfts- und Investmentfragen, die es nicht erlauben, solch 
eine Entscheidung zu fällen, sollte der Anleger fachmännischen Rat bei seinem Finanzberater einholen, bevor 
eine Entscheidung hinsichtlich der Eignung eines Investments in die Schuldverschreibungen gefasst wird.  

2.1 RISIKEN IN BEZUG AUF DIE EMITTENTIN UND IHRE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT  

Es besteht das Risiko, dass das Ergebnis der gegenwärtigen Restrukturierung der ÖVAG nachteilige 
Auswirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

Die Emittentin ist indirekt an der ÖVAG beteiligt und ein Mitglied des Volksbanken-Verbundes. Die Emittentin 
muss sich in Form von Zuschüssen an der Restrukturierung der ÖVAG beteiligen. Diese Zuschussverpflichtung 
kann sich signifikant negativ auf die Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswirken 
(siehe auch "Beteiligungsrisiko" und Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen").  

Es besteht das Risiko, dass die für die Umsetzung der Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG not-
wendigen Genehmigungen nicht oder nur mit über das übliche Ausmaß hinausgehenden Einschrän-
kungen (Auflagen) erteilt werden. 

Die geplanten und in diesem Basisprospekt geschilderten Restrukturierungsmaßnahmen bei der ÖVAG sind abhän-
gig von der Zustimmung insbesondere der FMA, der Bundeswettbewerbsbehörde sowie der Europäischen Kommis-
sion. Sollte eine dieser Zustimmungen nicht oder nur mit über das übliche Ausmaß hinausgehenden Einschrän-
kungen (Auflagen) (übliche Auflagen der EU Kommission im Beihilfeverfahren sind z.B. die Untersagung von 
Akquisitionen oder Dividendenbeschränkungen) erteilt werden, würde dies die Restrukturierung gefährden und 
vermutlich scheitern lassen. Dies hätte nicht absehbare und bestandsgefährdende Auswirkungen auf die Emi t-
tentin und den gesamten Volksbanken-Verbund (siehe auch Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen"). 
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Es besteht das Risiko, dass die Verpflichtungen der Emittentin aus dem Zusammenschluss der Emitten-
tin, der weiteren zugeordneten Kreditinstitute und der ÖVAG zu einem Kreditinstitute-Verbund gemäß 
§ 30a BWG nachteilige Auswirkungen auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben kann. 

Der Zusammenschluss zu einem Kreditinstitute-Verbund basiert unter anderem auf Haftungsübernahmen (z.B. 
in Liquiditätsnotfällen oder bei Eintritt der Überschuldung einzelner zugeordneter Kreditinstitute bzw. der Zent-
ralorganisation) durch die Emittentin (als zugeordnetes Kreditinstitut) und der ÖVAG (als Zentralorganisation). 
Die Emittentin (als zugeordnetes Kreditinstitut) nimmt am Liquiditäts- und Haftungsverbund teil und hat die auf 
Basis des Verbundvertrages erteilten Weisungen der Zentralorganisation zu beachten. Die Emittentin ist neben 
der Zentralorganisation, insbesondere verpflichtet, Beiträge an die Schulze-Delitzsch-Haftungsgenossenschaft 
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung (als Haftungsgesellschaft) zu leisten, damit diese z.B. in 
Liquiditätsnotfällen einzelner zugeordneter Kreditinstitute bzw. der Zentralorganisation geeignete Maßnahmen 
ergreifen kann. Die Verpflichtungen aus dem Haftungsverbund können sich negativ auf die Geschäftstätigkeit, 
Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswirken (siehe auch Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen"). 

Es besteht das Risiko, dass sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Mitglieds des Volksbanken-
Sektors auf einzelne oder alle anderen Mitglieder des Volksbanken-Sektors negativ auswirken (Grup-
penrisiko). 

Aufgrund des innerhalb des Volksbanken-Sektors bestehenden Solidaritätsprinzips besteht das Risiko, dass 
sich wirtschaftliche Schwierigkeiten eines Kreditinstituts des Volksbanken-Sektors auf einzelne oder alle Kredit-
institute des Volksbanken-Sektors – also auch auf die Emittentin – negativ auswirken. Dieses Risiko wird durch 
den zu schaffenden Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG und den dadurch begründeten Haftungsver-
bund tendenziell erhöht. Auch das einheitliche Auftreten des Volksbanken-Sektors auf dem Markt und die 
Wahrnehmung des einzelnen Mitglieds des ÖGV als Teil des Volksbanken-Sektors können dazu führen, dass 
negative Entwicklungen, welcher Art auch immer, bei einem Kreditinstitut des Volksbanken-Sektors alle ande-
ren Kreditinstitut des Volksbanken-Sektors wirtschaftlich negativ beeinflussen. 

Der Wert der Beteiligungen der Emittentin und ihre Erträge daraus können sinken und die Emittentin 
kann zu weiteren Investitionen in ihre Beteiligungen verpflichtet werden (Beteiligungsrisiko). 

Die Emittentin hält direkte und indirekte Beteiligungen an Gesellschaften, insbesondere an der ÖVAG. Es be-
steht daher das Risiko, dass aufgrund von wirtschaftlichen Schwierigkeiten Wertberichtigungen und/oder Ab-
schreibungen von Beteiligungen vorgenommen werden müssen und Erträge aus den Beteiligungen sinken oder 
ausbleiben. Die Emittentin kann auch verpflichtet werden, weitere Investitionen in ihre Beteiligungen zuzu-
schießen. In der jüngeren Vergangenheit musste die Emittentin bereits signifikante Abschreibungen auf mittel-
bare Beteiligungen an der ÖVAG vornehmen und es ist nicht auszuschließen, dass weitere folgen. Weiters un-
terliegen die Beteiligung der Emittentin an der ÖVAG und das gezeichnete Partizipationskapital einem 70  % 
Kapitalschnitt und die Emittentin muss sich an der Restrukturierung der ÖVAG beteiligen (Siehe dazu Abschnitt 
"Aktuelle Entwicklungen"). Wertberichtigungen und/oder Abschreibungen und/oder Zuschussverpflichtungen 
können sich signifikant negativ auf die Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswir-
ken. 

Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern sind einem Kreditrisiko ausgesetzt, welches dem 
Risiko des teilweisen oder vollständigen Zinsverlustes und/oder des Verlustes des von der Gegenpartei 
zu erbringenden Rückzahlungsbetrages entspricht (Kreditrisiko). 

Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern sind einer Reihe von Gegenpartei- und Kreditrisiken aus-
gesetzt. Dritte, die der Emittentin Geld, Wertpapiere oder andere Vermögenswerte schulden, sind unter Um-
ständen aufgrund von Insolvenz, Liquiditätsmangel, wirtschaftlichen Abschwüngen oder Wertverlusten von I m-
mobilien, Betriebsausfällen oder sonstigen Gründen nicht in der Lage, ihren Zahlungs- oder sonstigen Ver-
pflichtungen nachzukommen.  

Das Kreditrisiko ist typischerweise das für Banken wichtigste Risiko, da es sowohl bei Standardbankprodukten, 
wie etwa bei Krediten, Diskont- und Garantiegeschäften, als auch bei gewissen anderen Produkten, wie etwa 
Derivaten (z.B. Futures, Swaps und Optionen) sowie Wertpapierpensionsgeschäften und Wertpapierleihe au f-
tritt und daher von einer Vielzahl von Transaktionen stammen kann, einschließlich aller Geschäftsarten, welche 
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die Emittentin betreibt. Das Schlagendwerden des Kreditrisikos kann die Ertrags- und/oder Finanzlage der 
Emittentin beeinträchtigen und folglich ihre Fähigkeit Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten.  

Das Kreditrisiko umfasst auch das Länderrisiko; dabei handelt es sich sowohl um das Kreditrisiko von hoheitli-
chen Gegenparteien (Gebietskörperschaften) als auch um das Risiko, dass eine ausländische Gegenpartei 
trotz Zahlungsfähigkeit nicht in der Lage ist, geplante Zinszahlungen oder Rückzahlungen zu leisten, da bei-
spielsweise die zuständige Zentralbank nicht über ausreichende ausländische Zahlungsreserven verfügt (ök o-
nomisches Risiko) oder aufgrund einer Intervention der entsprechenden Regierung (politisches Risiko).  

Potentielle Schuldverschreibungsinhaber sollten sich bewusst sein, dass die Emittentin in jedem ihrer G e-
schäftsbereiche dem Kreditrisiko ausgesetzt ist und dass das Schlagendwerden des Kreditrisikos ihre Fähigkeit 
zur Leistung von Zahlungen auf die Schuldverschreibungen verringern könnte und auch den Kurs der Schuld-
verschreibungen negativ beeinflussen könnte. 

Marktrisiken können eine Wertminderung der Vermögenswerte der Emittentin und die Gesellschaften 
des Volksbank Salzburg Konzerns zur Folge haben und ihre Finanz- und/oder Ertragslage negativ be-
einflussen (Marktrisiko). 

Schwankungen auf den Aktien- und Anleihemärkten können den Marktpreis und die Liquidität der Emittentin 
und der Vermögenswerte des Volksbank Salzburg Konzerns beeinflussen. Derartige Entwicklungen können 
sich auf die Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage und folglich ihre Fähigkeit zur Bedienung der Zah-
lungsverpflichtungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen wesentlich beeinträchtigen.  

Wenn das Marktrisiko schlagend wird, könnte die Emittentin dazu gezwungen sein, ihre Vermögenswerte im 
hohen Maß abzuschreiben. Dies könnte einen wesentlich nachteiligen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit, Fi-
nanz- und/oder Ertragslage der Emittentin haben und folglich ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldver-
schreibungen zu leisten, wesentlich schmälern sowie den Kurs der Schuldverschreibungen wesentlich negativ 
beeinflussen. 

Es besteht das Risiko von Verlusten aufgrund von Unzulänglichkeiten oder dem Versagen interner Pro-
zesse, Menschen, Systeme oder externer Ereignissen, gleich ob diese beabsichtigt oder zufällig oder 
durch natürliche Gegebenheiten verursacht werden (operationelles Risiko). 

Die Emittentin ist aufgrund möglicher Unzulänglichkeiten oder des Versagens interner Kontrollen, Prozesse, 
Menschen, Systeme oder externer Ereignisse, gleich ob diese beabsichtigt oder zufällig oder durch natürliche 
Gegebenheiten verursacht werden, verschiedenen Risiken ausgesetzt, die erhebliche Verluste verursachen 
können. Solche operative Risiken beinhalten das Risiko des unerwarteten Verlustes in Folge von einzelnen Er-
eignissen, die sich unter anderem aus fehlerhaften Informationssystemen, unzureichenden Organisationsstru k-
turen oder ineffektiven Kontrollmechanismen ergeben. Derartige Risiken beinhalten außerdem das Risiko hö-
herer Kosten oder des Verlustes aufgrund allgemein unvorteilhafter wirtschaftlicher oder handelsspezifischer 
Trends. Auch Reputationsschäden, die die Emittentin aufgrund eines dieser Ereignisse erleidet, fallen in diese 
Risikokategorie. 

Das operationelle Risiko wohnt allen Tätigkeiten der Emittentin inne und kann nicht ausgeschaltet werden. Po-
tentielle Anleger sollten sich insbesondere dessen bewusst sein, dass die Emittentin, wie jede andere Bank, 
zunehmend von hochentwickelten IT-Systemen abhängig ist. IT-Systeme sind anfällig für verschiedene Prob-
leme, wie beispielsweise Viren, Hacking, physische Beschädigung von IT-Zentralen und Soft- bzw. Hardware-
problemen. 

Weiters ist die wirtschaftliche Entwicklung der Emittentin stark von ihrem Management und von Schlüsselper-
sonen abhängig. Es besteht das Risiko, dass derzeitige Mitglieder des Managements und Schlüsselpersonal in 
Zukunft der Emittentin nicht mehr zur Verfügung stehen. Weiters könnte es der Emittentin schwer fallen, ne ues 
Schlüsselpersonal anzuwerben. 

Das Schlagendwerden von operationellem Risiko könnte zu unerwartet hohen Verlusten führen und folglich die 
Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, wesentlich schmälern sowie den 
Kurs der Schuldverschreibungen wesentlich negativ beeinflussen. 
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Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern sind dem Risiko von Wertverlusten ihrer Immobi-
lienportfolios ausgesetzt (Immobilienrisiko). 

Durch Marktpreisschwankungen und marktbedingte Änderungen der Immobilienrenditen kann es zu Wertver-
lusten der Immobilienportfolios der Emittentin und der anderen Gesellschaften des Volksbank Salzburg Kon-
zerns kommen. Dies betrifft insbesondere das im Rahmen des Asset-Managements eingegangene Immobilien-
risiko. Ein Wertverlust des Immobilienportfolios kann wesentliche negative Auswirkungen auf die Geschäftst ä-
tigkeit und die Finanzergebnisse des Volksbank Salzburg Konzerns haben. 

Zinsschwankungen können das operative Ergebnis der Emittentin und des Volksbank Salzburg Kon-
zerns negativ beeinflussen. 

Änderungen des Zinsniveaus (einschließlich Änderungen der Differenz zwischen dem Niveau kurz - und lang-
fristiger Zinsen) können das operative Ergebnis und die Refinanzierungskosten des Volksbank Salzburg Kon-
zerns wesentlich negativ beeinflussen. 

Es besteht das Risiko, dass in Zukunft keine für die Emittentin günstigen Finanzierungsmöglichkeiten 
auf dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen. 

Die Finanzierungsmöglichkeiten der Emittentin hängen neben den Primäreinlagen zu einem Teil von der Bege-
bung von Retail-Schuldverschreibungen am nationalen Kapitalmarkt ab. Die Fähigkeit der Emittentin derartige 
Finanzierungsmöglichkeiten auch in Zukunft zu günstigen wirtschaftlichen Bedingungen vorzufinden, hängt von 
der wirtschaftlichen Entwicklung und Lage der Emittentin und darüber hinaus von marktbedingten Faktoren, wie 
etwa des Zinsniveaus, der Verfügbarkeit liquider Mittel oder der Lage anderer Finanzinstitute ab, auf die die 
Emittentin keinen Einfluss hat, wie etwa die aktuellen Marktbedingungen. Es gibt keine Garantie, dass der 
Emittentin in Zukunft günstige Finanzierungsmöglichkeiten auf dem Kapitalmarkt zur Verfügung stehen und, 
wenn es der Emittentin nicht gelingt, günstige Finanzierungsmöglichkeiten auf dem Kapitalmarkt zu finden, 
könnte dies wesentliche nachteilige Auswirkungen auf ihre Geschäftstätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage 
und folglich ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben. 

Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern unterliegen Liquiditätsrisiken. 

Die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern unterliegen Liquiditätsrisiken, die im Fall einer Inkongruenz 
von Zahlungseingängen und Zahlungsausgängen schlagend werden können. Das Versäumnis, diese Risiken 
adäquat zu managen, kann die Fähigkeit der Emittentin zur Bedienung der Zahlungsverpflichtungen im Zu-
sammenhang mit den Schuldverschreibungen, die unter diesem Basisprospekt begeben werden, wesentlich 
negativ beeinflussen. 

Es besteht das Risiko, dass die Emittentin und der Volksbank Salzburg Konzern von wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten anderer großer Finanzinstitute direkt betroffen werden. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten von großen Finanzinstituten, wie Kreditinstituten oder Versicherungen, können 
Finanzmärkte und Vertragspartner generell nachteilig beeinflussen. Die wirtschaftliche Zuverlässigkeit vieler 
Finanzinstitute steht durch Kredite, Handel, Clearing oder andere Verflechtungen in Wechselbeziehung. Als 
Ergebnis können negative Beurteilungen über große Finanzinst itute oder wirtschaftliche Schwierigkeiten von 
großen Finanzinstituten zu signifikanten Liquiditätsproblemen auf dem Markt und zu Verlusten oder zu wir t-
schaftlichen Schwierigkeiten von anderen Finanzinstituten führen. Die oben beschriebenen Risiken werden ge-
nerell als Systemrisiken bezeichnet und können Finanzintermediäre, wie Clearing Agenturen, Clearing Häuser, 
Banken, Wertpapierfirmen und Börsen (mit denen die Emittentin interagiert) nachteilig beeinflussen. Das Au f-
treten eines dieser oder eine Kombination dieser Ereignisse kann wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die 
Emittentin und ihre Fähigkeit, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben.  

Am österreichischen Markt ist der Konkurrenzkampf hart und kann sich in Zukunft noch wesentlich 
verschärfen. 

Am österreichischen Markt herrscht ein harter Konkurrenzkampf unter den Anbietern von Bank- und Finanz-
dienstleistungen, von dem angenommen wird, dass sich dieser in Zukunft noch weiter verschärfen wird. Neben 
den lokalen Konkurrenzunternehmen können in Österreich auch internationale Banken in den Markt eintreten 
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und damit die Gewinnmargen der Emittentin unter Druck bringen, was sich erheblich negativ auf die Geschäfts-
tätigkeit, Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin auswirken könnte und folglich einen wesentlich nachteil i-
gen Effekt auf die Fähigkeit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, haben könnte.  

Es besteht das Risiko, verstärkter rechtlicher und öffentlicher Einflussnahme auf Kredit- und Finanzin-
stitute. 

Jüngere Entwicklungen auf den globalen Märkten haben zu einer verstärkten Einflussnahme von staatlichen 
und behördlichen Stellen auf den Finanzsektor und die Tätigkeiten von Kredit- und Finanzinstituten geführt. 
Insbesondere staatliche und behördliche Stellen in der EU und in Österreich schufen zusätzliche Möglichkeiten 
zur Kapitalaufbringung und Finanzierung für Finanzinstitute (einschließlich der Emittentin) und implementieren 
weitere Maßnahmen, inklusive verstärkter Kontrollmaßnahmen im Bankensektor und zusätzlicher Kapitalanfo r-
derungen (für Details zu Basel III siehe den entsprechenden Risikofaktor). Wo die öffentliche Hand direkt in 
Kredit- oder Finanzinstitute investiert, ist es möglich, dass sie auch auf Geschäftsentscheidungen der betroffe-
nen Institute Einfluss nimmt.  

Es ist unklar, wie sich diese verstärkte Einflussnahme auf Finanzinstitute (einschließlich der Emittentin) aus-
wirkt. 

Änderungen bestehender oder neue Gesetze und/oder Verordnungen in Österreich können wesentliche 
Auswirkungen auf das operative Ergebnis der Emittentin haben. 

Änderungen bestehender Gesetze und/oder Verordnungen in Österreich insbesondere hinsichtlich Finan z-
dienstleistungen, Wertpapierprodukten oder sonstigen von der Emittentin durchgeführten Transaktionen kön-
nen wesentliche negative Auswirkungen auf die Emittentin haben. Neben Änderungen des wirtschaftlichen Um-
felds können zudem auch die Umsetzung neuer Verordnungen, wie etwa jener über ein neues Rahmenwerk zur 
Eigenkapitalausstattung – bekannt unter der Bezeichnung Basel II bzw. Basel III – oder Änderungen der Bilan-
zierungsvorschriften bzw. deren Anwendung die Geschäftstätigkeit der Emittentin negativ beeinflussen, da die 
Umsetzung und Einhaltung derartiger Richtlinien Kosten verursachen können, die derzeit nicht genau ab-
schätzbar sind. Es wird allgemein erwartet, dass es zu einer wesentlich stärkeren staatlichen Regulierung und 
Beaufsichtigung der Finanzindustrie kommen wird, was höhere Eigenmittelanforderungen, strengere Offenle-
gungsstandards und Beschränkungen hinsichtlich bestimmter Arten von Transaktionsstrukturen beinhalten 
wird. 

Die Umsetzung des endgültigen Basel III-Rahmenwerks könnte die Liquiditätserfordernisse erhöhen (und da-
durch Liquidität verteuern), weitere Kapitalzufuhren an die Emittentin erforderlich machen oder sie dazu zwin-
gen, Transaktionen durchzuführen, die andernfalls nicht Teil ihrer gegenwärtigen Strategie wären. Sie könnten 
die Emittentin auch daran hindern, bestehende Geschäftssegmente weiterzuführen, Art oder Umfang der 
Transaktionen, die die Emittentin durchführen kann, einschränken oder Zinsen und Gebühren, die die sie für 
Kredite und andere Finanzprodukte verrechnet, begrenzen oder diesbezüglich Änderungen erzwingen. Zusätz-
lich könnten für die Emittentin wesentlich höhere Compliance-Kosten und erhebliche Beschränkungen bei der 
Wahrnehmung von Geschäftschancen entstehen. 

Änderungen von Gesetzen, Verordnungen und Verwaltungspraktiken in den Märkten, in denen die Emittentin 
tätig ist, können die Finanzlage und die Betriebserträge negativ beeinflussen und folglich die Fähigkeit der 
Emittentin zur Leistung von Zahlungen auf die Schuldverschreibungen einschränken. 

Die Stabilitätsabgabe und die Sonderstabilitätsabgabe für österreichische Kreditinstitute könnten die 
Finanzlage der Emittentin negativ beeinflussen. 

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2011 wurde ab 01.01.2011 eine Stabilitätsabgabe von Kreditinstituten eingeführt. 
Die Stabilitätsabgabe ist von der durchschnittlichen Bilanzsumme eines Kreditinstituts laut Einzelabschluss (im 
Wesentlichen vermindert um das Eigenkapital und die gesicherten Einlagen) zu berechnen. Dazu kommt noch 
eine Sonderstabilitätsabgabe vom Geschäftsvolumen sämtlicher dem Handelsbuch zugeordneter Derivate. Die 
in Zusammenhang mit dieser Stabilitätsabgabe von der Emittentin zu leistenden Abgaben könnten die Finan z-
lage der Emittentin wesentlich nachteilig beeinflussen. 
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Da die Emittentin künftig Teile ihres Vermögens der ÖVAG zur Verfügung stellt, ist sie in hohem Maße 
von der ÖVAG abhängig. 

Die Emittentin überlässt künftig der ÖVAG gegen Provision einen Teil ihrer Forderungen zur Einstellung in den 
Deckungsstock für fundierte Bankschuldverschreibungen. Diese Forderungen werden von der Emittentin treu-
händig für die ÖVAG gehalten und besichern die Ansprüche der Inhaber der fundierten Bankschuldverschre i-
bungen gegen die ÖVAG. Sollte die ÖVAG ihren Verpflichtungen aus den durch diesen Deckungsstock bes i-
cherten Schuldverschreibungen in Zukunft nicht nachkommen können, und die Inhaber dieser Schuldverschrei-
bungen aus dem Deckungsstockvermögen befriedigt werden, hätte dies wesentlich nachteilige Auswirkungen 
auf die Finanz- und/oder Ertragslage der Emittentin, da sie anstelle der deckungsstockfähigen Hypothekarfor-
derungen lediglich unbesicherte Forderungen gegen die ÖVAG hätte.  

Die Emittentin trägt folglich teilweise das Insolvenzrisiko der ÖVAG. Im Insolvenzfall der ÖVAG würde es vo r-
aussichtlich auch zu Ausfällen und Verlusten bei der Emittent in kommen, die so groß sein könnten, dass sie al-
lenfalls auch die Insolvenz der Emittentin nach sich ziehen könnten. 

2.2 ALLGEMEINE RISIKEN IN BEZUG AUF DIE SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Zinsniveaus am Geld- und Kapitalmarkt schwanken üblicherweise täglich und daher ändert sich in Fol-
ge auch der Wert der Schuldverschreibungen täglich (Zinsrisiko). 

Das Zinsrisiko ist eines der zentralen Risiken von zinstragenden Wertpapieren. Die Zinssätze auf den Geld - 
und Kapitalmärkten ändern sich üblicherweise täglich und bewirken eine tägliche Änderung des Wertes der 
Schuldverschreibungen. Das Zinsrisiko ist eine Konsequenz der unsicheren Einschätzbarkeit zukünftiger Ve r-
änderungen des Marktzinsniveaus. Insbesondere Anleger von fix verzinsten Schuldverschreibungen sind einem 
Zinsrisiko ausgesetzt, das eine Minderung des Wertes zur Folge haben kann, wenn das Marktzinsniveau an-
steigt. Im Allgemeinen gilt, dass sich die Wirkung dieses Risikos erhöht, wenn das Marktzinsniveau ansteigt.  

Das Marktzinsniveau wird nachhaltig von der öffentlichen Budgetpolitik beeinflusst, sowie auch von den Strate-
gien der Zentralbank, der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, den Inflationsraten und ausländischen 
Zinsniveaus sowie Wechselkurserwartungen. Dennoch kann die Bedeutung der individuellen Faktoren nicht di-
rekt quantifiziert werden; diese können sich auch im Laufe der Zeit verändern.  

Das Zinsrisiko kann zu Kursschwankungen während der Laufzeit einer Schuldverschreibung führen, welche 
zum Tragen kommen, wenn die Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit verkauft werden. Je länger der Zeit-
raum bis zur Fälligkeit der Schuldverschreibungen und je niedriger der Zinssatz ist, desto größer sind die 
Preisschwankungen. 

Es kann der Fall eintreten, dass die Emittentin zum Teil oder zur Gänze nicht in der Lage ist, für die 
Schuldverschreibungen Zins- und/oder Rückzahlungen zu leisten (Kreditrisiko). 

Für die Anleger besteht das Risiko, dass es der Emittentin zum Teil oder zur Gänze unmöglich ist, jene Zins-
zahlungen und/oder Kapitalrückzahlungen zu leisten, zu denen die Emittentin aufgrund der Schuldverschrei-
bungen verpflichtet ist. Je schlechter die Bonität der Emittentin, umso höher ist das Ausfallsrisiko. Wird das 
Kreditrisiko schlagend, kann dies dazu führen, dass die Emittentin Zinszahlungen und/oder Kapitalrückzahlun-
gen zum Teil oder zur Gänze (Totalausfall) nicht leistet. 

Der Credit Spread (Zinsaufschlag) der Emittentin kann sich verschlechtern (Credit Spread-Risiko).  

Unter dem Credit Spread versteht man den Aufschlag, den die Emittentin dem Inhaber einer Schuldverschrei-
bung zur Abgeltung des übernommenen Kreditrisikos bezahlen muss.  

Zu den Faktoren, die Credit Spreads beeinflussen, zählen unter anderem die Bonität  der Emittentin, die Wahr-
scheinlichkeit eines Zahlungsausfalls, die Recovery Rate (Erlösquote), die verbleibende Laufzeit der Schuld-
verschreibung sowie Verpflichtungen aufgrund von Besicherungen oder Garantien bzw. Erklärungen hinsicht-
lich bevorzugter Bedienung oder Nachrangigkeit. Auch das Verbund Rating kann den Credit Spread der Emi t-
tentin beeinflussen. Die Liquiditätslage, das allgemeine Zinsniveau, die allgemeinen wirtschaftlichen Entwic k-
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lungen und die Währung, auf die die maßgebliche Verbindlichkeit lautet, können ebenfalls einen negativen Ein-
fluss haben.  

Für Anleger besteht das Risiko, dass der Credit Spread der Emittentin ansteigt, was zu einer Minderung des 
Marktpreises und/oder der Liquidität der Schuldverschreibungen führen kann. Ein erhöhter Credit Spread der 
Emittentin kann zu höheren Refinanzierungskosten und folglich niedrigeren Gewinnen führen, was die Fähig-
keit der Emittentin, Zahlungen auf die Schuldverschreibungen zu leisten, beeinträchtigen kann.  

Weiters besteht das Risiko, dass es aufgrund der Veränderung des Credit Spreads zu Kursschwankungen wäh-
rend der Laufzeit einer Schuldverschreibung kommen kann. Dieses Risiko kommt zum Tragen, wenn die 
Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit verkauft werden. Je länger der Zeitraum bis zur Fälligkeit der 
Schuldverschreibungen und je niedriger der Zinssatz ist, desto größer sind die Kursschwankungen. 

Es besteht das Risiko, dass das Rating von Schuldverschreibungen nicht alle Risiken der Anlage wi-
derspiegelt (Ratingrisiko). 

Ein Rating spiegelt nicht alle Risiken einer Anlage in solche Schuldverschreibungen adäquat wider, da Ratings 
aufgrund von standardisierten Prozessen vergeben werden und nur solche Parameter berücksichtigen, die in 
diesen standardisierten Prozessen vorgesehen sind. Es kann auch andere Parameter geben, die einen Einfluss 
auf die Kreditwürdigkeit der Emittentin und die Wahrscheinlichkeit eines Zahlungsausfalls unter den Schuldver-
schreibungen haben, die im Zuge des Ratingvergabeprozesses nicht berücksichtigt werden. Weiters kann sich 
die das Rating vergebende Ratingagentur aus einer Vielzahl von Gründen irren, wodurch es auch  zu einem fal-
schen Rating kommen könnte. 

Folglich sollten potentielle Anleger – insoweit sie bei ihrer Anlageentscheidung ein Rating beachten – ein sol-
ches Rating nur als Anhaltspunkt der entsprechenden Ratingagentur sehen und dürfen ihre Analyse der Kre-
ditwürdigkeit der Emittentin und der Wahrscheinlichkeit eines Zahlungsausfalls nicht alleine darauf stützen.  

Die Ratings der Schuldverschreibungen sind nicht unbedingt ein adäquater Maßstab für sämtliche mit 
einer Anlage in solche Schuldverschreibungen verbundenen Risiken und können ausgesetzt, herabge-
stuft und zurückgezogen werden. 

Ein Rating von Schuldverschreibungen bringt nicht sämtliche Risiken einer Anlage in solche Schuldverschre i-
bungen zum Ausdruck. Zudem können Ratings ausgesetzt, herabgestuft oder zurückgezogen werden. Eine 
solche Aussetzung, Herabstufung oder Zurückziehung kann den Marktwert und den Kurs der Schuldverschre i-
bungen negativ beeinflussen. Ein Rating stellt keine Empfehlung für den Kauf, den Verkauf oder das Halten 
von Wertpapieren dar und kann von der Ratingagentur jederzeit revidiert oder zurückgezogen werden.  

Aufgrund von Inflation kann die tatsächliche Rendite einer Anlage verringert werden (Inflationsrisiko).  

Das Inflationsrisiko ist das Risiko, dass der Wert von Vermögenswerten wie den Schuldverschreibungen oder 
den Einnahmen daraus sinkt, wenn die Kaufkraft einer Währung aufgrund von Inflation schrumpft. Durch Inflat i-
on verringert sich die Rendite der Schuldverschreibungen. Ist die Inflationsrate gleich hoch oder höher als die 
auf die Schuldverschreibungen geleisteten Zahlungen, kann die Rendite der Schuldverschreibungen negativ 
werden und die Inhaber der Schuldverschreibungen erleiden einen Teilverlust ihrer Anlage. 

Es gibt keine Sicherheit dafür, dass sich für die Schuldverschreibungen ein liquider Sekundärmarkt 
entwickeln wird, noch dafür, dass dieser gegebenenfalls bestehen bleibt. Auf einem illiquiden Markt ist 
der Anleger unter Umständen nicht in der Lage, seine Schuldverschreibungen zu einem angemessenen 
Marktpreis zu verkaufen (Liquiditätsrisiko). 

Schuldverschreibungen, die unter diesem Basisprospekt begeben werden, sind zum Teil Neuemissionen. Für 
diese Schuldverschreibungen wird es zum Emissionszeitpunkt keinen liquiden Markt geben. Unter dem Basis-
prospekt kann die Emittentin börsenotierte sowie nicht-börsenotierte Schuldverschreibungen begeben. Die 
Emittentin gibt keine Zusicherung über die Liquidität der Schuldverschreibungen, gleich ob diese börsenotiert 
sind oder nicht. 
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Unabhängig von einer allfälligen Notierung der Schuldverschreibungen gibt es weder eine Sicherheit dafür, 
dass sich ein liquider Sekundärmarkt für die Schuldverschreibungen entwickeln wird, noch dafür, dass dieser, 
falls er sich entwickelt, bestehen bleibt. Der Umstand, dass eine Notierung der Schuldverschreibungen möglich 
ist, erhöht deren Liquidität gegenüber nicht notierten Schuldverschreibungen nicht notwendigerweise. Notieren 
die Schuldverschreibungen nicht an einer Börse, können Kursinformationen für solche Schuldverschreibungen 
schwieriger zu erhalten sein, was die Liquidität der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen kann. In einem 
illiquiden Markt ist es einem Anleger unter Umständen nicht möglich, seine Schuldverschreibungen jederzeit zu 
angemessenen Preisen oder Preisen, die eine vergleichbare Rendite wie ähnliche Anlagen, für die ein entwi-
ckelter Sekundärmarkt besteht, zu verkaufen. Für Schuldverschreibungen dieser Art besteht typischerweise ein 
eingeschränkter Sekundärmarkt und sie weisen eine höhere Kursvolatilität als konventionelle Schu ldtitel auf. Il-
liquidität kann schwerwiegende negative Auswirkungen auf den Marktpreis von Schuldverschreibungen haben. 
Die Möglichkeit, die Schuldverschreibungen zu verkaufen, kann zusätzlich durch länderspezifische Umstände 
eingeschränkt sein. 

Inhaber von Schuldverschreibungen die an einem ungeregelten Markt notieren, unterliegen dem Risiko, 
dass der Handel, mit den Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder beendet wird. 

Notieren die Schuldverschreibungen auf einem ungeregelten Markt, kann die Notierung der Schuldverschrei-
bungen - abhängig von den an der jeweiligen Börse geltenden Regelungen - von der jeweiligen Börse oder ei-
ner zuständigen Regulierungsbehörde aus verschiedenen Gründen, insbesondere auch der Verletzung von 
Kurslimits, bei Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen, beim Auftreten operativer Probleme der Börse 
oder, ganz allgemein, wenn dies zur Aufrechterhaltung eines funktionierendes Marktes oder zur Wahrung der 
Anlegerinteressen für erforderlich gehalten wird, ausgesetzt oder unterbrochen werden. Weiters kann der Han-
del mit den Schuldverschreibungen aufgrund einer Entscheidung der Börse, einer Regulierungsbehörde oder 
auf Antrag der Emittentin beendet werden. Die Anleger sollten beachten, dass die Emittentin keinen Einfluss 
auf Handelsaussetzungen oder -unterbrechungen hat (ausgenommen den Fall, dass der Handel mit den 
Schuldverschreibungen aufgrund einer Entscheidung der Emittentin eingestellt wird) und dass die Anleger die 
damit verbundenen Risiken tragen. Insbesondere kann der Fall eintreten, dass Anleger bei Aussetzung, Unter-
brechung oder Einstellung des Handels ihre Schuldverschreibungen unter Umständen nicht verkaufen können. 
Schließlich sollten Anleger beachten, dass selbst im Falle einer Aussetzung, einer Unterbrechung oder einer 
Einstellung des Handels mit Schuldverschreibungen derartige Maßnahmen unter Umständen weder ausre i-
chend, noch adäquat oder zeitgerecht erfolgen, um Kursstörungen zu verhindern oder die Interessen der Anl e-
ger zu wahren. Wird der Handel mit Schuldverschreibungen etwa nach der Veröffentlichung von kursrelevanten 
Informationen, die sich auf solche Schuldverschreibungen beziehen, ausgesetzt, kann der Kurs der Schuldve r-
schreibungen bereits negativ beeinflusst worden sein. Alle diese Risiken hätten, sollten sie schlagend werden, 
eine wesentliche negative Auswirkung auf die Anleger. 

Inhaber von Schuldverschreibungen können bei Verkauf der Schuldverschreibungen einem Marktpreis-
risiko ausgesetzt sein (Marktpreisrisiko). 

Die Entwicklung der Marktpreise der Schuldverschreibungen ist von verschiedenen Faktoren abhängig, wie et-
wa Schwankungen des Marktzinsniveaus, der Politik der Zentralbanken, allgemeinen wirtschaftlichen Entwic k-
lungen, Inflationsraten oder einem Mangel an bzw. einer überschießenden Nachfrage nach der maßgeblichen 
Art von Schuldverschreibungen. Für den Inhaber der Schuldverschreibungen besteht daher das Risiko von ne-
gativen Marktpreisentwicklungen der Schuldverschreibungen, wobei das Risiko schlagend wird, wenn der Inha-
ber die Schuldverschreibungen vor der Rückzahlung dieser Schuldverschreibungen verkauft. Falls der von ei-
nem Anleger bei einem Verkauf von Schuldverschreibungen erzielte Erlös (samt etwaiger zwischenzeitlich auf 
die Schuldverschreibungen geleisteten Ausschüttungen) niedriger ist als der Preis (einschließlich allfälliger 
Spesen und Gebühren), zu dem er die Schuldverschreibungen erworben hat, erleidet der Anleger einen Netto-
verlust. Entschließt sich der Inhaber, die Schuldverschreibungen bis zu ihrer Rückzahlung zu behalten, werden 
die Schuldverschreibungen mit dem im maßgeblichen Konditionenblatt festgesetzten Betrag rückgezahlt. Der 
historische Preis von Schuldverschreibungen stellt keinen Indikator für die zukünftige Wertentwicklung von 
Schuldverschreibungen dar. 

Bestimmte Schuldverschreibungen können eine Option enthalten oder mit einer solchen kombiniert sein, deren 
Kurs sich ändern und damit den Marktpreis der Schuldverschreibungen beeinflussen kann. Der Optionspreis 
(die Optionsprämie) wird hauptsächlich von der Differenz zwischen dem Preis des Basiswertes und dem Aus-
übungspreis, der Restlaufzeit der auszuübenden Option und der Volatilität des Basiswertes beeinflusst. Wen i-
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ger Einfluss auf den Optionspreis haben Faktoren wie Zinsen, Marktbedingungen und der Dividendensatz des 
Basiswertes. Änderungen im Preis und in der Volatilität des Basiswertes beeinflussen den Preis der Option we-
sentlich. Der Wert der Option verringert sich meist gegen den Verfalltag hin, danach ist die Option überhaupt 
wertlos. Der Inhaber solcher Schuldverschreibungen trägt daher das Risiko einer ungünstigen Entwicklung des 
Preises der Option, die in diesen Schuldverschreibungen enthalten oder mit ihnen kombiniert ist.  

Wenn Schuldverschreibungen vor ihrer Fälligkeit zurückgezahlt werden, sind die Inhaber dieser 
Schuldverschreibungen Risiken ausgesetzt, einschließlich dem Risiko, dass ihre Anlage eine niedrigere 
Rendite als erwartet aufweist (Risiko der vorzeitigen Rückzahlung). 

Das Konditionenblatt von Schuldverschreibungen kann ein Recht der Emittentin auf vorzeitige Rückzahlung der 
Schuldverschreibung vorsehen. Wenn die Bedingungen einer Schuldverschreibung eine vorzeitige Rückzah-
lung nach Wahl der Emittentin vorsehen, kann die Emittentin nach Mitteilung an die Anleger (wie im Konditio-
nenblatt festgelegt) die Schuldverschreibung an einem (oder mehreren) vorherbestimmten Rückzahlungs-
tag(en) zu einem bestimmten Wahlrückzahlungsbetrag zurückzahlen. Dieses Recht auf vorzeitige Rückzahlung 
kommt häufig bei Schuldverschreibungen vor, die in Hochzinsphasen begeben werden. Sinkt das Marktzinsni-
veau, besteht für Anleger das Risiko, dass die Emittentin von ihrem Recht auf vorzeitige Rückzahlung 
Gebrauch macht. In Folge können die ausgeschütteten Zinsen geringer sein als erwartet und es kann der ta t-
sächliche Rückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen geringer sein als der vom Anleger investierte Kap i-
talbetrag. Aufgrund einer vorzeitigen Rückzahlung kann der Anleger einen Teil seines investierten Kapitals ver-
lieren, sodass er in diesem Fall nicht den Gesamtbetrag seines investierten Kapitals erhält. Darüber hinaus 
können Anleger, die die bei einer vorzeitiger Rückzahlung erhaltenen Rückzahlungsbeträge wieder veranlagen 
wollen, diese möglichweise nur mit niedrigerem Ertrag wiederveranlagen als bei jenen der vorzeitig zurückge-
zahlten Schuldverschreibungen. 

Anleger können dem Risiko unvorteilhafter Wechselkursschwankungen oder dem Risiko, dass Behör-
den Devisenkontrollen anordnen oder modifizieren, ausgesetzt sein (Währungsrisiko – Wechselkursri-
siko). 

Inhaber von Schuldverschreibungen, die auf eine fremde Währung lauten, sind nachteiligen Änderungen von 
Wechselkursen ausgesetzt, welche die Rendite der Schuldverschreibungen negativ beeinflussen können. Eine 
Änderung des Wertes einer ausländischen Währung gegenüber dem Euro beispielsweise, führt zu einer ent-
sprechenden Änderung des Euro-Wertes einer Schuldverschreibung, die auf eine andere Währung als Euro 
lautet. Wenn der zugrundeliegende Wechselkurs sinkt und der Wert des Euro entsprechend steigt, fällt der 
Kurs einer Schuldverschreibung in Euro. Weiters können Regierungen und Behörden (wie dies bereits stattge-
funden hat) Devisenbeschränkungen einführen, die die maßgeblichen Wechselkurse wesentlich nachteilig b e-
einflussen können. Als Folge könnten Anleger geringere Zins- und/oder Rückzahlungen als erwartet erhalten. 

Zinszahlungen und die Rückzahlung einer Schuldverschreibung wie auch der Wert des Basiswertes können in 
Fremdwährungen angegeben werden. 

Wenn sich das Währungsrisiko verwirklicht, besteht das Risiko, dass der Anleger entweder keine oder nur teil-
weise Zins- oder Rückzahlungen erhält. 

Es besteht ein Risiko, dass Inhaber von Schuldverschreibungen nicht in der Lage sind, Erträge aus den 
Schuldverschreibungen so zu reinvestieren, dass sie den gleichen Ertrag erzielen (Wiederanlagerisiko). 

Inhaber von Schuldverschreibungen tragen gegebenenfalls das Risiko, dass die ihnen aus einer Anlage in die 
Schuldverschreibungen zufließenden Zinsen der Schuldverschreibungen nicht so reinvestiert werden können, 
dass damit der gleiche Ertrag wie mit den rückgezahlten Schuldverschreibungen erzielt werden kann. 

Mit dem Kauf und Verkauf von Schuldverschreibungen verbundene Nebenkosten können das Ertrags-
potenzial der Schuldverschreibungen wesentlich beeinflussen. 

Beim Kauf oder Verkauf von Schuldverschreibungen können neben dem Kauf- oder Verkaufspreis der Schuld-
verschreibungen verschiedene Arten von Nebenkosten (einschließlich Transaktionsgebühren und Provisionen) 
anfallen. Finanzinstitute verrechnen in der Regel Provisionen entweder als fixe Mindestprovisionen oder als 
vom Auftragswert abhängige prozentuelle Provisionen. Soweit zusätzliche – inländische oder ausländische – 
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Parteien an der Durchführung eines Auftrags beteiligt sind, wie zum Beispiel inländische Händler oder Broke r 
auf Auslandsmärkten, können Anlegern auch Brokergebühren, Provisionen und sonstige Gebühren und Kosten 
derartiger Parteien (Drittkosten) verrechnet werden. 

Neben den direkt mit dem Kauf der Schuldverschreibungen verbundenen Kosten (direkten Kosten) müssen An-
leger auch Folgekosten (wie etwa Depotgebühren) berücksichtigen. Anleger sollten sich vor einer Anlage in 
Schuldverschreibungen über die in Zusammenhang mit dem Kauf, der Verwahrung und dem Verkauf von 
Schuldverschreibungen anfallenden Zusatzkosten informieren. Anleger unterliegen dem Risiko, dass diese Ne-
benkosten den Ertrag aus dem Halten der Schuldverschreibungen erheblich reduzieren oder gar aufheben 
können, insbesondere wenn geringe Beträge investiert werden. 

Anleger tragen das Risiko der fehlerhaften Abwicklung durch Clearingsysteme. 

Die Abwicklung von Kauf und Verkauf der Schuldverschreibungen erfolgt über bestimmte Clearingstellen. Clea-
ringstellen können entweder die Emittentin selbst, die OeKB oder ein bevollmächtigter Dritter sein. Im Falle der  
Abwicklung durch die OeKB oder einen bevollmächtigten Dritten, übernimmt die Emittentin keine Verantwor-
tung dafür, dass die Schuldverschreibungen tatsächlich in das Wertpapierdepot des jeweiligen Anlegers übe r-
tragen werden. Anleger müssen sich auf die Funktionsfähigkeit des Clearingsystems verlassen. Anleger tragen 
daher das Risiko, dass die Abwicklung nicht ordnungsgemäß und/oder zeitgerecht abgewickelt wird.  

Die steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschreibungen sollten sorgfältig bedacht wer-
den. 

Zinszahlungen für Schuldverschreibungen bzw. von einem Anleger bei Verkauf oder Rückzahlung der Schul d-
verschreibungen realisierte Gewinne, können in seinem Heimatland oder in anderen Ländern zu versteuern 
sein. Die steuerlichen Auswirkungen für Anleger im Allgemeinen werden im Abschnitt "Besteuerung in der Re-
publik Österreich" dieses Basisprospekts beschrieben; allerdings können sich die steuerlichen Auswirkungen 
für einen einzelnen Anleger von der für Anleger im Allgemeinen beschriebenen Situation unterscheiden. Poten-
zielle Anleger sollten sich daher hinsichtlich der steuerlichen Auswirkungen einer Anlage in Schuldverschre i-
bungen an ihren Steuerberater wenden. Anleger sind dem Risiko ausgesetzt, dass die reale Rendite einer An-
lage in Schuldverschreibungen aufgrund von Einflüssen anwendbarer Steuergesetzgebung wesentlich geringer 
als erwartet sein kann. Außerdem können sich die geltenden Steuervorschriften in Zukunft zu Ungunsten der 
Anleger ändern, was zu höherer Steuerbelastung und damit zu geringeren Erträgen führen könnte. 

Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht, und Änderungen in den geltenden Ge-
setzen, Verordnungen oder regulatorischen Vorschriften können negative Auswirkungen auf die Emi t-
tentin, die Schuldverschreibungen und die Anleger haben. 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht. Anleger sollten beachten, 
dass das für die Schuldverschreibungen geltende Recht unter Umständen nicht das Recht ihres eigenen Lan-
des ist und dass das auf die Schuldverschreibungen anwendbare Recht ihnen unter Umständen keinen ähnl i-
chen oder adäquaten Schutz bietet. Des Weiteren kann hinsichtlich der Auswirkungen einer etwaigen gerichtl i-
chen Entscheidung oder einer Änderung österreichischen Rechts (oder des in Österreich anwendbaren Rechts) 
bzw. der nach dem Datum dieses Basisprospekts üblichen Verwaltungspraxis keine Zusicherung gegeben oder 
Aussage getroffen werden. Anleger unterliegen daher dem Risiko, dass das auf die Schuldverschreibungen 
anwendbare Recht und die Bedingungen der Schuldverschreibungen für Anleger unvorteilhaft sind und (ihre 
Auswirkungen) sich ändern können. 

Forderungen gegen die Emittentin auf Rückzahlung verjähren, sofern sie nicht binnen dreißig Jahren 
(hinsichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsichtlich Zinsen) geltend gemacht werden. 

Forderungen gegen die Emittentin auf Rückzahlung im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen verjäh-
ren und erlöschen sofern sie nicht binnen dreißig Jahren (hinsichtlich Kapital) und binnen drei Jahren (hinsicht-
lich Zinsen) geltend gemacht werden. Es besteht ein Risiko, dass Anleger nach Ablauf dieser Fristen nicht 
mehr in der Lage sein werden, ihre Forderungen auf Rückzahlung im Zusammenhang mit den Schuldve r-
schreibungen erfolgreich geltend zu machen.  
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Wird ein Kredit zur Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen, erhöht dies das 
Verlustrisiko. 

Wird ein Kredit für die Finanzierung des Kaufs der Schuldverschreibungen aufgenommen und gerät die Emit-
tentin danach mit den Zahlungen auf die Schuldverschreibungen in Verzug oder sinkt der Marktpreis erheblich, 
kann der Anleger einen Verlust seiner Anlage erleiden und muss dennoch den Kredit und die damit verbunde-
nen Zinsen zurückzahlen. Dadurch kann sich das Verlustrisiko erheblich erhöhen. Anleger sollten nicht davon 
ausgehen, dass Verpflichtungen aus dem Kredit mit Zinszahlungen und/oder dem Verkaufs- oder Rückzahlungser-
lös der Schuldverschreibungen teilweise oder zur Gänze rückgeführt werden können.  

Einschränkung der Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

Im Fall der Verwahrung der Schuldverschreibungen bei der Emittentin selbst, muss der Anleger ein Depot bei 
der Emittentin eröffnen. Die Schuldverschreibungen können daher nicht von Anlegern ohne Depot bei der Emi t-
tentin erworben werden. Daher ist die Übertragbarkeit der Schuldverschreibungen eingeschränkt. In Folge kön-
nen die Schuldverschreibungen nicht auf ein Depot bei einem anderen Kreditinstitut übertragen werden. Es be-
steht das Risiko, dass der Anleger seine Schuldverschreibungen nur zu einem unter dem Kaufpreis der 
Schuldverschreibungen liegenden Preis verkaufen kann und einen Verlust erleidet.  

2.3 RISIKEN, DIE MIT BESTIMMTEN AUSSTATTUNGSMERKMALEN UND PRODUKTKATEGORIEN 
VON SCHULDVERSCHREIBUNGEN VERBUNDEN SIND. SCHULDVERSCHREIBUNGEN KÖN-
NEN MEHRERE AUSSTATTUNGSMERKMALE BEINHALTEN 

Nachstehend befindet sich eine zusammengefasste Darstellung der Ausstattungsmerkmale und Produktkatego-
rien sowie der wesentlichsten Risiken dieser Schuldverschreibungen. Darüber hinaus können auch die oben 
dargestellten Risiken auf die einzelnen Produkte zutreffen.  

Fix verzinste Schuldverschreibungen. Fix verzinste Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der 
Kurs dieser Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt. 

Inhaber von fix verzinsten Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der Kurs solcher Schuldverschre i-
bungen aufgrund von Veränderungen des Marktzinsniveaus sinkt. Während der nominelle Zinssatz von fix ve r-
zinsten Schuldverschreibungen, wie im Konditionenblatt festgelegt, während der Laufzeit der Schuldverschre i-
bungen im Vorhinein festgesetzt ist, ändert sich der Zinssatz auf den Kapitalmärkten für vergleichbare Schuld-
verschreibungen (das "Marktzinsniveau") üblicherweise täglich. 

Mit den Schwankungen des Marktzinsniveaus ändert sich auch der Kurs der fix verzinsten Schuldverschreibun-
gen, typischerweise vom Marktzinsniveau ausgehend in die entgegengesetzte Richtung. Wenn das Marktzins-
niveau steigt, sinkt der Kurs von fix verzinsten Schuldverschreibungen üblicherweise so lange, bis die Rendite 
dieser Schuldverschreibungen etwa dem Marktzinsniveau entspricht.  

Behält der Inhaber von fix verzinsten Schuldverschreibungen diese bis zum Ende der Laufzeit, sind für ihn de r-
artige Schwankungen des Marktzinsniveaus ohne Bedeutung, da die Schuldverschreibungen zum festgelegten 
Rückzahlungsbetrag, üblicherweise zum Nennbetrag, rückgezahlt werden. Das gleiche gilt für Schuldverschrei-
bungen mit steigender oder fallender Verzinsung (Stufenzinsanleihen), wenn die Marktzinssätze für vergleich-
bare Schuldverschreibungen höher als die für diese Schuldverschreibungen geltenden Zinssätze sind.  

Variabel verzinste Schuldverschreibungen. Inhaber von variabel verzinsten Schuldverschreibungen tra-
gen das Risiko schwankender Zinsniveaus und ungewisser Zinserträge. 

Ein Inhaber von variabel verzinsten Schuldverschreibungen trägt das Risiko eines schwankender Marktzinsn i-
veaus und ungewisser Zinserträge. Aufgrund des schwankenden Marktzinsniveaus ist es nicht möglich, die 
Rendite von variabel verzinsten Schuldverschreibungen im Vorhinein zu bestimmen. Abhängig vom zugrunde-
liegenden Basiswert und Ausgestaltung der Schuldverschreibungen, unterliegen variabel verzinste Schuldver-
schreibungen üblicherweise einer hohen Volatilität. Sind variabel verzinste Schuldverschreibungen derart struk-
turiert, dass sie Multiplikatoren, Höchstzinssätze oder Mindestzinssätze, oder eine Kombination solcher Merk-
male enthalten, kann sich der Marktpreis volatiler gestalten als jener von variabel verzinsten Schuldverschrei-
bungen, die solche Merkmale nicht enthalten.  



 

29 
 

Die Wertentwicklung variabel verzinster Schuldverschreibungen hängt insbesondere von der Entwicklung des 
Marktzinsniveaus, dem Angebot und der Nachfrage auf dem Sekundärmarkt  und der Bonität der Emittentin ab. 
Bei Veränderungen dieser Faktoren kann es daher zu Schwankungen des Kurswertes der Schuldverschreibun-
gen kommen. Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des Marktzinsniveaus während 
einer Zinsperiode auch die Höhe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden negativ beeinflussen kön-
nen. Die Emittentin kann diese Faktoren nicht beeinflussen. 

Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen. Bei Fixed to Floating Rate Schuldverschreibungen kann 
der Zinssatz nach Wechsel von einer fixen Verzinsung auf eine variable Verzinsung weniger vorteilhaft 
für den Anleger sein als der vormals fixe Zinssatz. 

Der Wechsel von einer fixen auf eine variable Verzinsung beeinflusst den Marktpreis der Schuldverschreibun-
gen. Beim Wechsel von einem fixen auf einen variablen Zinssatz, kann der variable Zinssatz niedriger sein, als 
jener der fixen Zinsperiode und jener einer vergleichbaren variablen Schuldverschreibung.   

Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen. Der Marktpreis von Reverse Floating Rate Schuldver-
schreibungen ist volatiler als der Marktpreis konventionellerer variabel verzinster Schuldverschreibun-
gen, die auf demselben Referenzsatz basieren. 

Der Marktpreis von Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen ist übl icherweise volatiler als der Marktpreis 
konventionellerer variabel verzinster Schuldverschreibungen, die (bei sonst vergleichbaren Bedingungen) auf 
demselben Referenzsatz basieren. Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen sind häufig volatile Anlagen, 
da ein Ansteigen des Referenzsatzes nicht nur die Zinsen auf die Schuldverschreibungen verringert, sondern 
die Schuldverschreibungen auch auf ein Ansteigen des herrschenden Zinsniveaus reagieren können, was den 
Marktpreis der Schuldverschreibungen zusätzlich negativ beeinflussen kann. Anleger sind daher dem Risiko 
ausgesetzt, dass langfristige Marktzinssätze ansteigen werden, auch wenn kurzfristige Zinssätze fallen.   

Nullkupon-Schuldverschreibungen. Veränderungen in den Marktzinssätzen haben auf die Kurse von 
Nullkupon-Schuldverschreibungen einen wesentlich stärkeren Einfluss als auf die Kurse gewöhnlicher 
Schuldverschreibungen. 

Nullkupon-Schuldverschreibungen weisen keine Verzinsung (Kupon) auf. Ein Inhaber von Nullkupon- Schuld-
verschreibungen trägt das Risiko, dass der Kurs der Schuldverschreibungen aufgrund von Veränderungen des 
Marktzinsniveaus sinken kann. Der Kurs von Nullkupon-Schuldverschreibungen verhält sich volatiler als der 
Kurs von verzinsten Schuldverschreibungen und reagiert auf Änderungen des Marktzinsniveaus stärker als 
verzinste Schuldverschreibungen mit ähnlicher Laufzeit.  

Zielkupon-Schuldverschreibungen. Bei Zielkupon-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko 
einer vorzeitigen Rückzahlung sobald ein bestimmter Betrag erreicht wird.   

Wenn Schuldverschreibungen einen Zielkupon beinhalten, trägt der Anleger das Risiko der vorzeitigen Rüc k-
zahlung, sobald ein bestimmter Betrag erreicht wird. Dies kann sich nachteilig auf die Liquiditätsplanung des 
Anlegers oder auf einen geplanten Ertrag der Schuldverschreibung auswirken. Aufgrund der vorzeitigen Rück-
zahlung kann der Anleger zukünftig zu erwartende Erträge verlieren (siehe auch "Risiko der vorzeitigen Rück-
zahlung").  

Doppelwährungs-Schuldverschreibungen. Bei Doppelwährungs-Schuldverschreibungen können sich 
Veränderungen des Wechselkurses zwischen Euro und Fremdwährung nachteilig auf den Ertrag der 
Schuldverschreibungen auswirken. 

Am Tag der Rückzahlung der Doppelwährungs-Schuldverschreibungen, hat die Emittentin die Möglichkeit, zwi-
schen einer Rückzahlung in Euro oder in einer Fremdwährung zu wählen, wobei der Wechselkurs zwischen Eu-
ro und Fremdwährung am Laufzeitbeginn festgelegt wird. Aus diesem Grund können sich Veränderungen des 
Wechselkurses nachteilig auf den Ertrag solcher Schuldverschreibungen auswirken.  
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Raten-Schuldverschreibungen. Raten-Schuldverschreibungen tragen das Risiko, dass der Anleger, auf-
grund Unvermögen nachfolgende Ratenzahlungen zu leisten, Teile oder sein gesamtes Investment ver-
liert. 

Die Emittentin kann Schuldverschreibungen begeben, bei denen der Emissionspreis in mehreren Raten zu be-
zahlen ist. Anleger sollten sich daher bewusst sein, dass sie dazu angehalten werden können, weitere Kapita l-
zahlungen zu leisten, nachdem sie die Raten-Schuldverschreibungen erworben haben. Eine Nichtleistung von 
nachfolgenden Ratenzahlungen kann das Risiko mit sich bringen, dass der Anleger Teile oder sein gesamtes 
investiertes Kapital verliert.  

Tilgungs-Schuldverschreibungen. Bei Tilgungs-Schuldverschreibungen trägt der Anleger das Risiko ei-
ner vorzeitigen Rückzahlung.  

Wenn Schuldverschreibungen die Möglichkeit der Teiltilgung beinhalten, können Teile der Schuldverschreibun-
gen vor Fälligkeit rückgezahlt werden. Der Betrag sowie der Zeitpunkt der Teiltilgung werden bereits im Vorhin-
ein festgesetzt. Aufgrund der Teiltilgung kann der Anleger zukünftig zu erwartende Erträge verlieren (siehe 
auch "Risiko der vorzeitigen Rückzahlung").  

Schuldverschreibungen mit vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin. Bei Schuldverschreibungen 
mit vorzeitigem Kündigungsrecht der Emittentin trägt der Anleger neben dem Risiko der vorzeitigen 
Rückzahlung aufgrund des Ausübungskursrisikos auch ein höheres Marktpreisrisiko. 

Wenn Schuldverschreibungen ein vorzeitiges Kündigungsrecht seitens der Emittentin beinhalten, kann die 
Emittentin nach erfolgter Benachrichtigung die Schuldverschreibungen an einem oder mehreren Kündigungsta-
gen für gewöhnlich zum Nennbetrag zurückzahlen. In diesem trägt Fall der Inhaber dieser Schuldverschreibu n-
gen das Risiko, dass seine Anlage aufgrund der vorzeitigen Rückzahlung eine geringere Rendite abwirft als 
erwartet. Die Emittentin kann ein vorzeitiges Kündigungsrecht  ausüben, wenn die Rendite für vergleichbare 
Schuldverschreibungen auf den Kapitalmärkten fällt, was bedeutet, dass der Anleger den für die Schuldver-
schreibungen erhaltenen Rückzahlungsbetrag eventuell nur mit geringerer Rendite wiederveranlagen kann. Da 
alle Inhaber der Schuldverschreibungen dem Risiko einer Ausübung des Kündigungsrechts durch die Emitten-
tin unterliegen (dieses stellt eine Option dar), spiegelt sich dieses Ausübungsrisiko auch im Marktpreis solcher 
Schuldverschreibungen wider. Dies kann zu beachtlichen Preisschwankungen führen, wenn Änderungen der 
Zinssätze oder der Volatilität vorliegen (siehe auch "Risiko der vorzeitigen Rückzahlung").  

Schuldverschreibungen mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag. Bei Schuldverschrei-
bungen mit einem Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag wird die Höhe der Zinsen und/oder des 
Rückzahlungsbetrages niemals über den Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag hinaus steigen. 

Ist der Zinssatz und/oder der Rückzahlungsbetrag einer Emission von Schuldverschreibungen nicht fix, so n-
dern wird er/werden sie entsprechend der im Konditionenblatt dargestellten Struktur der Schuldverschreibun-
gen bestimmt, kann eine solche Emission auch einen Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag beinhalten. 
Wurde ein Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag festgelegt, wird die Höhe der Zinsen und/oder des Rück-
zahlungsbetrages niemals darüber hinaus steigen, womit der Inhaber nicht in der Lage sein wird, von einer 
günstigen, über den Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag hinaus gehenden, Entwicklung zu profitieren. 
Die Rendite könnte daher beträchtlich niedriger ausfallen als jene ähnlich strukturierter Schuldverschreibungen 
ohne Höchstzinssatz/Höchstrückzahlungsbetrag. 

Schuldverschreibungen, die bestimmte für Anleger vorteilhafte Ausstattungsmarkmale wie beispiels-
weise einen Mindestzinssatz aufweisen, können auch für Anleger nachteilige Ausstattungsmerkmale 
wie beispielsweise einen Höchstzinssatz oder einen höheren Emissionspreis aufweisen. 

Anleger sollten bedenken, dass eine Schuldverschreibung mit einer Mindestverzinsung typischerweise auch 
Ausstattungsmerkmale aufweist, die nachteilig für Anleger sein können (z.B. einem Höchstzinssatz oder einen 
höheren Emissionspreis) oder zu einem höheren Preis angeboten werden als vergleichbare Schuldverschre i-
bungen, die keine Mindestverzinsung aufweisen. Anleger sind dazu angehalten, selbst zu beurteilen, ob der 
positive Effekt, den eine Mindestverzinsung haben kann, den höheren Preis oder die anderen für Anleger nega-
tiven Ausstattungsmerkmale aufweist. 
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Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind, sind mit besonderem Risiko behaftet. 

Eine Anlage in basiswertabhängige Schuldverschreibungen, kann beträchtliche Risiken beinhalten, die bei e i-
ner ähnlichen Anlage in konventionell verzinste Schuldverschreibungen nicht auftreten. Als Basiswerte können 
Aktien, Schuldtitel, Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Währungen, Waren, oder eine Formel oder ein 
Korb von Basiswerten dienen. Eine Anlage in basiswertabhängige Schuldverschreibungen kann ähnlichen Risi-
ken unterliegen wie eine direkte Anlage in die jeweiligen Basiswerte. Zu den Risiken eines direkten Invest-
ments in einen Basiswert können weitere Risiken treten, wenn die Anbindung an den Basiswert nicht direkt, 
sondern über ein an diesen Basiswert gebundenes Finanzinstrument (ein Derivat wie z.B. ein Future) erfolgt; 
dies ist häufig bei Basiswerten wie Rohstoffen und Währungen der Fall. Wenn der Basiswert der Schuldver-
schreibungen ein Wertpapier ist, wie beispielsweise ein anderer Schuldtitel, hat der Inhaber neben dem Boni-
tätsrisiko der Emittentin der Schuldverschreibungen, auch das Bonitätsrisiko des Emittenten der den Schuld-
verschreibungen zugrundeliegenden Schuldtiteln zu tragen. 

Sind Zinszahlungen und/oder Rückzahlungen von der Wertentwicklung eines bestimmten Basiswertes abhän-
gig, trägt der Anleger aufgrund der Volatilität des jeweiligen Basiswertes das Risiko schwankender Zinsni-
veaus, und demzufolge eines ungewissen Zinsertrags. Der Anleger erhält möglicherweise überhaupt keine 
Zinszahlungen, womit die Rendite von Schuldverschreibungen mit basiswertabhängiger Verzinsung auch nega-
tiv werden kann. Je nach Berechnung des Rückzahlungsbetrages kann die Rendite einer Schuldverschreibung 
mit basiswertabhängiger Rückzahlung auch negativ sein, und ein Anleger kann (je nach Ausgestaltung der 
Schuldverschreibungen) die Kapitalanlage zur Gänze oder zum Teil verlieren. Je volatiler der maßgebliche Ba-
siswert ist, umso größer ist die Ungewissheit in Bezug auf Zinsertrag und Höhe des Rückzahlungsbetrags.  Es 
ist nicht möglich, die Rendite von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen im Vorhinein zu bestimmen.  

Anleger sollten beachten, dass der Marktpreis von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen sehr volatil 
sein kann und daher der Marktpreis deutlich unter dem Kaufpreis der Schuldverschreibungen liegen kann. 

Die Wertentwicklung des zugrundeliegenden Basiswertes unterliegt zusätzlichen Risiken, wie unter anderem 
das Warenpreisrisiko, das Kreditrisiko und/oder politische und allgemeine wirtschaftliche Risiken. Weder der 
aktuelle noch der historische Wert des maßgeblichen Basiswertes sollte als Hinweis auf die zukünftige Wert-
entwicklung des zugrundeliegenden Basiswertes während der Laufzeit einer Schuldverschreibung angesehen 
werden.  

Anleger, die eine Anlage in basiswertabhängige Schuldverschreibungen erwägen, sollten bedenken, dass die 
Bonität der Emittentin bei diesen Schuldverschreibungen nicht der einzige Gradmesser der Wahrscheinlichkeit 
eines Ausfalls von Zins- und/oder Rückzahlungen sein kann, da die Bonität der Emittentin nur eine Einschät-
zung ihrer Fähigkeit zur Erfüllung ihrer Verpflichtung ist, aber keine Aussage über den Eintritt von Zahlungs-
verpflichtungen der Emittentin unter basiswertabhängigen Schuldverschreibungen trifft. Der Eintritt und die H ö-
he möglicher Zahlungsverpflichtungen der Emittentin unter basiswertabhängigen Schuldverschreibungen hän-
gen von der Entwicklung der Basiswerte ab. Anleger sollen sich darüber im Klaren sein, dass sie bei einer für 
sie negativen Entwicklung der den Schuldverschreibungen zugrundeliegenden Basiswerte möglicherweise 
selbst bei guter Bonität der Emittentin, keine Zahlungen aus den Schuldverschreibungen von der Emittentin er-
halten. Potentielle Anleger sollten daher genau abwägen, ob eine Anlage in basiswertabhängige Schuldve r-
schreibungen eine für sie geeignete Anlage ist. Anleger werden aufgefordert, sich hinsichtlich der Eignung der 
Schuldverschreibungen für den Anleger und der mit den Schuldverschreibungen verbundenen Risiken entspre-
chend beraten zu lassen.  

Besondere Risiken im Zusammenhang mit fonds-, hedgefonds- und schuldtitelgebundenen Schuldver-
schreibungen 

Eine Anlage in fonds-, hedgefonds- und schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen weisen neben den oben 
genannten Risiken zusätzlich folgende komplexe Risiken auf:  

- Fondsgebundene Schuldverschreibungen 

Anleger können dem Marktpreisrisiko jener Positionen unterliegen, in die der Fonds (die Fonds) investiert. 
Der Anleger trägt auch das Risiko, dass Manager des (der) Fonds fahrlässig oder betrügerisch handeln. Bei 
fondsgebundenen Schuldverschreibungen kann es auch der Fall sein, dass die Rückzahlung mittels Über-
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tragung der zugrundeliegenden Fondsanteile vorgenommen wird. In diesem Fall kann die Wertentwicklung 
des (der) Fonds einen direkten Einfluss auf die Schuldverschreibung haben, Anleger sind dem Risiko aus-
gesetzt, dass der Wert solcher Fondsanteile deutlich unter dem Kaufpreis der Schuldverschreibung liegt.  
Bei Schuldverschreibungen mit einem fondsgebundenen Rückzahlungsbetrag können Anleger ihr investie r-
tes Kapital zum Teil oder zur Gänze (Totalausfall) verlieren. 

- Hedgefondsgebundene Schuldverschreibungen  

Eine Anlage in Schuldverschreibungen, deren Bedingungen wirtschaftlich einen Hedgefonds abbilden oder 
eine Bindung zu einem Hedgefonds herstellen, ist mit einem sehr hohen Risiko behaftet. Hedgefonds s ind 
spezielle Fonds, die durch eine spekulative Anlagestrategie gekennzeichnet sind und die ein entsprechend 
hohes Risiko tragen. Aufgrund dieses hohen Risikos gelten für eine Anlage in derartige Schuldverschre i-
bungen besondere Überlegungen: Es sollten keinesfalls alle verfügbaren Mittel bzw. keine durch Kredit f i-
nanzierten Mittel in derartige Schuldverschreibungen investiert werden. Eine Anlage in solche Schuldver-
schreibungen wird Anlegern angeboten, die über besondere Kenntnisse im Bereich von Kapitalanlagen ver-
fügen. Anleger sollten sich nur dann für eine derartige Kapitalanlage entscheiden, wenn sie über besonders 
ausgeprägte Investmentkenntnisse verfügen und in der Lage sind, die mit derartigen Schuldverschreibun-
gen verbundenen Risiken sorgfältig zu prüfen und zu tragen. Bei Schuldverschreibungen mit einem hedge-
fondsgebundenen Rückzahlungsbetrag können Anleger ihr investiertes Kapital zum Teil oder zur Gänze 
(Totalausfall) verlieren. 

- Schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen 

Anleger, die eine Veranlagung in schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen erwägen, sollten bedenken, 
dass sie bei schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen in der Regel nicht nur das Insolvenzrisiko der 
Emittentin der Schuldverschreibungen, sondern auch jenes der Emittentin der zugrundeliegenden Schuldti-
tel zu tragen haben. Zusätzlich sollten Anleger beachten, dass der Marktpreis solcher Schuldverschreibun-
gen sehr volatil sein kann und unter anderem von der Volatilität der zugrundeliegenden Schuldtitel abhängig 
ist. Diese ist wiederum zu einem großen Teil von der Bonität der Emittentin der den schuldtitelgebundenen 
Schuldverschreibungen zugrundeliegenden Schuldtitel abhängig. Anleger, die in schuldtitelgebundene 
Schuldverschreibungen investieren, übernehmen das Risiko, dass sich der Credit Spread (d.h. der von der 
Emittentin des zugrundeliegenden Schuldtitels an ihre Anleger zu zahlende Aufschlag für das Kreditrisiko) 
der Emittentin der zugrundeliegenden Schuldtitel ändert. Wenn der Credit Spread der Emittentin der 
zugrundeliegenden Schuldtitel ansteigt, würde dies den Kurs der Schuldverschreibungen sinken lassen. 
Weder der aktuelle noch der historische Wert der zugrundeliegenden Schuldtitel oder des Credit Spreads 
der Emittentin der zugrundeliegenden Schuldtitel sollte als Hinweis auf die zukünftige Wertentwicklung die-
ser Schuldtitel während der Laufzeit einer Schuldverschreibung angesehen werden. 

Es besteht ein Risiko, dass der Handel mit den Basiswerten ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt 
wird. 

Notiert ein Basiswert auf einem oder mehreren geregelten oder ungeregelten Märkten, kann die Notierung des 
Basiswertes von der jeweiligen Börse oder einer Aufsichts- oder Regulierungsbehörde aus verschiedenen 
Gründen, insbesondere auch der Verletzung von Kurslimits, bei Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen, 
beim Auftreten operativer Probleme der Börse oder, ganz allgemein, wenn dies zur Aufrechterhaltung eines 
funktionierendes Markts oder zur Wahrung der Anlegerinteressen für erforderlich gehalten wird, ausgesetzt 
oder unterbrochen werden. Weiters kann der Handel mit einem Basiswert aufgrund einer Entscheidung der 
Börse, einer Aufsichts- oder Regulierungsbehörde oder auf Antrag der Emittentin eingestellt werden. Wird der 
Handel mit einem Basiswert der Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt, wird übli-
cherweise auch der Handel mit den Schuldverschreibungen ausgesetzt, unterbrochen oder eingestellt, beste-
hende Order für den Verkauf oder Kauf solcher Schuldverschreibungen üblicherweise storniert  und (bestehen-
de) Kauf- und Verkaufsaufträge können nicht durchgeführt werden. Dies kann zu einer verzerrten Preisbildung 
der Schuldverschreibungen führen. Anleger sollten beachten, dass die Emittentin keinen Einfluss auf Han-
delsaussetzungen oder -unterbrechungen von Basiswerten hat. Die Aussetzung, Unterbrechung oder Einstel-
lung des Handels der Basiswerte kann wesentliche negative Auswirkungen auf den Marktpreis der Schuldve r-
schreibungen haben.  

 



 

33 
 

Aktienschuldverschreibungen weisen ähnliche Risiken auf wie eine direkte Anlage in Aktien.  

Aktienschuldverschreibungen können derart ausgestaltet sein, dass die Rückzahlung durch Übertragung der 
zugrundeliegenden Aktien erfolgt. Daher kann eine Anlage in Aktienschuldverschreibungen ähnlichen Risiken 
unterliegen wie eine direkte Anlage in Aktien. Anleger sollten sich daher entsprechend beraten lassen. Die 
zugrundeliegenden Aktien können auf einem geregelten oder ungeregelten Markt innerhalb oder außerhalb des 
EWR notieren (wie im Konditionenblatt festgelegt). Solche Aktien könnten illiquide und/oder hinsichtlich ihres 
Kurses nicht oder nicht korrekt bestimmbar sein, insbesondere wenn sie nicht oder nur an einem ungeregelten 
Markt notiert sind. Anleger gehen daher das Risiko ein, dass der Kurs nicht den Wert der Aktie widerspiegelt 
und/oder dass sie nicht in der Lage sein werden, solche Aktien zu veräußern. Bei Aktienschuldverschreibungen 
können Anleger ihr investiertes Kapital zum Teil oder zur Gänze (Totalausfall) verlieren.  

2.4 RISIKEN IN ZUSAMMENHANG MIT NACHRANGIGEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN  

Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die gesetzlichen Angaben zu den Schuldverschreibungen in den 
Anhängen I. – IV. auf die zum Zeitpunkt der jeweiligen Emission in Österreich geltende Rechtslage beziehen. 

Die Verpflichtungen der Emittentin aus nachrangigen Schuldverschreibungen werden bei Liquidation 
erst erfüllt, nachdem alle nicht-nachrangigen Forderungen von Gläubigern der Emittentin vollständig 
bedient wurden. 

Verpflichtungen aus den nachrangigen Schuldverschreibungen werden bei Liquidation oder Insolvenz der Emit-
tentin erst erfüllt, nachdem alle nicht-nachrangigen Forderungen der Gläubiger der Emittentin bedient wurden, 
d.h. dass die Inhaber von nachrangigen Schuldverschreibungen erst und nur insoweit befriedigt werden, als der 
Emittentin nach der Befriedigung der Inhaber von nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen und allen ande-
ren nicht-nachrangigen Forderungen noch liquide Mittel zur Verfügung stehen, was insbesondere bei Insolvenz 
der Emittentin meist zu einem Totalausfall für den Schuldverschreibungsinhaber führt.  Anleger sind daher dem 
Risiko ausgesetzt, dass der Emittentin nach Befriedigung ihrer nicht-nachrangigen Gläubiger kein ausreichen-
des Vermögen mehr für die Rückzahlung der nachrangigen Schuldverschreibungen verbleibt.  

Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin sind Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedienen. Zinszahlungen 
auf Ergänzungskapital müssen in den ausschüttungsfähigen Gewinnen der Emittentin gedeckt sein.  

Diese Schuldverschreibungen bergen mehrere Risiken. Erstens werden im Falle der Liquidation oder der Inso l-
venz der Emittentin Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nachrangig, d.h. üblicherweise erst nach ande-
ren nicht-nachrangigen Forderungen der Gläubiger der Emittentin befriedigt, was insbesondere bei Insolvenz 
der Emittentin zu einem Totalausfall der Schuldverschreibungsinhaber führen kann. Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen können im Verhältnis zu anderen nachrangigen Schuldverschreibungen mit unte r-
schiedlicher Nachrangigkeit ausgestattet sein. Die Inhaber von Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen tra-
gen ein höheres Ausfallsrisiko als die Inhaber nicht-nachrangiger Wertpapiere. Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen können außerdem ein Kündigungsrecht der Emittentin vorsehen. Die Inhaber von Er-
gänzungskapital-Schuldverschreibungen tragen in diesem Fall auch das Risiko, dass die Emittentin diese 
Schuldverschreibungen vor dem Ende ihrer Laufzeit kündigt. Für Inhaber von Ergänzungskapital -
Schuldverschreibungen besteht seitens des Inhabers vor Ablauf von mindestens acht Jahren keine Künd i-
gungsmöglichkeit.  

Weiters erfolgt eine Zinszahlung an Anleger in Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nur, soweit diese in 
den ausschüttungsfähigen Gewinnen des Einzelabschlusses nach UGB/BWG der Emittentin gedeckt sind. Für 
Inhaber von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen besteht aufgrund der erforderlichen Deckung in den 
ausschüttungsfähigen Gewinnen ein Zinsverlustrisiko, wobei die Emittentin bei der Feststellung der Deckung 
der Zinsen nach pflichtgemäßem Ermessen über den Zeitpunkt der Einstellung von Zinszahlungen auf Ergän-
zungskapital-Schuldverschreibungen entscheidet. Aus all diesen Faktoren ergibt sich, dass hinsichtlich Ergän-
zungskapital-Schuldverschreibungen für den Anleger ein erhöhtes Risiko besteht, einen Totalausfall bei seiner 
Anlage zu erleiden.  

Die im Anhang I abgedruckten Emissionsbedingungen für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen wurden 
gemäß der zum Zeitpunkt ihrer Emission in Österreich geltenden Rechtslage erstellt. Gemäß § 103l BWG ist 
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Ergänzungskapital, das entsprechend den Anforderungen von § 23 Abs 7 Z 2 BWG idF BGBl I Nr 66/2009 be-
geben und nicht an die Erfordernisse des § 23 Abs 7 Z 2 BWG idF BGBl I Nr 152/2009 angepasst wurde, 
längstens bis zum 31.12.2024 aufsichtsrechtlich als Ergänzungskapital anrechenbar. Es wird darauf hingewie-
sen, dass eine Anpassung der Ergänzungskapitals gemäß BGBl I Nr 152/2009 nicht vorgenommen wurde. Zin-
sen auf Ergänzungskapital werden daher nur ausbezahlt, sofern diese im Jahresüberschuss (vor Rücklagen-
bewegung) Deckung finden. 

Die Emittentin kann eigenes Ergänzungskapital bis zu 10 % des jeweils begebenen Ergänzungskapitals erwer-
ben.  

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit von nachrangigen Schuldverschreibungen der Emi t-
tentin als Eigenmittelbestandteile ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA; es besteht daher das 
Risiko, dass nachrangige Schuldverschreibungen der Emittentin nicht als Eigenmittelbestandteile der Emitten-
tin angerechnet werden können. 

Die Rückzahlung von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen vor Liquidation erfolgt nur unter antei-
ligem Abzug von Nettoverlusten. 

Vor der Liquidation der Emittentin dürfen die Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nur unter anteiligem 
Abzug der seit dem Laufzeitbeginn der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen angefallenen Nettoverluste 
vom Nennbetrag, der auf diese Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen ausständig ist, zurückbezahlt wer-
den. Eine Rückzahlung des Kapitals der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen darf nicht erfolgen, bevor 
der Jahresabschluss der Emittentin (nicht konsolidiert, erstellt nach UGB und BWG) für alle Geschäftsjahre seit 
dem Laufzeitbeginn der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen geprüft, festgestellt und veröffentlicht wur-
de. Anleger sind daher dem Risiko ausgesetzt, dass sie anteilig an den Verlusten der  Emittentin teilnehmen 
und dass daher der Rückzahlungsbetrag geringer ausfällt, als von ihnen angenommen. Im Falle hoher Verluste 
besteht das Risiko eines Totalverlustes. Dieses Risiko besteht unabhängig davon, ob es zu einer Liquidation 
der Emittentin kommt (auch auf Going-concern Basis). 

Nachrangkapital-Schuldverschreibungen. Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz der Emittentin 
sind nachrangige Schuldverschreibungen gegenüber anderen Verbindlichkeiten nachrangig zu bedie-
nen. 

Nachrangkapital-Schuldverschreibungen sind nachrangige Forderungen und werden im Falle der Liquidation 
oder der Insolvenz der Emittentin üblicherweise erst nach anderen nicht-nachrangigen Forderungen der Gläu-
biger der Emittentin bedient, d.h. dass die Inhaber von Nachrangkapital-Schuldverschreibungen erst und nur 
insoweit befriedigt werden, als der Emittentin nach der Befriedigung der Inhaber von nicht-nachrangigen 
Schuldverschreibungen und allen anderen nicht-nachrangigen Forderungen noch liquide Mittel zur Verfügung 
stehen, was insbesondere bei Insolvenz der Emittentin meist zu einem Totalausfall für den Schuldverschre i-
bungsinhaber führt. Anleger sind daher dem Risiko ausgesetzt, dass der Emittentin nach Befriedigung ihrer 
nicht-nachrangigen Gläubiger kein ausreichendes Vermögen mehr für die Rückzahlung der Nachrangkapital-
Schuldverschreibungen verbleibt. Nachrangkapital-Schuldverschreibungen können im Verhältnis zueinander 
mit unterschiedlicher Nachrangigkeit ausgestattet sein. Nachrangkapital -Schuldverschreibungen können au-
ßerdem ein Kündigungsrecht der Emittentin vorsehen. Die Inhaber von Nachrangkapital -
Schuldverschreibungen tragen in diesem Fall auch das Risiko, dass die Emittentin diese Schuldverschreibu n-
gen vor dem Ende ihrer Laufzeit kündigt. Für Inhaber von Nachrangkapital -Schuldverschreibungen, bei wel-
chen kein ordentliches Kündigungsrecht für den Schuldverschreibungsinhaber vorgesehen ist, besteht weiters 
das Risiko fehlender Kündigungsmöglichkeiten für Schuldverschreibungsinhaber.  

Die Emittentin kann eigenes Nachrangkapital bis zu 10 % des jeweils begebenen nachrangigen Kapitals erwer-
ben.  

Die Beurteilung der aufsichtsrechtlichen Anrechenbarkeit von Nachrangkapital -Schuldverschreibungen der 
Emittentin als Eigenmittelbestandteile ist nicht Gegenstand des Billigungsverfahrens der FMA; es besteht daher 
das Risiko, dass nachrangige Schuldverschreibungen der Emittentin nicht als Eigenmittelbestandteile der Emit-
tentin angerechnet werden können.  
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2.5 RISIKEN IN BEZUG AUF POTENTIELLE INTERESSENSKONFLIKTE 

Risiko möglicher Interessenskonflikte aufgrund unterschiedlicher Geschäftsbeziehungen. 

Im normalen Verlauf ihrer Geschäftstätigkeit stehen die Emittentin und/oder ihre verbundenen Unternehmen 
möglicherweise mit Emittenten der Basiswerte (z.B. Indizes, Aktien oder Körbe von Basiswerten), deren jewei-
ligen verbundenen Unternehmen oder Garanten oder Dritten, die Verpflichtungen gegenüber den Emittenten 
der Basiswerte oder deren jeweiligen verbundenen Unternehmen oder Garanten haben, nicht nur in Geschäfts-
beziehungen. Sie wickeln auch mit diesen Transaktionen ab, gehen Bankgeschäfte jeder Art und Investment-
bankgeschäfte ein oder stehen anderweitig in Geschäftskontakt, so als ob die Schuldverschreibungen nicht 
existent wären, und zwar unabhängig davon, ob sich die vorgenannten Handlungen nachteilig auf den Emitten-
ten der Basiswerte oder die Referenzschuldner, deren verbundene Unternehmen oder Garanten auswirken. Sie 
können sich auf eigene Rechnung, auf Rechnung von verwaltetem Vermögen oder auf Rechnung des Vermö-
gens von Kunden an Transaktionen hinsichtlich eines oder mehrerer Basiswerte von Schuldverschreibungen 
beteiligen.  

Die Emittentin und/oder ihre verbundenen Unternehmen sind möglicherweise von Zeit zu Zeit an Transaktionen 
im Zusammenhang mit den Basiswerten beteiligt, die den Marktpreis, die Liquidität oder den Wert der Schuld-
verschreibungen beeinflussen und sich gegebenenfalls nachteilig auf die Interessen der Inhaber der Schuld-
verschreibungen auswirken können. 

Mögliche Interessenskonflikte können sich auch zwischen der Berechnungsstelle, der Zahlstelle, einer Hinter-
legungsstelle und/oder einer Indexberechnungsstelle oder des Indexlizenzgebers in Bezug auf den Basiswert 
und den Anleihegläubigern ergeben, insbesondere hinsichtlich bestimmter Ermessensentscheidungen die den 
vorgenannten Funktionen aufgrund der Emissionsbedingungen oder auf anderer Grundlage zustehen. Diese In-
teressenskonflikte könnten einen negativen Einfluss auf die Anleihegläubiger haben.  

Die Emittentin kann die Erlöse aus dem Verkauf von Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhän-
gig sind zur Gänze oder teilweise für Absicherungsgeschäfte verwenden. Es besteht die Möglichkeit, dass so l-
che Absicherungsgeschäfte seitens der Emittentin den Wert solcher Schuldverschreibungen nachteilig beein-
flussen können. 

Die Emittentin kann nicht-öffentliche Informationen in Bezug auf Basiswerte, die den Schuldverschreibungen 
zugrunde liegen, erhalten. Die Emittentin ist nicht dazu verpflichtet, diese Informationen zu veröffentlichen oder 
sonst mit den Anleihegläubigern zu teilen.  

Es ist nicht auszuschließen, dass die Emittentin und/oder ihre verbundenen Unternehmen als Market Maker für 
Basiswerte fungieren, insbesondere wenn die Emittentin den betreffenden Basiswert begeben hat. Im Rahmen 
der Tätigkeit als Market Maker setzt dieser den Preis des betreffenden Basiswertes fest, was Einfluss auf den 
Wert der Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind hat. Der vom Market Maker festge-
setzte Wert muss nicht immer mit dem Wert akkordieren, der sich auf einem liquiden Markt ohne Market Ma-
king entwickelt hätte.  

Risiken potentieller Interessenskonflikte von Organmitgliedern der Emittentin  

Einzelne Organmitglieder der Emittentin üben Organfunktionen in anderen Gesellschaften und/oder in anderen 
Gesellschaften des Volksbanken Verbundes aus (siehe dazu auch im Abschnitt "Verwaltungs-, Leitungs- und 
Aufsichtsorgane"). Aus diesen Doppelfunktionen können die Organmitglieder in Einzelfällen potentiellen Inter-
essenskonflikten ausgesetzt sein. Derartige Interessenskonflikte können insbesondere dazu führen, dass ge-
schäftliche Entscheidungsprozesse verhindert oder verzögert oder zum Nachteil der Anleihegläubiger getroffen 
werden. 
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3 ANGABEN ZUR EMITTENTIN 

3.1 GESCHÄFTSGESCHICHTE UND GESCHÄFTSENTWICKLUNG 
Am 27. August 1938 wurde die Emittentin unter der Bezeichnung Volksbank Salzburg registrierte Genos-
senschaft mit beschränkter Haftung an der Adresse Bergstraße 21 in Salzburg gegründet. 1947 wurde die 
erste Filiale in Maxglan eröffnet.  
 
1965 erfolgte die Verlegung des Verwaltungssitzes in einen Neubau an der Adresse St.-Julien-Straße 12 in 
Salzburg. Von 1965 bis 1975 wurde das Filialnetz auf insgesamt 33 Standorte erweitert.  In den folgenden 
Jahren wurde das Filialnetz weiter ausgebaut. 
 
1986 erfolgte der Zusammenschluss mit der Volksbank Saalfelden reg. Gen.m.b.H. und 1987 mit der Volks-
bank Seekirchen Salzburgischer Bauernkredit reg. Gen.m.b.H. Derzeit werden in 33 Filialen und Zahlstellen 
Produkte und Dienstleistungen angeboten. 
 
In der Generalversammlung vom 22.06.2007 wurde der Firmenwortlaut von Volksbank Salzburg reg. Gen. 
m. b. H. auf Volksbank Salzburg eG geändert und am 4. September 2007 im Firmenbuch eingetragen.  

3.2 JURISTISCHER UND KOMMERZIELLER NAME; SITZ UND RECHTSFORM  
Die Emittentin ist eine nach österreichischem Recht auf unbestimmte Dauer gegründete eingetragene Ge-
nossenschaft und im Firmenbuch des Landesgerichts Salzburg zu FN 39405 z unter der Firma "Volksbank 
Salzburg eG" eingetragen. Sie ist unter dem kommerziellen Namen "Volksbank Salzburg" tätig. 
 
Der Sitz und die Geschäftsanschrift der Emittentin lauten 5020 Salzburg, St. -Julien-Straße 12. Die zentrale 
Telefonnummer lautet +43 (0)662 8696 0.  

3.3 AKTUELLE ENTWICKLUNGEN 

3.3.1 Kreditinstitute-Verbund und Restrukturierungsmaßnahmen der ÖVAG 

Grundlage eines Term Sheet einigten sich am 27.02.2012 ("Term Sheet") die ÖVAG und ihre wesentlichen Ak-
tionäre (die Volksbanken Holding e.Gen., die DZ BANK AG Deutsche Zentral -Genossenschaftsbank, Frankfurt 
am Main ("DZ Bank AG"), die Ergo Versicherungsgruppe AG ("ERGO") und die Raiffeisen Zentralbank Öster-
reich AG ("RZB")), die Volksbanken und die Republik Österreich auf gemeinsame Maßnahmen zur nachhalti-
gen Stabilisierung der ÖVAG. Die darauf aufbauende Restrukturierungsvereinbarung wurde am 26.4.2012 ab-
geschlossen. Die ordentliche Hauptversammlung der ÖVAG vom 26.4.2012 hat die für die Umsetzung notwen-
digen Beschlüsse gefasst. Folgende Restrukturierungsmaßnahmen sind geplant: 

 Umstrukturierung des Volksbanken Verbundes in eine Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG 

Für die Bildung eines Kreditinstitute-Verbundes gemäß § 30a BWG mit den Kernelementen Liquiditätsver-
bund, Haftungsverbund und Weisungen wurde im April 2012 ein Verbundvertrag zwischen der Emittentin 
(als zugeordnetes Kreditinstitut), den weiteren zugeordneten Kreditinstituten, der ÖVAG (als Zentralorgani-
sation) und der Schulze-Delitzsch-Haftungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschränkter 
Haftung (als Haftungsgesellschaft) abgeschlossen. An der Spitze des Kreditinstitute-Verbundes steht die 
ÖVAG als Zentralorganisation. Zu den der Zentralorganisation zugeordneten Kreditinstituten zählen jene 
Volksbanken, die den Verbundvertrag unterzeichnet bzw. diesem beigetreten sind. Die Emittentin (als zu-
geordnetes Kreditinstitut) nimmt am Liquiditäts- und Haftungsverbund teil. An der Spitze des Haftungsver-
bunds steht die Schulze-Delitzsch Haftungsgenossenschaft (als Haftungsgesellschaft). Die ÖVAG (als Zent-
ralorganisation) und die zugeordneten Kreditinstitute schließen sich durch den Verbundvertrag über die Haf-
tungsgesellschaft zu einem Haftungsverbund zusammen. 

Der Verbundvertrag führt zu einer aufsichtsrechtlichen Konsolidierung der Zentralorganisation und der zu-
geordneten Kreditinstitute auf Basis von Haftungsübernahmen, verbunden mit generellen Weisungsrechten. 
Die Zentralorganisation kann zur Erfüllung ihrer Steuerungsfunktion generelle Weisungen gegenüber den 
zugeordneten Kreditinstituten erteilen. Die generellen Weisungen legen allgemeine Vorgaben (in den Berei-
chen der Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere Solvabilität und Liquidität des 
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Verbundes; administrative, technische und finanzielle Beaufsichtigung oder Risikobewertung) für den g e-
samten Verbund fest. Individuelle Weisungen können von der Zentralorganisation im Falle eines Verstoßes 
gegen generelle Weisungen zur Wiederherstellung des vertraglichen und gesetzlichen Zustandes im Kredi t-
institute-Verbundes erlassen werden. Der Verbundvertrag dient sowohl dem geregelten Transfer von Liqui-
dität zwischen den Mitgliedern (Liquiditätsverbund) als auch der Erbringung sonstiger Leistungen zwischen 
den Mitgliedern (Haftungsverbund) und damit der indirekten Absicherung der Gläubiger aller Mitglieder .  

Liquiditätsverbund: Die Zentralorganisation ist verpflichtet, die Liquidität im Verbund so zu steuern, dass al-
le maßgeblichen aufsichtsrechtlichen Vorschriften jederzeit eingehalten werden. Die zugeordneten Krediti n-
stitute sind verpflichtet, ihre Liquidität nach Maßgabe der generellen Weisungen zu veranlagen. Bei Eintritt 
eines Liquiditätsnotfalls einzelner zugeordneter Kreditinstitute sowie im Fall eines Verstoßes gegen genere l-
le Weisungen zum Liquiditätstransfer oder aufsichtsrechtliche Vorschriften hat die Zentralorganisation nach 
Maßgabe des Verbundvertrages Durchsetzungsmaßnahmen zu ergreifen, um den Liquiditätsnotfall oder 
den Verstoß zu beheben. Bei Eintritt eines Liquiditäts-Verbundnotfalls kann auf alle Aktiva der zugeordne-
ten Kreditinstitute zugegriffen werden, um den Notfall zu beheben. 

Haftungsverbund: Die Haftungsgesellschaft kann Leistungen zum Beispiel in Form von kurz- und mittelfris-
tigen Liquiditätshilfen, Garantien, und sonstigen Haftungen, nachrangig gestellten Darlehen, Einlösungen 
fremder Forderungen und Zufuhr von Eigenkapital erbringen. Zugunsten der Haftungsgesellschaft ist für 
diese Verpflichtungen eine Rückdeckung durch die Banken des Verbundes vorgesehen. Die Verpflichtung 
der Zentralorganisation zur Leistungen von Beiträgen an die Haftungsgesellschaft ist unbegrenzt . Die Bei-
träge der Mitglieder zu Leistungen der Haftungsgesellschaft sind von der Zentralorganisation und den Zu-
geordneten Kreditinstituten unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Zugeordne-
ten Kreditinstitute und der Zentralorganisation angemessen anteilig aufzubringen. 

 Verschmelzung der Investkredit Bank AG als übertragender Gesellschaft mit der ÖVAG als über-
nehmender Gesellschaft 

Die Investkredit Bank AG ("IK") wird mit Wirkung zum Verschmelzungsstichtag 31.12.2011 auf die ÖVAG 
verschmolzen. Die Verschmelzung wurde ebenfalls in der ordentlichen Hauptversammlung der ÖVAG vom 
26.4.2012 beschlossen und der Verschmelzungsvertrag genehmigt. Die Verschmelzung soll im Jahr 2012 
rechtwirksam werden. 

 Kapitalherabsetzung und Kapitalerhöhung der ÖVAG 

Rückwirkend zum 31.12.2011 erfolgt eine Kapitalherabsetzung. Die Kapitalherabsetzung betrifft Aktien und 
Partizipationskapital der ÖVAG und wird 70 % des Nominales der Wertpapiere betragen. Das Grundkapital 
der ÖVAG wird von EUR 311.095.411,82 um EUR 217.766.788,27 auf EUR 93.328.623,55 zur Deckung 
von Verlusten ohne Rückzahlung von Einlagen an die Aktionäre (vereinfachte Kapitalherabsetzung) durch 
Herabsetzung des anteiligen Betrags des Grundkapitals je Aktie gemäß §§ 182 ff AktG rückwirkend zum 
31.12.2011 sowie das gesamte von der ÖVAG ausgegebene Partizipationskapital in der Weise herabge-
setzt, dass der Nennbetrag des gesamten von der ÖVAG ausgegebenen Partizipationskapitals um 70  % 
herabgesetzt wird. Gleichzeitig mit der Herabsetzung wird das auf EUR 93.328.623,55 herabgesetzte 
Grundkapital gegen voll einzuzahlende Bareinlagen um EUR 483.999.999,91 auf EUR 577.328.623,46 
durch Ausgabe von 221.916.552 neuen auf Namen lautenden nennwertlosen Stückaktien mit Stimmrecht 
gemäß § 189 AktG rückwirkend zum 31.12.2011 erhöht. Die Kapitalerhöhung erfolgt unter Ausschluss des 
gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre und eines Ausgleichs gemäß § 23 Abs 5 BWG für Inhaber von 
Partizipationskapital. Zur Zeichnung von 114.626.318 neuen Aktien (Zeichnungsbetrag 
EUR 249.999.999,56) wurde die Republik Österreich (Bund), zur Zeichnung von 107.290.234 neuen Aktien 
(Zeichnungsbetrag EUR 234.000.000,35) wurde die Volksbanken Holding eingetragene Genossenschaft 
(e.Gen.) zugelassen. Auf die Emittentin werden hievon voraussichtlich EUR 13,9 Mio. entfallen. Die Volks-
banken werden weiterhin Mehrheitseigentümer der ÖVAG bleiben. Die ordentliche Hauptversammlung der 
ÖVAG vom 26.4.2012 hat diese Kapitalherabsetzung und Kapitalerhöhung (gemeinsam der "Kapitalschnitt") 
sowie die Feststellung des Jahresabschlusses der ÖVAG zum 31.12.2011, der den rückwirkenden Kapita l-
schnitt zeigt, beschlossen.  
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 Restrukturierungsvereinbarung  

Auf Grundlage des Term Sheet haben DZ Bank AG, ERGO, RZB, Volksbanken Holding eingetragene Ge-
nossenschaft (e.Gen.), Republik Österreich (Bund) und die ÖVAG am 26.4.2012 eine Restrukturierungsve r-
einbarung abgeschlossen. Die Emittentin ist selbst nicht Partei der Restrukturierungsvereinbarung, aber 
aufgrund ihrer Beteiligung an der Volksbanken Holding eingetragene Genossenschaft (e.Gen.), welche un-
ter anderem neue Aktien der ÖVAG zeichnet, wirtschaftlich spürbar betroffen. Die wesentlichen Inhalte der 
Restrukturierungsvereinbarung sind: 

Leistungen der Vertragspartner der Restrukturierungsvereinbarung 

Der Bund zeichnet neue Aktien der ÖVAG im Betrag von ca. EUR 250.000.000,00. Darüber hinaus über-
nimmt er, soweit erforderlich, eine Haftung als Ausfallsbürge für bestimmte Vermögensgegenstände der 
ÖVAG bis zu einem Gesamtnominale von EUR 100.000.000,00. Der Bund nimmt mit EUR 700.000.000,00 
des von ihm gezeichneten Partizipationskapitals an der Kapitalherabsetzung teil.  

Die Volksbanken zeichnen neue Aktien der ÖVAG im Betrag von ca. EUR 234.000.000,00. Die Volksbanken 
stellen die Leistung des Haftungsentgelts für die Ausfallsbürgschaft des Bundes sicher, ebenso ab 2018 die 
Abschichtung des vom Bund gezeichneten restlichen Partizipationskapitals an der ÖVAG 
(EUR 300.000.000,00). Die Volksbanken schließen den Verbundvertrag und treten dem Kredi tinstitute-
Verbund bei. Solange der Bund Aktionär oder Partizipant oder Garant für Verbindlichkeiten der ÖVAG ist, 
gilt ein Ausschüttungsverbot aus dem Verbund (mit bestimmten Ausnahmen). Die Volksbanken verzichten 
auf den Dividendenvorzug. Sie nehmen an dem Kapitalschnitt teil. 

Die DZ Bank AG verpflichtet sich, die bereitgestellten Liquiditätslinien in der Volksbank Rumänien und der 
VB-Leasing International Holding GmbH zu belassen. Die DZ Bank AG wird bestmöglich beim Verkauf der 
Anteile an der Volksbank Rumänien und der VB-Leasing International Holding GmbH unterstützen und mit-
wirken. Die DZ Bank AG wird bis 30.6.2012 Assets der Filiale Frankfurt der IK im Umfang von 
EUR 400.000.000,00 zu Nominale übernehmen. Hinsichtlich des restlichen Portfolios der Fil iale Frankfurt 
der IK liegt eine Bemühungszusage von der DZ Bank AG vor. Die DZ Bank AG nimmt als Aktionär an der 
Kapitalherabsetzung teil. 

Die ERGO verpflichtet sich, die an die ÖVAG bereitgestellten Liquiditätslinien zu belassen (bei down-
grading von ÖVAG unter Investment Grade kann ERGO unter bestimmten Voraussetzungen kündigen). Die 
ERGO wird bestmöglich beim Verkauf der Anteile an der Volksbank Rumänien und der VB-Leasing Interna-
tional Holding GmbH unterstützen und mitwirken. Die ERGO wird die Kooperat ion mit den Volksbanken im 
Versicherungsbereich fortsetzen (Vertrieb von Versicherungsprodukten, Veranlagung in Finanzinstrumenten 
von der ÖVAG, kein Verkauf dieser Finanzinstrumente außer bei Verlust von Investment Grade Rating). Die 
ERGO nimmt als Aktionär an der Kapitalherabsetzung teil. 

Die RZB wird bis 31.8.2012 Maßnahmen setzen, die bei der ÖVAG zu einer positiven Eigenmittelwirkung 
von EUR 100.000.000,00 führen und EUR 500.000.000,00 Liquiditätszufluss beinhalten. Die RZB nimmt als 
Aktionär an der Kapitalherabsetzung teil. 

Die ÖVAG ist bereit, ihre RZB Beteiligung zu verkaufen, wenn die ÖVAG dadurch keinen Buchwertverlust 
erleidet. Die ÖVAG wird ihre Anteile an der Volksbank Rumänien und der VB-Leasing International Holding 
GmbH möglichst bald werthaltig verkaufen. Die ÖVAG wird die Filiale Frankfurt der ÖVAG möglichst rasch 
schließen. 

Die oben genannten geplanten Restrukturierungsmaßnahmen sind abhängig von der Zustimmung der FMA, der 
Bundeswettbewerbsbehörde sowie der Europäischen Kommission. Erst nach Erteilung dieser Genehmigungen 
kann die Eintragung insbesondere des Kapitalschnitts und der Verschmelzung von IK mit der ÖVAG erfolgen. 

3.3.2 Abwertung der Beteiligung an der ÖVAG 

Die Emittentin ist indirekt über die Volksbanken Holding e.Gen. mit 4,77 % am Grundkapital der ÖVAG beteiligt 
und hat im Jahr 2008 Partizipationskapital der ÖVAG in Höhe von EUR 11,3 Mio. gezeichnet.  
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Aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung der ÖVAG wurde für die Bilanz zum 31.12.2011 eine Abwertung der 
indirekten Beteiligung auf EUR 0,00 und beim oben genannten Partizipationskapital der ÖVAG auf Kurs 
EUR 22,25 vorgenommen. Dies bedeutet insgesamt einen Abwertungsbedarf zum 31.12.2011 von rund 
EUR 37,35 Mio. 

3.4 GESCHÄFTSÜBERBLICK 

Haupttätigkeitsfelder 

Die Emittentin ist eine regionale Universalbank und sieht ihren Auftrag darin, gemäß § 2 Abs 1 ihrer Satzung 
die Wirtschaft ihrer Mitglieder zu fördern und den Förderauftrag im Verbund der gewerblichen Genossenschaft 
als zur Zentralorganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute-Verbundes der Volksbanken nach 
§ 30a BWG wahrzunehmen. 

 

Der Unternehmensgegenstand der Emittentin ist gemäß § 2 der Satzung: 

(1) Der Zweck der Genossenschaft ist im Wesentlichen die Förderung des Erwerbes und der Wir t-
schaft ihrer Mitglieder. Sie verwirklicht ihren Förderungsauftrag im Verbund der gewerblichen Genos-
senschaften als zur Zentralorganisation zugeordnetes Kreditinstitut des Kreditinstitute -Verbundes der 
Volksbanken nach § 30a BWG und hat diesem daher auf Dauer ihres Bestandes anzugehören. Zentral-
organisation ist die Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft mit Sitz in Wien (im Folgenden 
kurz "ÖVAG" genannt). Gesetzlicher Revisionsverband ist der Österreichische Genossenschaftsve r-
band (Schulze-Delitzsch) (im Folgenden kurz "Verband" genannt) mit Sitz in Wien. 

 
(2) Der Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften sowie bankmäßigen 
Vermittlungs- und Dienstleistungsgeschäften aller Art ausgenommen Bankgeschäfte gemäß § 1 Abs. 1 
Z 7a, 9, 12, 13, 13a, 14, und 21 BWG und alle spekulativen Geschäfte. 

 
(3) Kredite und Darlehen aller Art einschließlich des Diskontgeschäftes dürfen im wesentlichen nur 
an Mitglieder der Genossenschaft gewährt werden. Als Kreditgewährung ist auch die Übernahme von 
Bürgschaften und Garantien zu Lasten der Genossenschaft anzusehen. 

 
(4) Die Beteiligung der Genossenschaft an juristischen Personen des Unternehmens-, des Genos-
senschafts- und Vereinsrechtes sowie an unternehmerisch tätigen eingetragenen Personengesellschaf-
ten ist zulässig, wenn diese Beteiligung der Erfüllung des satzungsmäßigen Zweckes der Genossen-
schaft und nicht überwiegend der Erzielung von Erträgnissen der Einlage dient. Beteiligungen bedürfen, 
sofern hievon keine Ausnahme zulässig ist, der Zustimmung der ÖVAG. 

 
(5) Als zugeordnetes Kreditinstitut gemäß § 30a BWG hat die Genossenschaft sämtlichen Verpflich-
tungen aus dem Kreditinstitute-Verbund Rechnung zu tragen und insbesondere am Liquiditäts- und Haf-
tungsverbund teilzunehmen sowie die Bestimmungen des Verbundvertrages und die auf dessen Grund-
lage erlassenen Weisungen der ÖVAG zu beachten. Verfügbare Geldbestände sind nach Maßgabe der 
Regelungen im Kreditinstitute-Verbund bei der ÖVAG anzulegen.  

 
(6) Die Genossenschaft ist weiters nach Maßgabe des Abs. 5 berechtigt, Zweig-, Zahl-, Annahme-
stellen oder andere dem Gegenstand der Genossenschaft dienende Einrichtungen zu schaffen und zu 
betreiben. 

 
(7) Des weiteren ist die Genossenschaft nach Maßgabe des Abs. 5 berechtigt, Partizipations-, Er-
gänzungs- und Nachrangkapital nach Maßgabe der Bestimmungen des BWG aufzunehmen. 
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(8) Die Genossenschaft betreibt weiters im Rahmen der devisenrechtlichen Vorschriften den Handel 
mit Münzen und Medaillen sowie mit Barren aus Edelmetallen, die Vermietung von Schrankfächern  (Sa-
fes) unter Mitverschluss durch die Vermieterin, die Bausparkassenberatung und die Vermittlung von 
Bausparverträgen, die Versicherungsvermittlung, das Leasinggeschäft, Dienstleistungen in der automa-
tischen Datenverarbeitung, die Vermögensberatung und -verwaltung, Geschäftsstellen von Kraftfahrer-
organisationen, den Vertrieb von Spielanteilen behördlich genehmigter Glücksspiele, die Vermittlung 
von Veranstaltungskarten sowie Ausspielungen gemäß Glücksspielgesetz und das Reisebürogeschäft, 
jeweils nach Maßgabe der diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften. Darüber hinaus betreibt die Ge-
nossenschaft alle sonstigen gemäß § 1 Abs. 2 und 3 BWG zulässigen Tätigkeiten und ist berechtigt, un-
ter Bedachtnahme auf die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften alle anderen Geschäfte zu betreiben, 
die geeignet sind, ihren Geschäftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern.  

 

Die Emittentin ist als regionale Universalbank vor allem in folgenden Geschäftsfeldern tätig:  

 Retail, insbesondere Kontoführung, Veranlagungen, Kreditberatung und – vergabe, sowie die 
Abwicklung des Zahlungsverkehrs 

 Firmenkunden, insbesondere Kreditberatung und Bereitstellung von Unternehmerkrediten.  
 Versicherungen, vor allem Vorsorgeprodukte im Privat- und Kommerzgeschäft und Sachversi-

cherungsgeschäft 
 Immobiliengeschäft, Immobilienvermittlung und Bausparen 
 Leasing, Mobilien-Leasing, Immobilien-Leasing 

Hauptmärkte 

Der wichtigste geografische Markt der Emittentin ist das Bundesland Salzburg mit dem angrenzenden, wirt-
schaftlich nach Salzburg orientierten Umland. 

Wettbewerbsposition 

Zur Wettbewerbssituation werden von der Emittentin keine Angaben aufgenommen.  

3.5 ORGANISATORISCHE STRUKTUR 

Volksbanken Verbund 

Die Emittentin wurde als selbständige Regionalbank gegründet und befindet sich im Eigentum ihrer Genossen-
schafter. Die Emittentin ist Mitglied des österreichischen Volksbanken-Verbundes.  

Der Volksbanken Verbund (der "Volksbanken Verbund") besteht aus der Volksbank Primärstufe (Primärban-
ken bzw. die "Volksbanken" und jeweils einzeln eine "Volksbank"), dem ÖVAG Konzern, dem Volksbank Vor-
arlberg Konzern, der Allgemeinen Bausparkasse registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung (die 
"ABV") und den Versicherungsgesellschaften (siehe nachfolgende Grafik unter "Stellung der Emittentin inne r-
halb des Volksbanken Verbundes"). Die Primärstufe des Volksbanken Verbundes (Primärbanken) besteht aus 
51 regionalen Volksbanken, 7 Spezialbanken und 4 Hauskreditgenossenschaften. Jede Volksbank verfügt über 
eine Bankkonzession der FMA.  

Zum 1.Juni 2011 zählen 67 Mitgliedseinrichtungen zum Volksbanken Sektor (der "Sektor") (Quelle: OeNB Kre-
ditinstitutsverzeichnis): Zusätzlich zur Primärstufe besteht der Volksbanken Sektor aus der ÖVAG, der VB Fac-
toring Bank AG, der Volksbank-Quadrat Bank AG, der IK Investmentbank AG und der Investkredit Bank AG 
(die ABV und die Versicherungsgesellschaften, die Teil des Volksbanken Verbund sind , zählen nicht zum Sek-
tor). 

Die Eigentümer (Mitglieder) der regionalen Volksbanken sind etwa 544.000 überwiegend natürliche Personen. 
Jede regionale Volksbank ist nicht nur rechtlich unabhängig sondern auch in ihrer Führung autonom. Diesbe-
züglich unterliegt die Bankleitung der Aufsicht der FMA und einer internen Kontrolle. Neben der internen Kon-
trolle werden die Aufbau- und Ablauforganisation laufend durch die Interne Revision geprüft. Eine externe Re-
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vision (ÖGV als Prüfungsverband) nimmt eine Bilanz- und Gebarungsprüfung in Form einer vorgezogenen und 
einer Hauptprüfung jährlich vor. 

Der Vorteil der regionalen Volksbanken liegt in ihrer Kundennähe und regionalen Verwurzelung. Der Volksban-
ken Verbund ist ein vertikal organisiertes System, in dem unabhängige Einheiten zusammenarbeiten. Auf der 
Basis gemeinsamer Ziele nehmen sie bestimmte individuelle Funktionen aus ihrem autonomen Entscheidungs-
bereich aus und übertragen diese an andere Mitglieder des Volksbanken Verbundes (Prinzip der Subsidiarität). 
Dieses Prinzip regelt die Beziehung zwischen dezentralen Einheiten (regionale Volksbanken) und zentralen 
Einheiten: Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) (der "ÖGV") und der ÖVAG. Die 
Funktion der zentralen Einheiten ist als zusätzliche Unterstützung für die (dezentralen) Mitglieder gedacht.  

Der ÖGV wurde 1872 gegründet. Jedes Finanzinstitut innerhalb des Volksbanken Verbundes ist Mitglied des 
ÖGV, wobei auch Genossenschaften außerhalb des Finanzbereichs (aus Industrie und Gewerbe) zu den Mi t-
gliedern zählen. Der Kreditbereich des ÖGV, der aus den Finanzinstituten des Volksbank Verbundes besteht, 
nimmt eine Schlüsselposition bei der Koordinierung des Volksbank Verbundes und der Verwaltung des Unter-
stützungsfonds des Volksbanken Verbundes ein. 

Zu Details zum Kreditinstitute-Verbund nach § 30a BWG wird auf den Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen" 
verwiesen. 

Stellung der Emittentin innerhalb des Volksbanken Verbundes 

 
*) Die Emittentin ist mit 4,77 % am Grundkapital der ÖVAG beteiligt 

**) Mitgliedschaft im ÖGV 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 
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3.6 TRENDINFORMATIONEN  

Wesentliche negative Veränderungen in den Aussichten der Emittentin  

Soweit in diesem Basisprospekt in den Punkten "2.1 Risiken in Bezug auf die Emittentin und ihre Geschäftstä-
tigkeit" und "3.3 Aktuelle Entwicklungen" nicht anders angegeben, hat es keine wesentlichen negativen Verän-
derungen in den Aussichten der Emittentin seit dem letzten geprüften Konzernabschluss zum 31.12.2011 ge-
geben. Zu den Details zur Restrukturierung und die Auswirkungen auf die Emittentin wird auf den Abschnitt 
"3.3 Aktuelle Entwicklungen" verwiesen. 

Wesentliche Einflüsse im laufenden Geschäftsjahr der Emittentin 

Soweit in diesem Basisprospekt nicht anderes angegeben, liegen der Emittentin keine Informationen über be-
kannte Trends, Unsicherheiten, Nachfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle vor, die voraussichtlich d ie Aussich-
ten der Emittentin im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen.  Zu den Details zur Restrukturierung 
und die Auswirkungen auf die Emittentin wird auf den Abschnitt "3.3 Aktuelle Entwicklungen" verwiesen. 

3.7 ERWARTETER ODER GESCHÄTZTER GEWINN 

Angaben zum erwarteten oder geschätzten Gewinn werden in dem Basisprospekt nicht gemacht.  

3.8 VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE 

Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane 

Name  Funktionen außerhalb der Emittentin 

Vorstand   

Dr.  
Walter Zandanell 
Vorsitzender 

 
Gesellschafter 

 
BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft 
m.b.H., Salzburg 

 Vorstand Schulze-Delitzsch Privatstiftung, Salzburg 

 Aufsichtsratsmitglied ARZ Allgemeines Rechenzentrum GmbH, Innsbruck 

 Aufsichtsratsmitglied VACH Holding GmbH, Wien 

 Aufsichtsratsmitglied Volksbank-Quadrat Bank AG, Wien 

 Aufsichtsratsmitglied Volksbanken-Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Wien 

 Aufsichtsratsmitglied 

 

Aufsichtsratsmitglied 

Schulze-Delitzsch Haftungsgenossenschaft 
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haf-
tung 

Volksbank Graz-Bruck e.Gen. 

Mag.Dr.  
Andreas Hirsch 

 
Vorstand 

 
Schulze-Delitzsch Privatstiftung, Salzburg 

Vorstandsmitglied Aufsichtsratsmitglied Bürgschaftsbank Salzburg GmbH, Salzburg 

 Aufsichtsratsmitglied Salzburger Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
mbH, Salzburg 
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Aufsichtsrat   

Dr. Roland Reichl  Vorstand Kairos Privatstiftung, Salzbug 

Vorsitzender des 
Aufsichtsrates 

Vorstand Vera Di Centa Privatstiftung, Salzburg 

   

Dr. Anton Fischer Gesellschafter STÖGER+PARTNER GMBH, Salzburg 

 Gesellschafter realtime.at Domain Services GmbH, Grödig 

 unbeschränkt haftender 
Gesellschafter 

Fischer & Rechberger OG, Salzburg 

 Vorstand FK Privatstiftung, Salzburg 

 Vorstand GES Privatstiftung, Salzburg 

   

Ing. Franz Asen Gesellschafter/ 
Geschäftsführer 

ASEN STAHL- u. HOLZBAU GmbH, Seekirchen am 
Wallersee 

 Gesellschafter/ 
Geschäftsführer 

EFA Immobilien GmbH, Seekirchen am Wallersee 

 Kommanditist Franz Asen Schlosserei K.G., Seekirchen am Wal-
lersee 

   

Dir. Johann Peter Präauer Vorstand Gletscherbahnen Kaprun Aktiengesellschaft, Kaprun 

   
Mag.Dr. Martin Winner Gesellschafter Dr. Winner Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera-

tungs-Gesm.b.H., Zell am See 

 unbeschränkt haftenter 
Gesellschafter 

Kommunalconsult Steuerberatungsgesellschaft Win-
ner KG, Zell am See 

 unbeschränkt haftenter 
Gesellschafter 

WINNER & WIESER KG STEUERBERATUNGSGE-
SELLSCHAFT, Zell am See 

 Vorstand Lohningstein Privatstiftung, Zell am See 

 Vorstand Menti-Privatstiftung, St. Christoph am Arlberg 

   
Thomas Joch Aufsichtsrat VICTORIA-VOLKSBANKEN Pensionskassen Aktien-

gesellschaft, Wien 

Gabriele Gugerbauer-
Kreuzmayr 

- - 

Andreas Weber - - 

http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=077097d&onr=735836&PageID=7848
http://gb.m086/FirmenCompass/?p=betrieb&fb=077097d&onr=735836&PageID=7848
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Staatskommissäre 
 
Ministerialrat Dr. Thomas Limberg 
(Bestellung mit 01.09.2008) 
 
Mag. Ottilie Hebein 
(Bestellung mit 01.01.2011) 

Die Geschäftsanschrift aller Mitglieder des Vorstandes und Aufsichtsrates lautet St.  Julien-Straße 12, 
5020 Salzburg, Österreich. 

Interessenskonflikte 

Hinsichtlich der oben aufgelisteten Personen hat die Emittentin keine Kenntnis von Interessenskonflikten zw i-
schen deren Verpflichtungen gegenüber der Emittentin und ihren privaten oder sonstigen Interessen (zum Risi-
ko potentieller Interessenskonflikte siehe den entsprechenden Risikofaktor im Abschnitt "Risikofaktoren"). 

3.9 EIGENTÜMERSTRUKTUR DER EMITTENTIN 
Die Emittentin befindet sich im Eigentum ihrer Genossenschafter.  

Geschäftsanteile zum 31.12.2011 

Anzahl der Mitglieder 6.469 
Gezeichnete Geschäftsanteile á 22 EUR 320.049 
Insgesamt EUR 7.041.078 

(Quelle: Eigene Angaben der Emittentin) 

3.10 FINANZINFORMATIONEN ZUR EMITTENTIN  

Historische Finanzinformationen 

Die jüngsten geprüften Finanzinformationen stammen aus dem geprüften Konzernabschluss der Emittentin zum 
31.12.2011. Die geprüften Konzernabschlüsse der Emittentin für die am 31.12.2011 und am 31.12.2010 en-
denden Geschäftsjahre der Emittentin sind in den Anhängen ./A und ./B in diesen Basisprospekt aufgenom-
men. 
Die nachfolgenden Positionen der Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung (die "GuV") stellen Auszüge aus 
den geprüften Jahresabschlüssen zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010 dar: 

 

GuV in EUR Tausend 31.12.2011 geprüft 31.12.2010 geprüft 
Nettozinsertrag 38.296 35.806 
Betriebserträge 57.189 56.502 
Betriebsaufwendungen -36.117 -35.214 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 7.286 9.651 
Jahresüberschuss nach Steuern 1.123 6.665 
Bilanz in EUR Tausend 31.12.2011 geprüft 31.12.2010 geprüft 
Forderungen gegenüber Kreditinstitute 213.139 209.569 
Forderungen gegenüber Kunden 1.713.890 1.670.498 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 590.747 480.568 
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 1.228.000 1.323.703 
Eigenkapital* 141.694 141.472 
Bilanzsumme 2.056.022 2.042.396 

 
(Quelle: Geprüfte konsolidierte Konzernjahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 und zum 31.12.2010 gemäß International 
Financial Reporting Standards ("IFRS")) 
* Das Eigenkapital errechnet sich aus der Summe des Fonds für allgemeine Bankrisiken, des gezeichneten Kapitals, der 
Kapitalrücklagen, der Gewinnrücklagen, der Haftrücklage gem. § 23 Abs 6 BWG, dem Bilanzgewinn und der unversteuerten 
Rücklagen. 
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Bestätigungsvermerke 

Die Bestätigungsvermerke (Berichte der Abschlussprüfer) der Konzernabschlüsse der Emittentin zum 
31.12.2011 und zum 31.12.2010 sind als Anhänge ./A und ./B in den Basisprospekt aufgenommen. 

3.11  RECHTS- UND SCHIEDSVERFAHREN 

Die Emittentin erklärt, dass keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (ein-
schließlich derjenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch anhängig sind oder eingeleitet werden 
könnten) bestehen, die im Zeitraum der mindestens letzten zwölf Monate bestanden/abgeschlossen wurden, 
und die sich erheblich auf die Finanzlage oder die Rentabilität der Emittentin und/oder des Konzerns auswirken 
bzw. in jüngster Zeit ausgewirkt haben. 

3.12  WESENTLICHE VERTRÄGE 

Die Emittentin wird folgenden wesentlichen Vertrag abschließen: 

Rahmenvertrag betreffend Einstellung von Forderungen in den Deckungsstock 

Die Emittentin wird zukünftig mit der ÖVAG einen Treuhandvertrag hinsichtlich der Einstellung von Hypothekar-
forderungen der Emittentin in den Deckungsstock der ÖVAG auf unbestimmte Zeit gemäß § 1 Abs 5 Z 2 des 
Gesetzes betreffend fundierte Bankschuldverschreibungen (FBSchVG) abschließen. Der Vertrag kann von je-
der Vertragspartei unter Einhaltung einer Frist von zehn Tagen zum Monatsletzten gekündigt werden. Für die 
auf Grundlage des Vertrags bis zum Kündigungszeitpunkt bereits in Deckung genommenen Forderungen, gel-
ten die Bestimmungen des Vertrags jedoch weiterhin, solange bis die dazugehörigen fundierten Bankschuld-
verschreibungen der ÖVAG getilgt werden.  

Sollte die Treuhandschaft der Emittentin für die ÖVAG, etwa durch Kündigung des Treuhandvertrags seitens 
der Emittentin, beendet werden, bleiben die Zustimmung der Emittentin zur Aufnahme der Forderungen in den 
Deckungsstock der ÖVAG und die Bestimmungen des Vertrages davon unberührt. Die Emittentin ist daher 
nicht berechtigt, die Übertragung der betreffenden Forderung zu verlangen, solange die Forderung in den De-
ckungsstock der ÖVAG eingestellt ist. 

Zu Details zum Verbundvertrag und zur Restrukturierungsvereinbarung wird auf den Abschnitt "3.3 Aktuelle 
Entwicklungen" verwiesen. 

Abgesehen von dem oben Dargelegtem hat die Emittentin keine wesentlichen Verträge außerhalb der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit abgeschlossen, die die Fähigkeit der Emittentin, ihre Verpflichtungen gegenüber den 
Inhabern der ausgegebenen Schuldverschreibungen zu erfüllen, beeinträchtigen können. 

3.13  EINSEHBARE DOKUMENTE 

Nachfolgende Dokumente sind für zwölf Monate ab dem Tag der Veröffentlichung dieses Basisprospekts am 
Sitz der Emittentin, während der üblichen Geschäftszeiten, kostenlos verfügbar:   

 Die Satzung der Emittentin; 

 Die geprüften konsolidierten Konzernjahresabschlüsse der Emittentin für die Geschäftsjahre 2011 und 
2010, 

 Dieser Basisprospekt und etwaige Nachträge zum Basisprospekt. 
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4 ANGABEN ZU DEN WERTPAPIEREN 
Schuldverschreibungen, die unter diesem Basisprospekt begeben werden, können gleichzeitig mehrere Aus-
stattungsmerkmale aufweisen. Die Emittentin begibt unter diesem Basisprospekt nachrangige und nicht -
nachrangige Schuldverschreibungen, die in die nachstehend beschriebenen Kategorien eingeteilt werden. Die 
jeweiligen Risikohinweise zu den einzelnen Kategorien und Ausgestaltungsvarianten der Schuldverschreibun-
gen sind im Abschnitt "Risikofaktoren" zu finden. 

4.1 RANG DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

4.1.1 Nicht-nachrangige Schuldverschreibungen 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-nachrangige und unbesicherte Verbindlich-
keiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht besicherten 
und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig 
zu berücksichtigende Verbindlichkeiten. 

4.1.2 Nachrangige Schuldverschreibungen  

Nachrangige Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 
Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-
tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-
gig sind. Der jeweilige Rang der Schuldverschreibungen der Emittentin wird im Konditionenblatt definiert. 

a) Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen  

Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen begründen Verbindlichkeiten der Emittentin, die nachrangig 
sind, nur seitens der Emittentin gekündigt werden können und dem Kreditinstitut für eine gesetzlich nor-
mierte Mindestdauer zur Verfügung gestellt werden. Vor Liquidation dürfen sie nur unter anteiligem Ab-
zug von allfälligen Nettoverlusten zurückgezahlt werden.  

Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, die vor dem 01.01.2010 begeben wurden, gilt nachfol-
gendes: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahresüberschüssen und Jahresfehlbeträgen 
(jeweils vor Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am Verlust 
der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nach Maßgabe der 
festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital 
entfallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungs-
kapital-Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instru-
mente (Ergänzungskapital, Partizipationskapital, Grundkapital). Der Anteil wird periodenbezogen, für j e-
des Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet 
wird. 

Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, die nach dem 01.01.2010 begeben wurden, gilt nachfol-
gendes: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahresgewinnen und Jahresverlusten (je-
weils nach Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am Verlust 
der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen nach Maßgabe der 
festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital 
entfallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungs-
kapital-Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instru-
mente (Ergänzungskapital, Partizipationskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil 
wird periodenbezogen, für jedes Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte ver-
lusttragende Kapital gewichtet wird. 
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Im Falle der Liquidation oder der Insolvenz werden die Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen erst 
nach den Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt. Die Zahlung der Zinsen er-
folgt (wie im Konditionenblatt festgelegt) nur, soweit diese im ausschüttungsfähigen Gewinn gedeckt 
sind.  

"Ausschüttungsfähiger Gewinn" ist der festgestellte Bilanzgewinn nach Rücklagenbewegung und Be-
rücksichtigung eines allfälligen Gewinn- oder Verlustvortrags aus Vorperioden, ermittelt nach UGB/BWG 
unter Berücksichtigung allfälliger Ausschüttungssperren oder Ausschüttungsbeschränkungen sowie be-
schlossener oder geplanter Ausschüttungen, allfälliger Verluste im laufenden Geschäftsjahr sowie der 
Bestimmungen des BWG, sofern anwendbar. Berechnungsbasis des ausschüttungsfähigen Gewinns ist 
der jeweilige Einzelabschluss der Emittentin. Der zur Verfügung stehende ausschüttungsfähige Gewinn 
kann infolge allfällig zur Anwendung kommender Ausschüttungsbeschränkungen und Ausschüttungs-
sperren, oder infolge von im laufenden Geschäftsjahr eingetretenen Verlusten, geringer sein als der 
ausgewiesene Bilanzgewinn. 

Die Zinsen aus Ergänzungskapital sind nicht-kumulativ ausgestaltet (wie in den Bedingungen definiert). 
Nicht-kumulativ bedeutet, dass Zinszahlungen nicht nachgeholt werden, auch wenn in Folgejahren aus-
schüttungsfähige Gewinne vorliegen.  

b) Nachrangkapital-Schuldverschreibungen  

Nachrangkapital-Schuldverschreibungen begründen nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin. Ihre 
Gesamtlaufzeit beträgt mindestens fünf Jahre, die im Falle der Liquidation oder der Insolvenz erst nach 
den Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt werden (wie im Konditionenblatt 
festgelegt).  

4.2 KATEGORIEN UND AUSGESTALTUNGSVARIANTEN 

Fix verzinste Schuldverschreibungen 

Fix verzinste Schuldverschreibungen werden mit einem oder mehreren fixen Zinssätzen verzinst, der/die im 
Vorhinein festgelegt ist/sind und sich während der gesamten Laufzeit nicht ändert. Die Schuldverschreibungen 
können eine über die Laufzeit gleiche, steigende oder fallende Verzinsung aufweisen.  

Variabel verzinste Schuldverschreibungen 

Variabel verzinste Schuldverschreibungen weisen einen variablen Zinssatz auf, dessen Berechnung von einem 
Basiswert abhängig ist. Die Verzinsung wird, wie im Konditionenblatt festgelegt, entsprechend der Entwicklung 
des Basiswertes angepasst. Darüber hinaus können sie mit einem Mindestzinssatz oder einem Höchstzinssatz 
ausgestattet sein.  

Fix to Floating Rate Schuldverschreibungen 

Fix to Floating Rate Schuldverschreibungen sind Schuldverschreibungen, die zu einem zunächst fixen und 
nach einer bestimmten Zeit (wie im Konditionenblatt festgelegt) variablen Zinssatz bzw. umgekehrt verzinst 
werden.  

Reverse Floating Rate Schuldverschreibung 

Reverse Floating Rate Schuldverschreibungen sind mit einer Verzinsung ausgestattet, die aus der Differenz 
zwischen einem festen Zinssatz und einem variablen Referenzsatz, wie etwa dem Euro Inter Bank Offered Ra-
te ("EURIBOR") oder dem London Inter Bank Offered Rate ("LIBOR") berechnet wird.  

Nullkupon-Schuldverschreibungen 

Nullkupon-Schuldverschreibungen sind Schuldverschreibungen, die keine Verzinsung aufweisen. Sie schütten 
keine Zinsen aus, sondern werden mit einem Abschlag von ihrem Nennwert begeben oder mit einem Aufschlag 
auf ihren Nennbetrag zurückbezahlt. Anstelle periodischer Zinszahlungen stellt die Differenz zwischen dem 
Rückzahlungskurs und dem Emissionspreis den Zinsertrag dar. 



 

48 
 

Zielkupon-Schuldverschreibungen 

Eine Zielkupon-Schuldverschreibung ist eine Schuldverschreibung, die vorzeitig zurückbezahlt werden kann, 
sobald der in den Bedingungen festgelegte Zielkupon erreicht ist. Zur Berechnung des Zielkupons werden dafür 
ab Verzinsungsbeginn alle geleisteten Zinszahlungen addiert, solange bis entweder der Zielkupon erreicht ist 
und in diesem Fall die Schuldverschreibung vorzeitig zurückgezahlt wird oder das Ende der Laufzeit erreicht 
ist.  

Doppelwährungs-Schuldverschreibungen 

Bei Doppelwährungs-Schuldverschreibungen hat die Emittentin am Ende der Laufzeit das Recht, den Rückzah-
lungsbetrag entweder in Euro oder in einer Fremdwährung auszubezahlen, wobei der Wechselkurs zwischen 
Euro und der jeweiligen Fremdwährung am Laufzeitbeginn festgelegt wird. 

Raten-Schuldverschreibungen 

Bei Raten-Schuldverschreibungen wird der Emissionspreis in mehreren Raten bezahlt. Die Zahlung der Raten 
erfolgt wie im Konditionenblatt festgelegt.  

Tilgungs-Schuldverschreibungen 

Tilgungs-Schuldverschreibungen werden während der Laufzeit in fixen oder variablen Teilbeträgen zurückge-
zahlt. Die Höhe sowie der Zeitpunkt der Teiltilgungen werden bereits im Vorhinein von der Emittentin festge-
setzt. 

Von einem Basiswert abhängige Schuldverschreibungen 

Schuldverschreibungen, die von einem Basiswert abhängig sind, sind Schuldverschreibungen, deren Verzin-
sung und/oder Rückzahlungsbetrag direkt positiv oder negativ von der Wertentwicklung eines oder mehrerer 
Basiswerte abhängig sind. Als Basiswerte können insbesondere herangezogen werden: Aktien, Schuldtitel, 
Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Referenzsätze, Währungen, Waren, oder eine Formel oder ein Korb 
hiervon oder ein anderer in den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen vorgesehene Basiswerte.  

Aktienschuldverschreibungen  

Aktienschuldverschreibungen weisen typischerweise eine über dem Marktzinsniveau liegende Verzinsung auf 
und geben der Emittentin das Recht, die Schuldverschreibungen am Ende der Laufzeit entweder zum Nennbe-
trag zurückzuzahlen oder eine festgelegte Anzahl an Aktien (ausgenommen jene der Emittentin) zu liefern.  

Aktiengebundene Schuldverschreibungen 

Aktiengebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit aktiengebundener 
Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der Schuld-
verschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Aktie oder eines Korbes von Aktien (wie 
im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhängig ist, und/oder als Schu ldverschreibungen 
mit aktiengebundenem Rückzahlungsbetrag, wobei die Kapitalrückzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung 
einer einzelnen Aktie oder einem Korb von Aktien (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet bzw. ausbe-
zahlt wird. 

Fondsgebundene Schuldverschreibungen  

Fondsgebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit fondsgebundener 
Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der Schuld-
verschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung eines Fonds oder eines Portfolios von Fonds (wie im 
Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhängig ist, oder als Schuldverschreibungen mit 
fondsgebundenem Rückzahlungsbetrag, wobei die Kapitalzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung eines 
Fonds oder eines Portfolios von Fonds (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhä n-
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gig ist. Schuldverschreibungen mit fondsgebundenem Rückzahlungsbetrag können auch vorsehen, dass die 
Rückzahlung durch physische Übergabe von Referenzwerten (Einbuchung von Fondsanteilen) erfolgt. 

Hedgefondsgebundene Schuldverschreibungen  

Hedgefondsgebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit hedgefonds-
gebundener Verzinsung begeben werden, wobei die Zinszahlungen in Abhängigkeit von der Entwicklung eines 
Hedgefonds, eines Korbes oder eines Portfolios von Hedgefonds (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet 
werden bzw. davon abhängig sind, oder als Schuldverschreibungen mit hedgefondsgebundenem Rückzah-
lungsbetrag, wobei die Kapitalzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung eines Hedgefonds oder einem Korb 
oder einem Portfolio von Hedgefonds (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird bzw. davon abhängig 
sind. Schuldverschreibungen mit fondsgebundenem Rückzahlungsbetrag können auch vorsehen, dass die Ti l-
gung durch physische Übergabe von Referenzwerten erfolgt. 

Schuldtitelbezogene Schuldverschreibungen 

Bei schuldtitelbezogenen Schuldverschreibungen sind die Zinszahlungen und/oder Tilgungszahlungen vom 
Marktwert des zugrundeliegenden Schuldtitels oder eines Korbes von Schuldtiteln (wie im Konditionenblatt 
festgelegt) abhängig. 

Indexgebundene Schuldverschreibungen 

Indexgebundene Schuldverschreibungen können entweder als Schuldverschreibungen mit indexgebundener 
Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der Schuld-
verschreibungen unter Bezugnahme auf einen einzelnen Index, einen Indexkorb oder (wie im Konditionenblatt 
definiert) festgelegte Formel ermittelt wird, und/oder als Schuldverschreibungen mit indexgebundener Rückzah-
lung, für die die Rückzahlung unter Bezugnahme auf einen einzelnen Index, einen Indexkorb oder (wie im Kon-
ditionenblatt festgelegt) festgelegte Formeln ermittelt wird.  

Inflationsgebundene Schuldverschreibungen  

Inflationsgebundene Schuldverschreibungen können (entweder) als Schuldverschreibungen mit inflationsge-
bundener Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes  der 
Schuldverschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung der Inflation (wie im Konditionenblatt festgelegt) 
berechnet wird oder davon abhängig ist und/oder als Schuldverschreibungen mit inflationsgebundenem Rück-
zahlungsbetrag, wobei die Rückzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung der Inflation (wie im Konditio-
nenblatt festgelegt) berechnet wird oder davon abhängig ist. 

Waren- oder rohstoffgebundene Schuldverschreibungen  

Waren- oder rohstoffgebundene Schuldverschreibungen können (entweder) als Schuldverschreibungen mit wa-
ren- oder rohstoffgebundener Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwend-
baren Zinssatz der Schuldverschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Ware oder e i-
nes Rohstoffes oder eines Korbes von Waren oder Rohstoffen (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet 
wird oder davon abhängig ist und/oder als Schuldverschreibungen mit waren- oder rohstoffgebundenen Rück-
zahlungsbetrag, wobei die Rückzahlung in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Ware oder eines 
Rohstoffes oder eines Korbes von Waren oder Rohstoffen (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird 
oder davon abhängig ist. 

Währungsgebundene Schuldverschreibungen  

Währungsgebundene Schuldverschreibungen können (entweder) als Schuldverschreibungen mit währungsge-
bundener Verzinsung begeben werden, wobei die Höhe des auf eine Zinsperiode anwendbaren Zinssatzes der 
Schuldverschreibungen in Abhängigkeit von der Entwicklung einer einzelnen Währung oder mehreren Währun-
gen (wie im Konditionenblatt festgelegt) berechnet wird oder davon abhängig ist und/oder als Schuldverschre i-
bungen mit währungsgebundenen Rückzahlungsbetrag, wobei die Rückzahlung in Abhängigkeit von der En t-
wicklung einer einzelnen einer einzelnen Währung oder mehreren Währungen berechnet wird oder davon ab-
hängig ist. 
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5 BEDINGUNGEN DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 

Die Emittentin wird die ab Seite 64 dieses Basisprospekts abgedruckten Emissionsbedingungen für jede Emission 
von Schuldverschreibungen durch ein Konditionenblatt ergänzen und vervollständigen, das dem nachstehenden 
Muster-Konditionenblatt entspricht, sodass sich für jede Emission von Schuldverschreibungen, die anwendbaren 
Anleihebedingungen durch die Kombination aus den Emissionsbedingungen und dem ausgefüllten Konditionenblatt 
ergeben. Jene Variablen, die in den Emissionsbedingungen mit eckigen Klammern und/oder Anweisungen markiert 
sind, werden zur Gänze durch die im Konditionenblatt enthaltenen Werte und Textteile ergänzt bzw. ersetzt. In ku r-
siver Schrift gesetzte Anweisungen sind nicht Teil der Emissionsbedingungen. Änderungen der Nummerierung und 
Reihenfolge sind, soweit erforderlich, möglich. 

Um die Lesbarkeit der auf eine Emission von Schuldverschreibungen jeweils anwendbaren Bedingungen der 
Schuldverschreibungen zu verbessern, wird die Emittentin dem Konditionenblatt die "Emissionsbedingungen" als 
Anhang anfügen. Im Falle widersprüchlicher Formulierungen zwischen den Emissionsbedingungen und dem Kondi-
tionenblatt, geht das Konditionenblatt vor. 

Kopien des Konditionenblattes und der Emissionsbedingungen sind für die Anleger unter 
""http://www.volksbanksalzburg.at/boersen_u_maerkte/volksbank_anleihen/volksbank_salzburg_anleihen" oder am Sitz 
der Emittentin erhältlich.  
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Muster-Konditionenblatt der Schuldverschreibungen 

 

Datum: [] 

Konditionenblatt 
Volksbank Salzburg eG 

 
[Gesamtnennbetrag der Tranche] [Stücke] 
[Bezeichnung der Schuldverschreibungen] 

(die "Schuldverschreibungen") 

Serie []  
Tranche [] 

ISIN [] 
EUR []  

BASISPROSPEKT  
über das Programm zur Begebung  

von Schuldverschreibungen an Privatkunden 
vom 18.06.2012 

 

Dieses Konditionenblatt stellt die Endgültigen Bedingungen im Sinne des Artikels 5(4) der Richtlinie 2003/71/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 4.11.2003 betreffend den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wert-
papieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist (Prospektrichtlinie) für 
die Emission der darin beschriebenen Schuldverschreibungen unter dem Basisprospekt über das Programm zur Bege-
bung von Schuldverschreibungen an Privatkunden vom 18.06.2012 in der durch etwaige Nachträge ergänzten jeweils 
gültigen Fassung (der "Basisprospekt") der Volksbank Salzburg eG (die "Emittentin") dar und ist in Verbindung mit den 
im Basisprospekt enthaltenen Emissionsbedingungen der Schuldverschreibungen (die "Emissionsbedingungen") zu 
lesen und stellt gemeinsam mit diesem die Bedingungen der Schuldverschreibungen dar. Der Basisprospekt stellt einen 
Basisprospekt gemäß der Prospektrichtlinie dar. 

Begriffe, die in den Emissionsbedingungen definiert sind, haben, falls dieses Konditionenblatt nicht etwas anderes be-
stimmt, die gleiche Bedeutung, wenn sie in diesem Konditionenblatt verwendet werden. Dieses Konditionenblatt enthält 
Werte und Textteile, auf die in den Emissionsbedingungen Bezug genommen oder verwiesen wird. Insoweit sich die 
Emissionsbedingungen und dieses Konditionenblatt widersprechen, geht dieses Konditionenblatt den Emissionsbedin-
gungen vor. Das Konditionenblatt kann Änderungen und/oder Ergänzungen der Emissionsbedingungen im gesetzlichen 
Ausmaß vorsehen. 

Dieses Konditionenblatt, die Emissionsbedingungen und der Basisprospekt (einschließlich etwaiger Nachträge) sind auf 
der Internetseite der Emittentin unter "www.volksbanksalzburg.at/Basisprospekt" oder am Sitz der Emittentin während der 
üblichen Geschäftszeiten kostenlos verfügbar. 

Eine Anlage in die Schuldverschreibungen beinhaltet Risiken, die vor einer Anlage abgewogen werden sollten. 
Siehe dazu den Abschnitt "Risikofaktoren" im Basisprospekt. 

[Bei Schuldverschreibungen mit einem vorzeitigen Kündigungsrecht nach Wahl der Emittentin einfügen: 
Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Bedingungen der Schuldverschreibungen nur der Emittentin 
ein Recht auf vorzeitige Rückzahlung gewähren, und dass die Inhaber der Schuldverschreibungen eine hö-
here Rendite auf ihre Schuldverschreibungen erhalten, als wenn sie ebenfalls ein vorzeitiges Kündigungs-
recht eingeräumt erhalten würden. Der Ausschluss eines vorzeitigen Kündigungsrechts der Inhaber der 
Schuldverschreibungen ist eine Voraussetzung dafür, dass die Emittentin ihr Risiko aus den Schuldver-
schreibungen absichern kann. Daher würde die Emittentin, wenn das vorzeitige Kündigungsrecht der Inha-
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ber der Schuldverschreibungen nicht ausgeschlossen würde, die Schuldverschreibungen entweder gar nicht 
begeben oder die Emittentin würde die voraussichtlichen Kosten für die Auflösung des Absicherungsge-
schäftes in den Rückzahlungsbetrag oder die Höhe des anwendbaren Zinssatzes der Schuldverschreibun-
gen einberechnen und so die Rendite der Anleger verringern. Anleger sollten daher sorgfältig überlegen, ob 
sie meinen, dass dieses vorzeitige Kündigungsrecht, das nur der Emittentin gewährt wird, für sie nachteilig 
ist und sollten, wenn sie dieser Ansicht sind, nicht in die Schuldverschreibungen investieren.]  

[Im Fall von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen einfügen: Anleger werden darauf hingewiesen, dass es 
sich bei den Schuldverschreibungen um Ergänzungskapital handelt und diese daher ein hohes Risiko mit sich 
bringen. Zins- und Tilgungszahlungen sind bei Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen abhängig von der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Emittentin. Zinszahlungen sind von ausreichenden ausschüttungsfähigen Ge-
winnen der Emittentin abhängig. [Im Falle von ausschüttungsfähigen Gewinnen liegt die Vornahme von Zinszah-
lungen im Ermessen der Emittentin.] Für die Berechnung der Tilgungszahlungen werden die während der Laufzeit 
des Ergänzungskapitals bei der Emittentin allenfalls angefallenen Nettoverluste berücksichtigt. Daher sollte nur 
ein kleiner Teil der verfügbaren Finanzmittel eines Anlegers in die Schuldverschreibungen investiert werden. 
Derartige Wertpapiere werden jenen Anlegern angeboten, die in Investmentangelegenheiten besonders sachkun-
dig sind. Anleger sollten an dem Investment nur teilnehmen, wenn sie in der Lage sind, die mit diesen Wertpapie-
ren zusammenhängenden Risiken sorgfältig zu prüfen. Die Schuldverschreibungen begründen außerdem nach-
rangige Forderungen gegenüber der Emittentin und werden im Falle der Liquidation oder der Insolvenz erst nach 
den Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt.] 

[Im Fall von Nachrangkapital-Schuldverschreibungen einfügen: Anleger werden darauf hingewiesen, dass es 
sich bei den Schuldverschreibungen um Nachrangkapital der Emittentin handelt und diese bringen daher für 
den Fall der Insolvenz oder Liquidation der Emittentin ein hohes Risiko mit sich. Sie begründen nachrangige 
Forderungen gegenüber der Emittentin und werden im Falle der Liquidation oder der Insolvenz erst nach den 
Forderungen der anderen nicht-nachrangigen Gläubiger befriedigt.] 

 [Bei Schuldverschreibungen, die an einen Hedgefonds gebunden sind, einfügen: Die Schuldverschreibungen 
bilden wirtschaftlich einen Hedgefonds ab und stellen eine sehr riskante Vermögensanlage dar. Es sollte von 
Anlegern daher nur ein kleiner Teil des frei verfügbaren Vermögens in derartige Produkte investiert werden, kei-
nesfalls jedoch das ganze Vermögen oder per Kredit aufgenommene Mittel. Die Schuldverschreibungen werden 
Anlegern angeboten, die über eine besonders fundierte Kenntnis von solchen Anlageformen verfügen. Die 
Schuldverschreibungen sind nur für Anleger geeignet, die deren Risiken sorgfältig abwägen können.] 

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit einer variablen Verzinsung und einem Referenzsatz als Basiswert 

bitte einfügen: Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen in Bezug auf den Referenzsatz, auf den sich die 
Schuldverschreibungen beziehen, bestehen lediglich aus Auszügen oder Zusammenfassungen von öffentlich zu-
gänglichen Informationen. Die Emittentin bestätigt, dass diese Informationen korrekt wiedergegeben wurden und 
dass – soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den Informationen ableiten konnte – keine Fakten unter-
schlagen wurden, die die reproduzierten Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Neben diesen 
Zusicherungen wird keine weitergehende oder sonstige Verantwortung für die Informationen in Bezug auf den Refe-
renzsatz von der Emittentin übernommen. Insbesondere übernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung dafür, 
dass die hier enthaltenen Angaben über den Referenzsatz zutreffend oder vollständig sind oder, dass kein Umstand 
eingetreten ist, der die Richtigkeit oder Vollständigkeit beeinträchtigen könnte.  

Weiterführende Daten und Informationen wie etwa vergangene oder zukünftige Wertentwicklungen über de n Refe-
renzsatz sind über Informationsdienstleister wie Bloomberg (www.bloomberg.com) oder Reuters 
(www.de.reuters.com) abrufbar.  

Die Wertentwicklung variabel verzinster Schuldverschreibungen hängt insbesondere von der Entwicklung des 
Marktzinsniveaus, dem Angebot und der Nachfrage auf dem Sekundärmarkt und der Bonität der Emittentin ab. Bei 
Veränderungen dieser Faktoren kann es daher zu Schwankungen des Kurswertes der Schuldverschreibungen kom-
men. Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des Marktzinsniveaus während einer Zinsperi-
ode auch die Höhe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden negativ beeinflussen können. Die Emittentin 
kann diese Faktoren nicht beeinflussen. 
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Im Falle eines Verkaufes der Schuldverschreibungen vor deren Laufzeitende kann es zu einem (teilweisen) Verlust 
des eingesetzten Kapitals kommen, da der Marktpreis zum Verkaufszeitpunkt unter dem Emissionspreis liegen 
kann. 

Für eine detailliertere Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit variabel verzinsten Schuldverschreibungen 
siehe insbesondere den Abschnitt "Risikofaktoren" des Basisprospekts. 

[Bei Produkten mit Mindestzinssatz einfügen: Für die Festlegung des Mindestzinssatzes dieser Schuldverschrei-
bungen wurde der zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen marktübliche Zinssatz reduziert um 
einen Abschlag herangezogen. Der Abschlag soll der Tatsache Rechnung tragen, dass der zugesagte Mindestzins-
satz während der Laufzeit über dem nach dem jeweils anwendbaren Marktniveau berechneten Zinssatz liegen 
kann.] 

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung (ausgenommen Refe-

renzsatz als Basiswert) einfügen: Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen in Bezug auf die Basiswer-
te, auf die sich die Schuldverschreibungen beziehen, bestehen lediglich aus Auszügen oder Zusammenfassungen 
von öffentlich zugänglichen Informationen. Die Emittentin bestätigt, dass diese Informationen korrekt wiedergegeben 
wurden und dass – soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den Informationen ableiten konnte – keine Fak-
ten unterschlagen wurden, die die reproduzierten Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Neben 
diesen Zusicherungen wird keine weitergehende oder sonstige Verantwortung für die Informationen in Bezug auf die 
Basiswerte von der Emittentin übernommen. Insbesondere übernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung dafür, 
dass die hier enthaltenen Angaben über die Basiswerte oder die Referenzschuldner zutreffend oder vollständig sind 
oder dass kein Umstand eingetreten ist, der die Richtigkeit oder Vollständigkeit beeinträchtigen könnte.  

Weiterführende Daten und Informationen wie etwa vergangene oder zukünftige Wertentwicklungen über den Basi s-
wert sind entweder auf den Webseiten der jeweiligen Börsen an denen diese notieren, oder über Informations-
dienstleister wie Bloomberg (www.bloomberg.com) oder Reuters (www.de.reuters.com) abrufbar. 

Die Wertentwicklung dieser Schuldverschreibungen hängt insbesondere von der Entwicklung des Basiswertes, des 
Marktzinsniveaus und Bonität der Emittentin ab. Daher kann es aufgrund der Wertentwicklung des Basiswertes, dem 
Angebot und der Nachfrage am Sekundärmarkt, der teilweisen oder gänzlichen Nichtzahlung von Zinsen und/oder 
Rückzahlungsbetrag durch die Emittentin und der Bonität der Emittentin während der Laufzeit zu Schwankungen 
des Kurswertes der Schuldverschreibungen kommen.  

Die Emittentin weist ausdrücklich darauf hin, dass Änderungen des Marktzinsniveaus und Entwicklung des Basi s-
wertes während einer Zinsperiode auch die Höhe der Verzinsung in den nachfolgenden Zinsperioden negativ beein-
flussen können. Die Emittentin kann diese Faktoren nicht beeinflussen. 

Im Falle eines Verkaufes der Schuldverschreibungen vor deren Laufzeitende kann es zu einem (teilweisen) Ver lust 
des eingesetzten Kapitals kommen, da der Marktpreis zum Verkaufszeitpunkt unter dem Emissionspreis liegen 
kann.  

Für eine detailliertere Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit Schuldverschreibungen, die von einem Ba-
siswert abhängig sind, siehe insbesondere Abschnitt "Risikofaktoren" des Basisprospekts. 

[Bei Produkten mit Mindestzinssatz einfügen: Für die Festlegung des Mindestzinssatzes dieser Schuldverschrei-
bungen wurde der zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen marktübliche Zinssatz reduziert um 
einen Abschlag herangezogen. Der Abschlag soll der Tatsache Rechnung tragen, dass der zugesagte Mindestzins-
satz während der Laufzeit über dem nach dem jeweils anwendbaren Marktniveau berechneten Zinssatz liegen  
kann.]] 

[Im Fall von Schuldverschreibungen bei denen die Rückzahlung vom Basiswert/von Basiswerten abhängig 

ist einfügen: Die in diesem Dokument enthaltenen Informationen in Bezug auf die Basiswerte, auf die sich die 
Schuldverschreibungen beziehen, bestehen lediglich aus Auszügen oder Zusammenfassungen von öffentlich zu-
gänglichen Informationen. Die Emittentin bestätigt, dass diese Informationen korrekt wiedergegeben wurden und 
dass – soweit es der Emittentin bekannt ist und sie aus den Informationen ableiten konnte – keine Fakten unter-
schlagen wurden, die die reproduzierten Informationen unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Neben diesen 
Zusicherungen wird keine weitergehende oder sonstige Verantwortung für die Informationen in Bezug auf die Basi s-
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werte von der Emittentin übernommen. Insbesondere übernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung dafür, dass 
die hier enthaltenen Angaben über die Basiswerte oder die Referenzschuldner zutreffend oder vollständig sind oder 
dass kein Umstand eingetreten ist, der die Richtigkeit oder Vollständigkeit beeinträchtigen könnte. 

Weiterführende Daten und Informationen wie etwa vergangene oder zukünftige Wertentwicklungen über den Basi s-
wert sind entweder auf den Webseiten der jeweiligen Börsen an denen diese notieren,  oder über Informations-
dienstleister wie Bloomberg (www.bloomberg.com) oder Reuters (www.de.reuters.com) abrufbar. 

Die Wertentwicklung dieser Schuldverschreibung hängt insbesondere von der Entwicklung des Basiswertes [ ,des 
Marktzinsniveaus] und der Bonität der Emittentin ab. Daher kann es aufgrund der Wertentwicklung des Basiswertes, 
des Angebotes und der Nachfrage am Sekundärmarkt, der teilweisen oder gänzlichen Nichtzahlung von Zinsen 
und/oder des Rückzahlungsbetrages durch die Emittentin und der Bonität der Emittentin während der Laufzeit zu 
Schwankungen des Kurswertes der Schuldverschreibungen kommen.  

Im Falle eines vorzeitigen Verkaufes der Schuldverschreibungen vor deren Laufzeitende kann es zu einem (teilwe i-
sen) Verlust des eingesetzten Kapitales kommen, da der Marktpreis zum Verkaufszeitpunkt unter dem Emissions-
preis liegen kann.  

Für eine detailliertere Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit Schuldverschreibungen, die von einem Ba-
siswert abhängig sind, siehe insbesondere Abschnitt "Risikofaktoren" des Basisprospekts. 

[Bei Produkten mit Rückzahlung zum Mindestrückzahlungsbetrag einfügen: Der Mindestrückzahlungsbetrag 
kommt nur am Ende der Laufzeit zum Tragen, im Falle vorzeitiger Rückzahlung oder eines Verkau fes vor dem Lauf-
zeitende kann sich daher ein geringerer Rückzahlungsbetrag ergeben. ]] 
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ECKDATEN DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN 
1.  ISIN / WKN: [] 
2.  Rang der Schuldverschreibungen/  

Kapitalform: 
 

 nicht-nachrangig / senior 
 Ergänzungskapital  
 Nachrangkapital  

3.  Zeichnungsfristbeginn: [] 
4.  Laufzeit: Von [] (einschl.) bis [] (einschl.) 
5.  Endfälligkeitstag:  [] (Datum einfügen)  

 nicht endfällig 
 Letzter Zinszahlungstag im Rückzahlungsmonat 

6.  Art der Emission:  Daueremission 
 Einmalemission 

7.  Geschäftstag-Konvention:  Folgender-Geschäftstag-Konvention 
 Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-Konvention  
 [Angabe anderer Regelung]  

8.  Festgelegte Währung: [] 
9.  Gesamtnennbetrag oder Stücke:  [] (Gesamtnennbetrag einfügen) 

 [] Stücke (Anzahl der Stücke einfügen) 
10.  Nennbetrag:  [] 

 [] Stück 
11.  Emissionspreis:  [] % des Gesamtnennbetrages am Zeichnungsfrist-

beginn, danach laufende Festsetzung durch die Emit-
tentin 

 [] pro Stück (bei Stücknotiz) 
 plus[] % Ausgabeaufschlag 
 andere Berechnungsmethode (Details einfügen) 

12.  Zinsmodalität:  fixe Verzinsung 
 variable Verzinsung (einschließlich Schuldverschrei-

bungen mit basiswert- oder basiswertkorbabhängiger 
Verzinsung) 

 Stufenzins 
 Nullkupon 
 keine laufende Verzinsung 
 andere zu bestimmende Zinsmodalität (Details 

einfügen) 
13.  Rückzahlungs- / Zahlungsmodalität:  Rückzahlung zum Nennbetrag 

 Rückzahlung zu [] % des Nennbetrages  
 Rückzahlung mindestens zum Nennbetrag 
 Rückzahlung abhängig von einem Basiswert  
 Rückzahlung abhängig von einem Basiswertkorb 
 gemäß Tilgungstabelle  
 Rückzahlung zum Nennbetrag soweit nicht Nettover-

luste in Abzug zu bringen sind (bei Ergänzungskapital 
einfügen) 

 [] (anderes einfügen) 
14.  Vorzeitige Kündigung:  nicht anwendbar 

 des Anlegers (nicht anwendbar bei Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen) 
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 nach Wahl der Emittentin 
15.  Rating der Schuldverschreibungen  nicht anwendbar 

 anwendbar (Details einfügen) 
Nähere Informationen zur Bedeutung des Rating und zu 
den Einschränkungen, die im Zusammenhang damit be-
achtet werden müssen, können auf der Homepage von 
[Rating-Agentur und Homepage einfügen] abgerufen wer-
den. Ein Rating ist keine Empfehlung zum Kauf, Verkauf 
oder Halten von Schuldverschreibungen und kann jederzeit 
von der Rating Agentur ausgesetzt, geändert oder entzo-
gen werden. 

16.  Angebot in  
 (i) Österreich:  öffentliches Angebot 

 kein öffentliches Angebot 
17.  Börsenotierung und Zulassung zum Handel:  wird nicht beantragt  

 Einbeziehung in das multilaterale Handelssystem der 
Wiener Börse (Dritter Markt) wird beantragt  

[Bei verzinsten Schuldverschreibungen mit Stücknotiz, die 
an der Wiener Börse notiert werden: Da bei einer Stückno-
tiz aufgrund technischer Gegebenheiten keine Stückzins-
berechnung während der Zinsperiode erfolgt, sind die 
Stückzinsen in der Quotierung bereits inkludiert. Dies gilt 
vorbehaltlich einer Systemumstellung der Wiener Börse.] 
Die Emittentin behält sich das Recht vor, die Schuldver-
schreibungen zu jedem späteren Zeitpunkt an einer 
und/oder weiteren Börsen zu notieren. 
[] 

18.  Geschätzte Gesamtkosten bezüglich der Zu-
lassung zum Handel 

[] 

 
VERZINSUNG 
19.  Fixe Verzinsung:  nicht anwendbar 

 anwendbar 
 anwendbar von [] bis [] 

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-
ses Absatzes) 

 (i) Zinssatz / Fixer Verzinsungsbetrag:  [] % per annum  
 [] % per Zinsperiode 
 [] je Nennbetrag/Stück (bei Festzinsbeträgen)  

 (ii) Zinsperiode:  
  - Verzinsungsbeginn: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-

lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist kurz und 
beginnt am []] 

  - Verzinsungsende: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-
lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist lang und 
endet am []] 

  - Zinsperioden sind:  nicht angepasst 
 angepasst 

 (iii) Emissionsrendite:  nicht anwendbar 
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 [], berechnet gemäß ICMA-Methode 
 [], berechnet gemäß [] (Einzelheiten der Berech-

nungsmethode einfügen)  
[Die Emissionsrendite wurde am Begebungstag auf Basis 
des Emissionspreises berechnet und ist keine Indikation für 
eine Rendite in der Zukunft.] 

20.  Variable Verzinsung:  nicht anwendbar 
 anwendbar von [] bis [] 
 anwendbar  

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-
ses Absatzes) 

 Zinsperiode:  
  - Verzinsungsbeginn: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-

lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist kurz und 
beginnt am []] 

  - Verzinsungsende: [] (einschl.) [jährlich] [halbjährlich] [vierteljährlich] [monat-
lich] [] (einfügen) [Die [] Zinsperiode/n sind/ist lang und 
endet am []] 

  - Zinsperioden sind:  nicht angepasst 
 angepasst 

 Details zur Verzinsung:  
 (i) Verzinsung abhängig von der Entwicklung 

des/der: 
 nicht anwendbar 

 []-Monats-EURIBOR ("Referenzsatz") 
 []-Y-Constant Maturity Swap ("Referenzsatz") 
 LIBOR ("Referenzsatz") 
 [Basiswerte / Basiswertes / Basiswertkorbes]  
 [siehe ANNEX [●]] 

 (ii) Formel bzw. Details zur Verzinsung:   [] % des Referenzsatzes per annum [plus / minus] 
Marge per annum 

 [] per annum [plus / minus] Marge per annum 
 [] (Details einfügen) 

 (iii) Marge/Zuschlag:   nicht anwendbar 
 [] Basispunkte [per annum]  
 [andere]  

 (iv) Zinsfestlegungstag:  nicht anwendbar 
 [] TARGET-Geschäftstage vor dem [Beginn] [Ende] 

der jeweiligen Zinsperiode  
 [] (anderen einfügen) 

 (v) Startwert:  nicht anwendbar 
 Schlusskurs/e der/s Basiswerte/s [] (Datum einfü-

gen) 
 andere (Details einfügen) 

 (vi) Beobachtungszeitraum:  nicht anwendbar 
 von Laufzeitbeginn (einschl.) bis Laufzeitende 

(einschl.) 
 von Laufzeitbeginn (einschl.) bis zum letzten Feststel-

lungstag (einschl.) 
 [] (Details einfügen) 

 (vii) Feststellungstage:  nicht anwendbar 
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 [] (Details einfügen) 
 (viii) Barriere:   nicht anwendbar 

 entweder [] oder [] des/der Startwerte/s der/s 
Basiswerte/s oder ein Wert, der innerhalb dieser 
Bandbreite liegt, und wird von der Emittentin am [] in 
Abhängigkeit von der Marktlage festgelegt 

 [] des/der Startwert/e der/s Basiswerte/s 
[] (Details einfügen) 

 (ix) Ort der Veröffentlichung des Basiswer-
tes/Referenzsatz: 

 nicht anwendbar 
 Referenzbörse/n [gemäß ANNEX []]  
 Bildschirmfeststellung 

  - Bildschirmseite:  nicht anwendbar 
 Reuters (kostenpflichtig): []  

 Bloomberg (kostenpflichtig): [] 
 [] (Angabe der maßgeblichen Bildschirmseite) 

  - festgelegte Zeit:  nicht anwendbar 
 11:00 MEZ 
 [] 

 (x) Anzahl der Nachkommastellen: 
 

 nicht anwendbar 
 [] für den Zinssatz 
 [] für die Schlusskurs/e der Basiswert/e: 
 [] für die Kurse der Basiswerte 
 [] (Details einfügen) 

Nachkommastellen werden kaufmännisch gerundet. 
 (xi) Zusätzliche Bestimmungen über Marktstö-

rungen, Anpassung von Basiswerten / 
Kündigungen, Lieferstörungen: 

 nicht anwendbar 
 wie in den Emissionsbedingungen 
 [] (Details einfügen) 

21.  Zielkupon:  nicht anwendbar 
 anwendbar 

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-
ses Absatzes) 

 (i) Zielkupon: [] %  
 (ii) Auffüllung:  mit Auffüllung 

 ohne Auffüllung 
 (iii) Überzahlung:  mit Überzahlung 

 ohne Überzahlung; die letzte Zinszahlung beträgt 
[] % minus der Summe aller bisher geleisteten Zins-
zahlungen. 

22.  Stufenzins:  nicht anwendbar 
 anwendbar von [] bis [] 
 anwendbar  

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-
ses Absatzes) 

 (i) Zinssatz: gemäß nachstehender Tabelle 
 (ii) Zinsperioden:  
  - Verzinsungsbeginndaten: gemäß nachstehender Tabelle 
  - Verzinsungsenddaten: gemäß nachstehender Tabelle 
  - Zinsperioden sind:  nicht angepasst 

 angepasst 
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Zinssatz: Verzinsungsbeginndaten: Verzinsungsenddaten: 
[] [] (einschl.)  [] (einschl.)  
[] [] (einschl.)  [] (einschl.)  
[] [] (einschl.)  [] (einschl.)  

(weitere Zeilen einfügen, wenn erforderlich) 
 (iii) Emissionsrendite:  nicht anwendbar 

 [] , berechnet gemäß ICMA-Methode 
 [] , berechnet gemäß [] (Einzelheiten der Berech-

nungsmethode einfügen) am Begebungstag. 
[Die Emissionsrendite wurde am Begebungstag auf Basis 
des Emissionspreises berechnet und ist keine Indikation für 
eine Rendite in der Zukunft.] 

23.  Nullkupon:  nicht anwendbar 
 anwendbar von [] bis []  
 anwendbar  

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-
ses Absatzes) 

 (i) Formel zur Berechnung des fälligen 
Betrages: 

 nicht anwendbar 
 [] (Formel einfügen) 

 (ii) Interne Ertragsrate ("IRR") auf Nullku-
pon-Basis: 

[] %  
Die IRR wird auf Basis [Actual/Actual (ICMA)/[] ] berech-
net. 
Die Auszahlung der angefallenen IRR erfolgt am Endfällig-
keitstag und ist im Rückzahlungsbetrag bereits inkludiert. 

 (iii) IRR-Periode:  
  - Beginn: [] (einschl.) [jährlich] [] (einfügen) 
  - Ende: [] (einschl.) [jährlich] [] (einfügen) 
24.  Bestimmungen über Stückzinsen:  bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

zahlbar 
 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

mindestens zum Mindestzinssatz zahlbar 
 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

nicht zahlbar 
 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

zum jeweiligen Zinssatz zahlbar 
 nicht anwendbar, da Zinssatzfestlegung im Nachhi-

nein 
 bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen 

nicht zahlbar 
 [] (Details angeben) 

25.  (i) Mindestzinssatz:   nicht anwendbar 
 [] % per annum 
 [] pro Stück 
 [] % per Zinsperiode 

 (ii) Höchstzinssatz:   nicht anwendbar 
 [] % per annum 
 [] pro Stück 
 [] % per Zinsperiode 
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26.  Zinstagequotient:   nicht anwendbar 
 Actual/Actual (ICMA)  
 30/360  
 Actual/360  
 [] (anderen einfügen)  

27.  Zinszahlungstage:  nicht anwendbar 
 [] (Zinszahlungstag(e) einfügen) 
 jährlich, im Nachhinein  
 halbjährlich, im Nachhinein  
 vierteljährlich, im Nachhinein  
 monatlich, im Nachhinein 

 
28.  Sonderbestimmungen bei Ergänzungskapital: 

 
 nicht anwendbar 
 Zinszahlungen erfolgen, soweit diese im ausschüt-

tungsfähigen Gewinn gedeckt sind (immer bei Ergän-
zungskapital-Schuldverschreibungen anwendbar) 

 nicht kumulativ (immer bei Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen anwendbar) 

 
RÜCKZAHLUNG 
29.  Rückzahlungsbetrag:   Nennbetrag 

 [] % des Nennbetrages [die gesamten angefallenen 
IRR sind im Rückzahlungsbetrag bereits inkludiert. (im 
Falle von Nullkupon-Schuldverschreibungen einfü-
gen)] 

 abhängig von einem Basiswert / den Basiswerten / 
Basiswertkorb, mindestens zum Nennbetrag 

 abhängig von einem Basiswert / den Basiswerten / 
Basiswertkorb 

 gemäß Tilgungstabelle 
 [] % des Nennbetrages unter Berücksichtigung von 

allenfalls angefallenen Nettoverlusten (immer bei Er-
gänzungskapital-Schuldverschreibungen anwendbar) 

 [] (anderen Rückzahlungsbetrag einfügen) 
30. . Rückzahlung abhängig von der Entwicklung 

eines Basiswertes oder Basiswertkorbes: 
 nicht anwendbar 
 anwendbar 

(Falls nicht anwendbar, entfallen die Unterabschnitte die-
ses Absatzes) 

 (i) Rückzahlungsbetrag abhängig von der 
Entwicklung des: 

 [] (Basiswert / Basiswertkorb einfügen) 
 gemäß Anhang [] (Anhang einfügen) 
 [] (andere) 

 (ii) Formel oder Details für die Berech-
nung des Rückzahlungsbetrages: 

 [] (Formel / Details einfügen) 
 gemäß Anhang [] (Annex einfügen) 
 [] (anderes einfügen. Für Aktienschuldverschreibun-

gen Wandlungsverhältnis angeben.) 
 (iii) Beobachtungszeitraum:  nicht anwendbar 

 [] (Details einfügen) 
 (iv) Startwert:  nicht anwendbar 

 Schlusskurs/e der/s Basiswerte/s 
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[] (Datum einfügen) 
 [] (Details einfügen) 

 (v) Barriere:  nicht anwendbar 
 [] des/der Startwert/e der/s Basiswerte/s des Basis-

wertkorbes 
 [] (Details einfügen) 

 (vi) Feststellungstag:   nicht anwendbar 
 [] (Details einfügen) 

 (vii) Ort der Veröffentlichung des Basis-
wertes: 

 Referenzbörse/n [gemäß ANNEX [] ] 
 Bildschirmfeststellung 

  - Bildschirmseite:  nicht anwendbar 
 Reuters [] 

 Bloomberg: []  
 [] ] (Angabe der maßgeblichen Bildschirmseite) 

  - festgelegte Zeit /  
Feststellungszeitpunkt: 

 nicht anwendbar 
 11:00 MEZ 
 []  

 (viii) Anzahl der Nachkommastellen:  nicht anwendbar 
 [] für den / die Schlusskurs/e der/s Basiswerte/s 
 [] für den Rückzahlungsbetrag 

 andere [] (Details einfügen) 
 (xi) Zusätzliche Bestimmungen über 

Marktstörungen, Anpassung von 
Basiswerten / Kündigungen, Liefer-
störungen  

 nicht anwendbar 
 wie in den Emissionsbedingungen 
 [] (Details einfügen) 

 (ix) Mindestrückzahlungsbetrag:   nicht anwendbar 
 zum Nennbetrag  
 [] pro Nennbetrag / Stück 
 [] (Details einfügen) 

 (x) Höchstrückzahlungsbetrag:   nicht anwendbar 
 [] (Details einfügen) 

31.  Rückzahlung gemäß Tilgungstabelle oder 
anderweitig: 

 nicht anwendbar 
 [] (Tilgungstabelle und/oder andere Details über die 

Rückzahlung einfügen) 
32.  Vorzeitige Kündigung:   nicht anwendbar 

 des Anlegers (nicht anwendbar bei Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen) 

 nach Wahl der Emittentin (Falls nicht anwendbar, 
entfallen die Unterabschnitte dieses Absatzes) 

 (i) Wahlrückzahlungstage: []  
 (ii)  Wahlrückzahlungsbetrag je Schuldver-

schreibung und, falls anwendbar, Me-
thode zu deren Berechnung: 

 Nennbetrag 
 [] % des Nennbetrages  
 gemäß Tilgungstabelle  
 [] % des Nennbetrages unter Abzug von allfälligen 

anteiligen Nettoverlusten (immer bei Ergänzungskapi-
tal-Schuldverschreibungen anwendbar) 

 anderer Rückzahlungsbetrag (Details einfügen) 
 (iii) Rückzahlung in Teilbeträgen:  nicht anwendbar 

 anwendbar 
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 (iv) Kündigungsfrist:  [] TARGET-Geschäftstage vor dem jeweiligen Wahl-
rückzahlungstag 

 []  
 
ALLGEMEINE ANGABEN ZU DEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN 
33.  Form (Verbriefung):  Dauerglobalurkunde 
34.  Clearing System(e)/Verwahrung:  Volksbank Salzburg eG 

 St. Julien-Straße 12, A-5020 Salzburg  
 Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft, Am 

Hof 4, A-1010 Wien 
 [] (Bevollmächtigten Dritten einfügen) 

35.  Einschränkung der Übertragbarkeit:  anwendbar 
 nicht anwendbar 

36.  Zahlstelle/n: 
(i)  Hauptzahlstelle 

 
 
 
 

(ii)  Weitere Zahlstelle/n: 
 

 
 Volksbank Salzburg eG  

St. Julien-Straße 12, A-5020 Salzburg 
 Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft, 

Kolingasse 14-16, A-1090 Wien 
 [] (andere Zahlstelle einfügen) 
 nicht anwendbar 
 [] (andere Zahlstelle einfügen) 

37.  Bekanntmachungen:  nicht anwendbar 
 Amtsblatt zur Wiener Zeitung 

  Website:   
[http://www.volksbanksalzburg.at/boersen_u_maerkte/v
olksbank_anleihen/volksbank_salzburg_anleihen] 

 direkt oder über die depotführende Stelle 
 

38.  Schutzrechte:  nicht anwendbar 
  [] (Details einfügen) 

39.  Genehmigung wurde erteilt für: 
Disclaimer einfügen: 

 nicht anwendbar 
[] [siehe ANNEX [] ] 
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ANTRAG AUF BÖRSENOTIERUNG UND ZULASSUNG ZUM HANDEL 

Dieses Konditionenblatt beinhaltet die Endgültigen Bedingungen, die erforderlich sind, um die hierin beschriebenen 
Schuldverschreibungen gemäß dem Basisprospekt an der Börse zu notieren und zum Handel zuzulassen. 

VERANTWORTLICHKEIT 

Die Emittentin übernimmt die Verantwortung für die Informationen, die dieses Konditionenblatt enthält, die gemeinsam mit 
den Emissionsbedingungen und dem Basisprospekt zu lesen sind. 

Volksbank Salzburg eG 

Durch:       Durch:  

 []        []  
 
 
 
ANNEX 1 - Emissionsbedingungen 
[ANNEX 2 - ] 
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Emissionsbedingungen 

ANNEX 1 

Emissionsbedingungen 

Volksbank Salzburg eG 

[Gesamtnennbetrag der Tranche] [Stücke] 

[Bezeichnung der Schuldverschreibungen] 

(die "Schuldverschreibungen") 

Serie [] 

Tranche [] 

International Securities Identification Number ("ISIN") [] 

 

§ 1 Form, Währung, Nennbetrag, Verbriefung, Verwahrung 

(1) Die Volksbank Salzburg eG ("Emittentin") begibt ab [] ("Zeichnungsfristbeginn") im Wege einer [Daueremission / 
Einmalemission] [nicht nachrangige / nachrangige], auf Inhaber lautende und frei übertragbare [Nachrangkapital-/ Ergän-
zungskapital-]Schuldverschreibungen in [Euro / []] (die "Schuldverschreibungen"). 

(2) [Im Fall von Prozentnotiz einfügen: 

Der begebene Gesamtnennbetrag beträgt EUR [] (Euro []) [mit Auf- und Abstockungsmöglichkeit]. Der Nennbetrag je 
Schuldverschreibung beträgt EUR [] (Euro []) (der "Nennbetrag").] 

[Im Fall von Stücknotiz einfügen: 

Die Anzahl der begebenen Stücke beträgt [] ([]) Stücke [mit Auf- und Abstockungsmöglichkeit]. Der Nennbetrag ist 1 
(ein) Stück.] 

(3) Die Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde gemäß dem österreichischen Depot-
gesetz ("DepotG") vertreten, die die Unterschrift zweier Zeichnungsberechtigter der Emittentin trägt. Die Sammelu r-
kunde wird so lange [im Tresor der Emittentin/bei der OeKB als Wertpapiersammelbank/[anderes einfügen] zur 
Sammelverwahrung hinterlegt, bis sämtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfüllt 
sind. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht ausgegeben. Den Anlegern stehen Miteigentumsanteile an der 
jeweiligen Sammelurkunde zu, die gemäß den Regelungen und Bestimmungen der Wertpapiersammelbank übertra-
gen werden können. 

§ 2 Rang 

[Im Fall von nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen einfügen: 

(1)  Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht-nachrangige und unbesicherte Verbind-
lichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen und künftigen nicht besicherten und 
nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, ausgenommen gesetzlich vorrangig zu be-
rücksichtigende Verbindlichkeiten.] 

[Im Fall von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 
Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-
tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-
gig sind. 
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(2) Die Forderungen der Anleihegläubiger aus diesen Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Ergänzungskapi-
tal im Sinne des § 23 Abs 7 Bankwesengesetz in der zum Zeitpunkt der Begebung des Ergänzungskapitals geltenden 
Fassung ("BWG") dar. 

(3) Es gelten daher für diese Schuldverschreibungen die in § 23 Abs. 7 BWG (bzw. einer anstelle dieser Bestim-
mung tretenden gesetzlichen Bestimmung) normierten und im Folgenden dargestellten Bedingungen und Einschränkun-
gen. Ergänzungskapital sind gemäß § 23 Abs. 7 BWG jene eingezahlten Eigenmittel, 

a) die vereinbarungsgemäß der Emittentin auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt werden und die seitens 
des Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden können; seitens des Kreditinstitutes ist eine vorzei-
tige Kündigung nur nach Maßgabe des § 23 Abs. 7 Z 5 BWG zulässig, 

b) für die Zinsen ausbezahlt werden dürfen, soweit sie in den ausschüttungsfähigen Gewinnen gedeckt sind, 

c) die vor Liquidation der Emittentin nur unter anteiligem Abzug der während ihrer Laufzeit angefallenen Nettover-
luste zurückgezahlt werden dürfen, 

d) die nachrangig gemäß § 45 Abs. 4 BWG sind. Somit dürfen Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen im 
Falle der Liquidation oder Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen aller nicht-nachrangigen Gläubiger 
der Emittentin befriedigt werden, 

e) deren Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Emittentin kann mit Wirksamkeit vor Ablauf der Rest-
laufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist kündigen, wenn dies vertraglich zulässig ist und die Emittentin zu-
vor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Ersatzbeschaffung ist 
zu dokumentieren. 

(4) Im Falle von Widersprüchen gehen die Bestimmungen dieses § 2 gegenüber den übrigen Bedingungen dieser 
Schuldverschreibungen vor.] 

[Im Fall von Nachrangkapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, nachrangige und unbesicherte Verbindlichkeiten der 
Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nachrangigen Verbindlichkeiten der Emit-
tentin gleichrangig sind, jedoch gegenüber allen nicht-nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin nachran-
gig sind. 

(2) Die Forderungen der Anleihegläubiger aus diesen Schuldverschreibungen der Emittentin stellen Nachrangkapital 
im Sinne des § 23 Abs. 8 BWG Bankwesengesetz in der zum Zeitpunkt der Begebung des Ergänzungskapitals geltenden 
Fassung ("BWG") dar. 

(3) Nachrangkapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 

a)  die im Falle der Liquidation oder Insolvenz der Emittentin erst nach den Forderungen der anderen nicht-
nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können, 

b)  deren Gesamtlaufzeit mindestens fünf Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder eine Kündigung 
seitens der Emittentin oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die Kündigungsfrist zumindest fünf Jahren; 
die Emittentin kann hingegen ohne Kündigungsfrist nach einer Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn es 
zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist von fünf Jah-
ren muss ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der Besteuerung, 
die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Emittentin zuvor Kapi-
tal in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; im Falle der Kündigung von 
nachrangigem Kapital hat die Emittentin die Ersatzbeschaffung zu dokumentieren, 

c)  deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen Umständen als der Auflö-
sung der Emittentin oder gemäß lit. b vor dem vereinbarten Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wonach 
Änderungen des Schuldverhältnisses betreffend die Nachrangigkeit möglich sind, 
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d)  deren Urkunden über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder Sammelurkunden sowie de-
ren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß lit. a ausdrücklich festhalten (§ 864a ABGB), 

e)  deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede Verwechslungsgefahr mit ande-
ren Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 

(4) Im Falle von Widersprüchen gehen die Bestimmungen dieses § 2 gegenüber den übrigen Bedingungen dieser 
Schuldverschreibungen vor.] 

§ 3 Emissionspreis 

[Im Fall von Daueremissionen einfügen: 

Der Emissionspreis beträgt zum Zeichnungsfristbeginn [[] % des Nennbetrages / EUR [] pro Stück] [, plus einen 
Ausgabeaufschlag in Höhe von []] und wird danach von der Emittentin laufend nach Marktgegebenheiten ange-
passt.] 

[Im Fall von Einmalemissionen einfügen: 

Der Emissionspreis beträgt [[] % des Nennbetrages / EUR [] pro Stück] [, plus einen Ausgabeaufschlag in Höhe 
von []].] 

§ 4 Laufzeit  

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit Endfälligkeitstag einfügen: 

Die Laufzeit beträgt [- vorbehaltlich § 6 Rückzahlung -] [] ([]) Jahre. Sie beginnt am [] (einschl.) und endet [spä-
testens] am [] (einschl.).]  

[Im Fall von Schuldverschreibungen ohne Endfälligkeitstag einfügen : 

Die Schuldverschreibungen haben eine unbefristete Laufzeit. Sie beginnt am [] (einschl.).] 

§ 5 Verzinsung 

[Im Fall von fehlender Verzinsung einfügen (in diesem Fall alle nachstehenden Punkte in diesem Paragraph 

löschen): 

Die Schuldverschreibungen werden nicht verzinst, es erfolgen keine Zinszahlungen.]  

[Im Fall von fixer Verzinsung und bei Stufenzinsanleihen einfügen:  

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [jährlich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] 
ab dem [] (einschl.) [-sofern nicht gekündigt-] bis zum [] (einschl.) verzinst [bei Ergänzungskapital einfügen: so-
weit die Zinsen gemäß § 2 Abs 2 Rang im ausschüttungsfähigen Gewinn gedeckt sind]. Der Zeitraum von [] 
(einschl.) [eines Jahres] bis [] (einschl.) [des Folgejahres] wird als Zinsperiode bezeichnet. [Die [] Zinsperiode ist 
kurz/lang, sie beginnt am []/ sie endet am [].] Zinsperioden sind nicht angepasst, d.h. es kommt zu keiner Ver-
schiebung der Zinsperiode, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

(2) Die Zinsen sind im Nachhinein an jedem [] (der "Zinsfälligkeitstag") fällig. 

(3) Der Zinssatz beträgt [von [] (einschl.) bis [] einschl.] [] % per annum. 

Die Emissionsrendite beträgt [] % per annum und wurde am Laufzeitbeginn auf Basis des im Konditionenblatt 
festgelegten Emissionspreises berechnet und ist daher keine Indikation für eine Rendite in der Zukunft. 

[Andere oder weitere Vorschriften zu fix verzinsten Schuldverschreibungen und Zielkuponschuldverschreibungen 
einfügen]] 
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[Im Fall von Verzinsung mit einem Referenzsatz als Basiswert einfügen :  

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [jährlich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] 
ab dem [] (einschl.) [-sofern nicht gekündigt-] bis zum ● (einschl.) verzinst [bei Ergänzungskapital einfügen: soweit 
die Zinsen gemäß § 2 Abs 2 Rang im ausschüttungsfähigen Gewinn gedeckt sind]. 

(2) Die Verzinsung erfolgt jeweils vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] 
(einschl.) bis [] (einschl.) und vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), ("Zinsperioden") eines jeden Jahres. [Die [] 
Zinsperiode ist kurz/lang, sie beginnt am []/sie endet am [].] Die Zinsen sind [jähr-
lich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] im Nachhinein am [],[], [] und [] eines jeden Jahres ("Zinsfällig-
keitstage") fällig. Die Zinsperioden sind [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der Zinspe-
riode, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

(3) Die Schuldverschreibungen werden wie folgt verzinst: 

[[] % vom []/[]] (der "Referenzsatz")] per annum plus einem Zuschlag (die „Marge“) von [] ([]) Basispunkten 
per annum]. Der Zinssatz wird [] Bankarbeitstage vor [Beginn/Ende] der jeweiligen Zinsperiode festgesetzt (der 
"Zinsfeststellungstag"). Der Referenzsatz entspricht dem jeweils am Zinsfeststellungstag auf der [] Seite [] (die 
"Bildschirmseite") um 11:00 Uhr AM MEZ genannten aktuellen Satz für den [] ([]). Der Referenzsatz und der 
Zinssatz werden auf 3 (drei) Kommastellen gerundet (kaufmännische Rundung). Der Zinssatz kann nicht negativ 
sein. 

[Der Höchstzinssatz beträgt [] % per annum] 

[Der Mindestzinssatz beträgt [] % per annum] 

[Wenn Bildschirmseite kostenpflichtig ist, Folgendes einfügen:   

Der Zugriff auf Informationen der Bildschirmseite ist kostenpflichtig. Die betreffenden Informationen können jederzeit 
kostenfrei bei der Emittentin eingeholt werden.]  

Sollte es zu einer Veröffentlichung des Referenzsatzes im vorstehenden Sinne an anderer  Stelle oder anderer Form 
als auf der Bildschirmseite kommen, sind diese neuen Veröffentlichungen für die Zinsfeststellung heranzuziehen. 
Sollte zukünftig die Veröffentlichung des Referenzsatzes in der in diesen Bedingungen zugrunde gelegten Form 
unterbleiben, wird die Emittentin die zukünftigen Zinsanpassungen anhand von sachlichen Indikatoren so vorneh-
men, dass diese wirtschaftlich dem ursprünglichen Referenzsatz so nahe wie möglich kommen und die Anleger 
wirtschaftlich möglichst so gestellt werden, wie sie unter Zugrundelegung des ursprünglichen Referenzsatzes stehen 
würden. In diesen Fällen erfolgen Bekanntmachungen an die Anleger. 

[Andere oder weitere Vorschriften bezüglich variabel verzinsten Schuldverschreibungen einfügen ]] 

[Im Fall von Kombination der variabler und fixer Verzinsung einfügen:  

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag ab dem [] (einschl.) [- sofern nicht gekün-
digt -] bis zum [] (einschl.) verzinst. 

(2) Die Schuldverschreibungen sind in der/n [ersten []] Zinsperiode/n ab dem [] (einschl.) bis [] (einschl.) 
("fixe Zinsperioden") mit [] % (fix) per annum verzinst. Die Zinsen sind nachträglich an jedem [] ("Zinsfällig-
keitstag") fällig. Die [] Zinsperiode/n sind/ist [nicht] angepasst, d.h.. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der 
Zinsperiode, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

Ab [] (einschl.) erfolgt die Verzinsung [] jeweils vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] (einschl.) bis [] 
(einschl.), vom [] (einschl.) bis [] (einschl.) und vom [] (einschl.) bis [] (einschl.) ("Zinsperioden") eines jeden 
Jahres. Die Zinsen werden [] im Nachhinein am [],[],[] und [] eines jeden Jahres ("Zinszahlungstage") 
ausbezahlt. Diese Zinsperioden sind [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der Zinsperio-
de, wenn das Ende einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 
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(3) Ab der [] Zinsperiode werden die Schuldverschreibungen wie folgt verzinst: [[] % vom/[]] (der "Referenz-
satz") plus einem Zuschlag von [][] Basispunkten per annum. Der Zinssatz wird [] Bankarbeitstage vor [Be-
ginn/Ende] der jeweiligen Zinsperiode festgesetzt ("Zinsfeststellungstag"). Der Referenzsatz entspricht dem je-
weils am Zinsfeststellungstag auf der [] Seite [] (die "Bildschirmseite") um 11:00 Uhr AM MEZ genannten aktu-
ellen Satz für den [] ([]). Der Referenzsatz und der Zinssatz werden auf 3 (drei) Kommastellen gerundet (kauf-
männische Rundung). Der Zinssatz kann nicht negativ sein. 

[Der Höchstzinssatz beträgt [] per annum] 

[Der Mindestzinssatz beträgt [] per annum] 

[Wenn Bildschirmseite kostenpflichtig ist, folgendes einfügen:   

Der Zugriff auf Informationen der Bildschirmseite ist kostenpflichtig. Die betreffenden Informationen können jederzeit 
kostenfrei bei der Emittentin eingeholt werden.]  

Sollte es zu einer Veröffentlichung des Referenzsatzes im vorstehenden Sinne an anderer  Stelle als auf der Bild-
schirmseite oder in anderer Form kommen, sind diese neuen Veröffentlichungen für die Zinsfeststellung heranzuzie-
hen. Sollte zukünftig die Veröffentlichung des Referenzsatzes in der in diesen Bedingungen zugrunde gelegten 
Form unterbleiben, wird die Emittentin die zukünftigen Zinsanpassungen anhand von sachlichen Indikatoren so vo r-
nehmen, dass diese wirtschaftlich dem ursprünglichen Referenzsatz so nahe wie möglich kommen und die Anleger 
wirtschaftlich möglichst so gestellt werden, wie sie unter Zugrundelegung des ursprünglichen Referenzsatzes stehen 
würden. In diesen Fällen erfolgen Bekanntmachungen an die Anleger.   

[Andere oder weitere Vorschriften bezüglich variabel verzinsten Schuldverschreibungen einfügen ]] 

[Im Fall von Nullkupon-Schuldverschreibungen einfügen:  

Laufende Zinszahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen nicht. Anstelle der Zinszahlungen stellt die Diff e-
renz zwischen dem Rückzahlungskurs und Emissionspreis einen einem Zinsertrag vergleichbaren Ertrag bis zum 
Endfälligkeitstag dar.] 

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen mit variabler Verzinsung (ausgenommen Refe-

renzsatz als Basiswert) einfügen: 

(1) Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihren Nennbetrag [jähr-
lich/halbjährlich/vierteljährlich/monatlich] ab dem [] (einschl.) [-sofern nicht gekündigt-] bis zum [] (einschl.) ver-
zinst. 

(2) Die Verzinsung erfolgt jeweils vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), vom [] 
(einschl.) bis [] (einschl.) und vom [] (einschl.) bis [] (einschl.), ("Zinsperioden") eines jeden Jahres. Die Zin-
sen werden im Nachhinein am [],[], [] und [] eines jeden Jahres ("Zinszahlungstage") ausbezahlt. Die Zins-
perioden sind [nicht] angepasst, d.h. es kommt zu [keiner/einer] Verschiebung der Zinsperiode, wenn das Ende 
einer Zinsperiode auf einen Tag fällt, der kein Bankarbeitstag ist. 

(3) Die Schuldverschreibungen werden wie folgt verzinst: 

[Formel bzw. Beschreibung einfügen]. 

[Barriere, Feststellungstage, Startwertfestlegungstag und weitere relevanten Daten einfügen. ]  

[Der Höchstzinssatz beträgt [] per annum] 

[Der Mindestzinssatz beträgt [] per annum] 

[Der Basiswert und der Zinssatz werden auf 5 (fünf) Kommastellen gerundet (kaufmännische Rundung). Der Zins-
satz kann nicht negativ sein.] 
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[Der [Basiswert / Basiswertkorb] wird im ANNEX [] beschrieben.] 

[Im Fall von sonstigen Verzinsungsmodalitäten entsprechende Beschreibung einfügen: []] 

(4) [Bei unterjährigen Käufen / Verkäufen sind Stückzinsen [zahlbar/mindestens zum Mindestzinssatz zahlbar/zum 
jeweiligen Zinssatz zahlbar/nicht zahlbar]. 

(5) Die Zinstageberechnung erfolgt [in/ab der [] Zinsperiode] auf folgender Basis  

[Im Fall von ACT/ACT einfügen: 

"ACT/ACT (ICMA)", das heißt jeder Monat einer Zinsperiode wird ebenso wie das Jahr entsprechend seiner tatsäch-
lichen Anzahl von Tagen berechnet, wobei folgende Formel zur Berechnung der Zinsen zur Anwendung kommt:  

 

[Im Fall von 30/360 einfügen: 

"30/360", das heißt jeder Monat einer Zinsperiode wird mit 30 Tage berechnet, das Jahr immer mit 360 Tagen. In 
Monaten mit 31 Tagen werden der 30. und 31. als insgesamt ein Tag gezählt. Bei Zinsperioden, die im Februar 
enden, werden die Tage kalendergenau gezählt. Bei Zinsperioden, die nicht im Februar enden, wird der Februar mit 
30 Tagen gezählt.] 

[Im Fall von ACT/360 einfügen: 

"ACT/360", das heißt jeder Monat einer Zinsperiode wird entsprechend seiner tatsächlichen Anzahl von Tagen be-
rechnet, das Jahr immer mit 360 Tagen.] 

[Im Fall von anderem Zinstagequotient eine Beschreibung einfügen:  []] 

(6) [Andere oder weitere Vorschriften bezüglich variabel verzinsten Schuldverschreibungen einfügen. ] 

[Im Fall von Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

(7) Die Emittentin ist nicht verpflichtet, Zinsen an einem Zinszahlungstag zu zahlen, wenn und soweit diese im aus-
schüttungsfähigen Gewinn der Emittentin gemäß des jeweils zuletzt geprüften, festgestellten und veröffentlichten Jahres-
abschlusses der Emittentin nicht Deckung finden ("Zinsrückstände"). Eine Nichtzahlung von Zinsen, stellt keinen Zah-
lungsverzug der Emittentin dar.  

"Ausschüttungsfähiger Gewinn" ist der festgestellte Bilanzgewinn nach Rücklagenbewegung und Berücksichtigung 
eines allfälligen Gewinn- oder Verlustvortrags aus Vorperioden, ermittelt nach UGB/BWG unter Berücksichtigung 
allfälliger Ausschüttungssperren oder Ausschüttungsbeschränkungen sowie beschlossener oder geplanter Ausschü t-
tungen, allfälliger Verluste im laufenden Geschäftsjahr sowie der Bestimmungen des BWG, sofern anwendbar. Be-
rechnungsbasis des ausschüttungsfähigen Gewinns ist der jeweilige Einzelabschluss der Emittentin. Der zur Verf ü-
gung stehende ausschüttungsfähige Gewinn kann infolge allfällig zur Anwendung kommender Ausschüttungsbe-
schränkungen und Ausschüttungssperren, oder infolge von im laufenden Geschäftsjahr eingetretenen Verlusten, 
geringer sein als der ausgewiesene Bilanzgewinn. 

(8) Die Zinszahlungen sind nicht-kumulativ. Der Anleger hat keinen Anspruch auf Nachholung von Zinszahlungen. 
Insbesondere werden Zinszahlungen, die wegen Nichtdeckung in den ausschüttungsfähigen Gewinnen ausgefallen sind, 
nicht nachgeholt, auch wenn in den Folgejahren ausschüttungsfähige Gewinne vorliegen.] 

 

 

* 
Zinssatz 

100 * 
Anzahl der Tage der Zinsperiode * 

Anzahl der Tage der Zinsperiode 
Nennbetrag 

Anzahl der Zinsperioden pro Jahr 
] 
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§ 6 Rückzahlung 

(1) [Im Fall von Schuldverschreibungen mit einem Endfälligkeitstag einfügen:  

Die Schuldverschreibungen werden zu ihrem Rückzahlungsbetrag am [] (der "Endfälligkeitstag") zurückgezahlt. 

Der "Rückzahlungsbetrag" der Schuldverschreibungen [beträgt/wird wie folgt berechnet:] [den Rückzahlungsbetrag 
pro Nennbetrag oder Berechnungsmethode einfügen] [bei Ergänzungskapital einfügen: , soweit nicht gemäß § 2 Abs 
2 Rang Nettoverluste in Abzug zu bringen sind. Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahres-
gewinnen und Jahresverlusten (jeweils nach Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergän-
zungskapitals am Verlust der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen nach 
Maßgabe der festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskap i-
tal entfallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale de r Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungska-
pital, Partizipationskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil wird periodenbezogen, für jedes 
Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird.] 

[Barriere, Feststellungstage, Startwertfestlegungstag und weitere relevanten Daten einfügen ]  

[Der Mindestrückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen beträgt [].]  

Der Höchstrückzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen beträgt [].]  

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen einfügen:  

Der Rückzahlungsbetrag wird von der Emittentin in Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieser Emissionsbe-
dingungen berechnet und den Anlegern dieser Schuldverschreibungen gemäß § 13 Bekanntmachungen unverzüg-
lich nach Feststellung mitgeteilt.] 

[Der [Basiswert/Basiswertkorb] wird im ANNEX [] beschrieben.] 

[Im Fall von Aktienschuldverschreibungen einfügen:  

Die Emittentin hat das Recht, alle, jedoch nicht nur einige Schuldverschreibungen entweder (i) durch Lieferung der Basis-
werte oder (ii) durch Zahlung des Rückzahlungsbetrages zu tilgen, in beiden Fällen zusammen mit bis zum [vorzeitigen 
Rückzahlungstag oder] Endfälligkeitstag ("Liefertag") aufgelaufenen Zinsen. 

Im Fall von (i) wird die Lieferung von Basiswerten am Liefertag gemäß dem Wandlungsverhältnis (das "Wandlungsver-
hältnis") von der Emittentin veranlasst. Die Lieferung von Basiswerten erfolgt an die Anleger durch Gutschrift auf das 
jeweilige Wertpapier-Depotkonto oder im Wege der depotführenden Stelle. Kein Anleger hat Anspruch auf versprochene 
oder gezahlte Dividenden oder sonstige Rechte, die sich aus den Basiswerten ergeben, soweit der Termin, an dem die 
Basiswerte ex-Dividende notiert werden, vor dem Termin liegt, an dem die Basiswerte dem Wertpapier-Depotkonto des 
Anlegers gutgeschrieben werden. Soweit die Anzahl der Basiswerte, die nach diesen Bedingungen berechnet worden 
sind, eine ganze Zahl ergibt, wird diese Zahl von Basiswerten  an die Anleger geliefert. Soweit die Anzahl der Basiswerte, 
eine Zahl mit Nachkommastellen ergibt, wird der Anspruch auf die verbleibenden Bruchteile an Basiswerten durch Bar-
auszahlung dieser Bruchteile erfüllt, die zu diesem Zweck auf zwei Dezimalstellen abgerundet werden. Der Wert der Bar-
auszahlung wird von der Emittentin auf der Grundlage des Schlusskurses der Basiswerte an der maßgeblichen Referenz-
börse berechnet, und gegebenenfalls in die jeweilige Währung konvertiert auf Basis des Umrechnungskurses der Emitten-
tin an diesem Tag. 

Alle Aufwendungen, insbesondere Depotgebühren, Abgaben, Beurkundungsgebühren, Registrierungsgebühren oder 
Ausführungsgebühren und/oder Steuern und Abgaben, die wegen der Lieferung der Basiswerte bezüglich einer Schuld-
verschreibung erhoben werden, gehen zu Lasten des betreffenden Anlegers; es erfolgt keine Lieferung der Basiswerte 
bezüglich einer Schuldverschreibung, bevor der betreffende Anleger nicht alle Liefer-Aufwendungen zur Befriedigung der 
Emittentin geleistet hat. 
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Die Emittentin ist nicht verpflichtet, den betreffenden Anleger oder eine andere Person vor oder nach einer Wandlung als 
Aktionär im Register einzutragen, anzumelden, dem Emittenten der Aktie zu melden oder dafür Sorge zu tragen, dass 
dies geschieht, sofern dies erforderlich sein sollte. 

Im Fall von (ii) erfolgt die Zahlung des Rückzahlungsbetrages am Liefertag. 

[Wenn Cash-Settlement anwendbar einfügen: 

Die Emittentin behält sich das Recht vor, statt der Tilgung durch Lieferung der Basiswerte die Schuldverschreibungen 
durch Bezahlung eines (allenfalls in die festgelegte Währung konvertierten) Betrages, der dem Schlusskurs der Basiswer-
te am Feststellungstag entspricht, zu tilgen.]] 

[Im Fall von Schuldverschreibungen ohne den Endfälligkeitstag einfügen : 

Die Schuldverschreibungen sind nicht endfällig [andere maßgebliche Vorschriften einfügen].] 

[weitere Ereignisse/Definitionen einfügen] 

(2) [Im Fall von fehlender Möglichkeit der vorzeitigen Kündigung der Anleger und jedenfalls bei Ergän-

zungskapital-Schuldverschreibungen und Nachrangkapital-Schuldverschreibungen einfügen: 

Eine Kündigung seitens der Anleger ist ausgeschlossen.] 

[Im Fall von fehlender Möglichkeit der vorzeitigen Rückzahlung nach Wahl der Emittentin einfügen:  

Eine Kündigung seitens der Emittentin der Schuldverschreibungen ist ausgeschlossen.]  

[Der Ausschluss des vorzeitigen Kündigungsrechts der Anleger vor Ende der Laufzeit ist eine notwendige Bedingung 
für die Absicherung des Risikos der Emittentin aus den Schuldverschreibungen. Die Emittentin wäre ohne Au s-
schluss des vorzeitigen Kündigungsrechts der Anleger nicht in der Lage, die Schuldverschreibungen in der Form 
überhaupt zu begeben oder die Emittentin müsste die erhöhten Absicherungskosten in den Rückzahlungsbetrag 
bzw. die Verzinsung der Schuldverschreibungen einberechnen und dadurch die Rendite der Anleger auf die Schul d-
verschreibungen reduzieren. Die Anleger sollten daher genau abwägen, ob sie der Ausschluss des vorzeitigen Kün-
digungsrechts der Anleger benachteiligt und, falls sie der Ansicht sind, dies sei der Fall, nicht in die Schuldve r-
schreibungen investieren.] 

[Im Fall der Möglichkeit der vorzeitigen Rückzahlung nach Wahl der Emittentin einfügen: 

Es steht der Emittentin frei, erstmals am [[], danach []] (der "Wahlrückzahlungstag") die Schuldverschreibungen 
vollständig oder teilweise zu ihrem Wahlrückzahlungsbetrag von [100,00 % des Nennbetrages/anderes einfügen] 
[zuzüglich bis zum Wahlrückzahlungstag aufgelaufener Zinsen] (der "Wahlrückzahlungsbetrag") zurückzuzahlen, 
nachdem die Anleger mindestens [fünf/andere Kündigungsfrist einfügen] Bankarbeitstage zuvor gemäß § 13 Be-
kanntmachungen benachrichtigt wurden. Jede Rückzahlung muss sich auf Schuldverschreibungen im Nennbetrag 
oder eines Vielfachen davon beziehen [bei Ergänzungskapital einfügen: , soweit nicht gemäß § 2 Abs 2 Rang Netto-
verluste in Abzug zu bringen sind. Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahresgewinnen und 
Jahresverlusten (jeweils nach Rücklagenbewegungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am 
Verlust der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital -Schuldverschreibungen nach Maßgabe der 
festgestellten Einzeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Ergänzungskapital entfallende 
Anteil an dem Nettoverlust bestimmt sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen jeweiligen Gesamtbetrag der emittierten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungskapital, 
Partizipationskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil wird periodenbezogen, für jedes G e-
schäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet wird.]  

[Bei Teilrückzahlung einfügen: Im Fall einer Teilrückzahlung von Schuldverschreibungen werden die zurückzuzah-
lenden Schuldverschreibungen gemäß den Regeln [der Wertpapiersammelbank/andere Regel einfügen] spätestens 
30 Tage vor dem zur Rückzahlung festgelegten Datum ausgewählt.] 
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[Im Fall der Kündigungsmöglichkeit des Anlegers einfügen (nicht anwendbar bei Ergänzungskapital und 

Nachrangkapital): 

Es steht jedem Anleger frei, erstmals am [[], danach []] (der "Wahlrückzahlungstag") die Schuldverschreibungen 
vollständig zu ihrem Wahlrückzahlungsbetrag von [100,00 % des Nennbetrages/anderes einfügen] [zuzüglich bis 
zum Wahlrückzahlungstag aufgelaufener Zinsen] (der "Wahlrückzahlungsbetrag")  zu kündigen, wobei das Kündi-
gungsschreiben des Anlegers mindestens [fünfzehn/andere Kündigungsfrist einfügen] Bankarbeitstage zuvor schrift-
lich bei der Emittentin [oder der Zahlstelle] abgegeben werden muss. Die Kündigung wird mit Zugang an diese wirk-
sam. Jede Rückzahlung muss sich auf Schuldverschreibungen im Nennbetrag oder eines Vielfachen davon bezie-
hen. Ein Widerruf einer erfolgten Kündigung ist nicht möglich.] 

[Im Fall einer Kündigungsmöglichkeit aufgrund von basiswertabhängigen Umständen (nur für basiswertabhängi-

ge Schuldverschreibungen anwendbar):  

Die Emittentin kann im Fall eines Anpassungsereignisses alle oder nur einige der emittierten Schuldverschreibungen zu 
einem von der Emittentin fair berechneten Marktpreis, zusammen, falls anwendbar, mit bis zum Tag der vorzeitigen Rück-
zahlung (ausschließlich) aufgelaufenen Zinsen zurückzahlen, wenn die Emittentin die Anleger spätestens 5 Bankar-
beitstage vorher gemäß § 13 Bekanntmachungen darüber informiert hat.] 

[Andere oder weitere Vorschriften bezüglich der Rückzahlung der Schuldverschreibungen einfügen ]. 

§ 7 Marktstörungen, Anpassungen, Kündigungen, Lieferstörungen 

[Im Fall von nicht-basiswertabhängigen Schuldverschreibungen einfügen: Nicht anwendbar.] 

[Im Fall von basiswertabhängigen Schuldverschreibungen einfügen: 

§ 7a Marktstörungen 

(1) Bei den/m Basiswert/en können Marktstörungen eintreten. Wenn zum Feststellungstag in Bezug auf den Ba-
siswert oder einen in einem Basiswertkorb enthaltenen Basiswert eine Marktstörung vorliegt und daher kein Wert 
ermittelt werden kann, verschiebt sich der Feststellungstag auf den ersten Bankarbeitstag, an dem die Marktstörung 
nicht mehr besteht und der relevante Zahlungstag verschiebt sich entsprechend. Ist der Feststellungstag jedoch um 
acht oder mehr Handelstage an der jeweiligen Referenzbörse verschoben worden, wird die Emittentin einen maß-
geblichen Wert des von der Marktstörung betroffenen Basiswertes bestimmen, der den an diesem Bankarbeitstag 
herrschenden Marktgegebenheiten entspricht. 

(2) Als Marktstörung werden folgende Ereignisse bezeichnet:  

a) Die Aussetzung oder Einschränkung des Handels des Basiswertes an der Referenzbörse, sofern eine solche 
Aussetzung oder Einschränkung die Berechnung des betreffenden Basiswertes wesentlich beeinflusst; oder  

b) die Aussetzung oder Einschränkung des Handels von Terminkontrakten oder Optionskontrakten, die sich auf 
den betreffenden Basiswert beziehen an der maßgeblichen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von 
Optionskontrakten, die auf den Basiswert gehandelt werden, oder 

c) wenn die Referenzbörse nicht öffnet oder vor dem regulären Handelsschluss schließt, oder  

d) wenn ein Kurs oder ein für die Berechnung des Basiswertes anderer maßgeblicher Wert nicht veröffentlicht 
wird oder nicht erhältlich ist, oder 

e) eine wesentliche Änderung in der Berechnungsformel für die Berechnung des Basiswerts, oder 

f) eine sonstige wesentliche Störung oder Beeinträchtigung der Berechnung oder Veröffentlichung des Wertes 
des Basiswertes.  

Eine Beschränkung der Stunden und Anzahl der Tage, an denen ein Handel stattfindet, gilt nicht als Marktstörung, 
sofern die Einschränkung auf einer vorher angekündigten Änderung der regulären Geschäftszeiten der betreffenden 
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Börse beruht. Eine im Laufe eines Handelstages eintretende Beschränkung im Handel aufgrund von Preisbewegun-
gen, die bestimmte, für die Handelsaussetzung relevante, von der jeweiligen Börse vorgegebene Grenzen übe r-
schreiten, gilt nur dann als Marktstörung, wenn diese Beschränkung bis zum Ende der Handelszeit an dem betre f-
fenden Tag fortdauert.] 

§ 7b Anpassungen 

(1) Während der Laufzeit der Schuldverschreibungen kann es zu Änderungen bei der Bestimmung oder Berech-
nung der Basiswerte kommen, die weder von der Emittentin noch von den Anleger zu vertreten sind oder beeinflusst 
werden können. Diese Ereignisse würden, wenn keine Anpassung der zugrundeliegenden Basiswerte erfolgen wür-
de, zu einer Änderung der ursprünglich in den Schuldverschreibungen vorgesehenen wirtschaftlichen Leistungsbe-
ziehung führen. Je nachdem, wie und wann diese Ereignisse eintreten, könnte dies zum Vorteil oder Nachteil der 
Emittentin oder der Anleger sein. Um die ursprünglich vereinbarte Leistungsbeziehung auch nach Eintritt eines so l-
chen Ereignisses zu gewährleisten, stellen die nachfolgenden Regelungen sicher, dass bei Eintr itt eines solchen 
externen Ereignisses eine Anpassung des Basiswertes nach sachlichen Kriterien erfolgt.  

[Für indexgebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Wenn der Basiswert 

a) anstatt von der ursprünglichen Indexberechnungsstelle von einer Nachfolge-Indexberechnungsstelle berechnet 
und veröffentlicht wird, oder 

b) durch einen Ersatzindex ersetzt wird, der die gleiche oder annähernd die gleiche Berechnungsformel und/oder 
Berechnungsmethode für die Berechnung des Basiswertes verwendet, 

wird der Basiswert, wie von der Nachfolge-Indexberechnungsstelle berechnet und veröffentlicht oder, je nachdem, 
der Ersatzindex herangezogen. Jede Bezugnahme in diesen Bedingungen auf die Indexberechnungsstelle oder den 
Basiswert gilt, sofern es der Zusammenhang erlaubt, als Bezugnahme auf die Nachfolge-Indexberechnungsstelle 
oder den Ersatzindex. 

(3) Wenn die Indexberechnungsstelle vor dem Laufzeitende bzw. am oder vor dem maßgeblichen Bewertungstag 
eine Änderung in der Berechnungsformel und/oder Berechnungsmethode und/oder eine sonstige wesentliche Modi-
fikation hinsichtlich des Basiswertes vornimmt, wird die Emittentin entweder die Berechnung in der Weise vorneh-
men, dass sie anstelle des veröffentlichten Kurses des Basiswertes einen solchen Kurs heranzieht, der sich unter 
Anwendung der ursprünglichen Berechnungsformel und Berechnungsmethode ergibt oder wird diese Änderungen 
der Indexberechnungsstelle übernehmen, eine entsprechende Anpassung der Berechnungsformel und/oder Berech-
nungsmethode vornehmen und dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen publizieren.] 

[Für aktiengebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis bedeutet hinsichtlich der Emittentin der Basiswerte insbesondere Kapitalmaßnahmen, 
beispielsweise Kapitalerhöhungen, Emissionen von Wertpapieren mit Options - oder Wandlungsrechten auf die Ba-
siswerte, Ausschüttungen von Sonderdividenden, Aktiensplits, Ausgliederungen, Verstaatlichungen, Übernahmen 
durch eine andere Gesellschaft, und Verschmelzungen und andere die Emittentin der Basiswerte betreffende E reig-
nisse, die in ihren Auswirkungen auf den inneren Wert der Basiswerte oder die Beteiligung, welche die Basiswerte 
vermitteln, mit den genannten Ereignissen wirtschaftlich vergleichbar sind (nicht aber Konkurs, Liquidation oder ein 
anderes Insolvenzverfahren). Eine Beendigung der Notierung der Basiswerte bleibt ohne Auswirkungen auf das 
Schuldverhältnis zwischen Emittentin und den Anlegern. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 
dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 
Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 
würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 
die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 
die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-
men entsprechen.  
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[Weitere/andere Anpassungsmaßnahmen einfügen]] 

[Für fondsgebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis bedeutet Änderungen in der Zusammensetzung und/oder Gewichtung der Einzelwerte des 
Basiswertes. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 
dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 
Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 
würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die  den an der jeweiligen Börse, an der 
die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 
die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-
men entsprechen.  

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]] 

[Für schuldtitelgebundene Schuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis ist eine Kündigung, Rückkauf, Notierungseinstellung und/oder Umschuldung des Basiswertes 
oder andere wirtschaftlich vergleichbare Ereignisse. 

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 
dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 
Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 
würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 
die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 
die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-
men entsprechen.  

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]]  

[Für Schuldverschreibungen, die von anderen Basiswerten abhängig sind, einfügen: 

(2) Anpassungsereignis eingetreten, wenn ein für die Berechnung des Basiswertes maßgeblicher Wert (z.B. Zins-
satz, Währungskurs, Rohstoffkurs etc.) nicht mehr veröffentlicht wird oder nicht mehr erhältlich ist ( z.B. wegen des 
Fortbestehens von Marktstörungen) oder andere wirtschaftlich vergleichbare Ereignisse.  

(3) Sollte während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein Anpassungsereignis eintreten, wird die Emittentin 
dies unverzüglich gemäß § 13 Bekanntmachungen bekanntmachen. Die Schuldverschreibungen werden durch die 
Emittentin angepasst, um die Anleger wirtschaftlich so zu stellen, wie sie ohne dieses Anpassungsereignis stehen 
würden. Die Emittentin wird in der Regel Anpassungsmaßnahmen treffen, die den an der  jeweiligen Börse, an der 
die Basiswerte notieren bzw. der jeweiligen Terminbörse mit dem größten Handelsvolumen von Optionskontrakten, 
die auf die Basiswerte gehandelt werden, im Zusammenhang mit diesem Anpassungsereignis getroffenen Maßnah-
men entsprechen.  

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]] 

[Für Aktienschuldverschreibungen einfügen: 

(2) Anpassungsereignis bedeutet: 

a) Eine Aufteilung, Konsolidierung oder Neueinstufung der Aktien (Verschmelzungen ausgenommen) oder eine 
Ausschüttung oder Dividende der Aktien an bestehende Aktionäre in Form von Gratisaktien oder ein ähnliches 
Ereignis; 

b) Eine Ausschüttung oder Dividende an bestehende Inhaber der Aktien bestehend aus (i) neuen Aktien oder (ii) 
sonstigem Aktienkapital oder Wertpapieren, die das Recht auf Erhalt von Dividenden und/oder Liquidationserlö-
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sen vom Emittenten des betreffenden Aktienkapitals bzw. der Wertpapiere zu gleichen Teilen oder anteilig im 
Verhältnis zu den betreffenden Zahlungen an Inhaber der entsprechenden Aktien gewähren, (iii) Aktienkapital 
oder anderen Wertpapieren, die die Emittentin der Aktien aus einer Abspaltung oder einer ähnlichen Transaktion 
erhalten hat oder hält (unmittelbar oder mittelbar) oder (iv) einer anderen Art von Wertpapieren, Rechten oder 
Berechtigungsscheinen oder anderen Vermögensgegenständen, gegen Zahlung (bar oder auf andere Weise) 
von weniger als dem maßgeblichen Kurswert, wie von der Emittentin festgestellt; 

c) Außerordentliche Dividende. Die Einstufung einer Dividende oder eines Teils davon als Außerordentliche Divi-
dende wird von der Emittentin vorgenommen;  

d) Eine Einzahlungsaufforderung von der Emittentin im Hinblick auf Aktien, die noch nicht voll eingezahlt sind; 

e) Ein Rückkauf durch die Emittentin der Aktien oder einem ihrer Tochterunternehmen, sei es aus dem Gewinn oder 
dem Kapital, und gleich, ob die Gegenleistung im Rahmen eines solchen Rückkaufs in bar, in Form von Wertpa-
pieren oder anderweitig gezahlt wird; 

f) Jedes sonstige ähnliche Ereignis, das sich mindernd oder konzentrierend auf den theoretischen Wert der Aktien 
auswirken kann. 

(3) Im Fall eines Anpassungsereignisses während der Laufzeit wird die Emittentin feststellen, ob dieses Anpassungs-
ereignis eine verwässernde oder werterhöhende Wirkung auf den theoretischen Wert der Aktien hat, stellt die Emittentin 
eine solche verwässernde oder werterhöhende Wirkung fest, wird sie 

(a) gegebenenfalls die entsprechende Anpassung eines Wandlungskurses oder eines Wandlungsverhältnisses oder 
einer sonstigen Berechnungsgröße vornehmen, die geeignet ist, dieser verwässernden oder werterhöhenden Wirkung 
Rechnung zu tragen (wobei keine Anpassungen vorgenommen werden, die lediglich Veränderungen der Volatilität, erwar-
teten Dividendenausschüttungen, des Wertpapierleihsatzes oder der Liquidität in den betreffenden Aktien Rechnung tra-
gen sollen); und 

(b) die Tage bzw. den Tag des Wirksamwerdens der entsprechenden Anpassung festlegen. In einem solchen Fall gel-
ten die entsprechenden Anpassungen als per diesem Tag/diesen Tagen vorgenommen. Die Emittentin kann die entspre-
chenden Anpassungen unter Verweisung auf diejenigen Anpassungen bezüglich eines einschlägigen Anpassungsereig-
nisses festlegen, die an einer Optionsbörse vorgenommen werden.  

Nach Vornahme einer solchen Anpassung wird die Emittentin die Anleger sobald als möglich gemäß § 13 Bekanntma-
chungen informieren. Die Emittentin kann insbesondere zusätzlich zur oder an Stelle einer Veränderung von Bedingun-
gen gemäß den oben dargestellten Bestimmungen an die Anleger der betreffenden emittierten Schuldverschreibungen 
zusätzliche Schuldverschreibungen ausgeben oder einen Geldbetrag ausschütten. Eine solche Ausgabe zusätzlicher 
Schuldverschreibungen kann auf der Basis "Lieferung frei von Zahlung" erfolgen. 

Im Fall von anderen Ereignisses, wie z.B. Verschmelzung, ein Übernahmeangebot, eine Verstaatlichung, eine Insolvenz, 
ein Delisting oder jedes andere Ereignis, das zu einer Ausübung eines Kündigungsrechts hinsichtlich der Basiswerte führt 
oder führen kann, wird die Emittentin diejenigen Anpassungen der Tilgungs-, Liefer-, Zahlungs- und sonstigen Bedingun-
gen der Schuldverschreibungen vornehmen, die sie als angemessen dafür bestimmt, den wirtschaftlichen Auswirkungen 
eines solchen Ereignisses auf die Schuldverschreibungen Rechnung zu tragen, wenn die Emittentin die Anleger spätes-
tens fünf Bankarbeitstage vorher gemäß § 13 Bekanntmachungen darüber informiert hat. 

[Weitere Anpassungsmaßnahmen einfügen]]  

§ 7c Kündigungen  

Wenn (i) ein Basiswert oder ein in einem Basiswertkorb enthaltener Basiswert endgültig eingestellt wird oder der 
Basiswert nicht mehr vorhanden ist, (ii) die Emittentin das Recht zur Benutzung des Basiswertes (z.B. wenn der 
Basiswert ein Index ist) verliert, (iii) die Notierung des Basiswertes oder eines oder mehrerer in einem Basiswertkorb 
enthaltener Basiswerte, oder im Falle, dass der Basiswert ein Index oder ein Korb von Indizes ist, einer oder mehre-
rer der im relevanten Index enthaltenen Komponenten, an einer Referenzbörse, aus welchem Grund auch immer, 
endgültig eingestellt wird, (iv) nur noch eine geringe Liquidität hinsichtlich des betreffenden Basiswertes, oder im 
Falle, dass der Basiswert ein Index oder ein Korb von Indizes ist, hinsichtlich einer oder mehrerer der im relevanten 
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Index enthaltenen Komponenten, an einer Referenzbörse gegeben ist, oder (v) eine sachgerechte Anpassung an 
eingetretene Änderungen nicht möglich oder nicht tunlich ist, ist die Emittentin berechtigt aber nicht verpflichtet, die 
Schuldverschreibungen vorzeitig unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von fünf Geschäftstagen zu kündigen.  

Die Kündigung wird mit dem Zeitpunkt der Bekanntmachung gemäß § 13 Bekanntmachungen wirksam. Im Falle der 
Kündigung erfolgt die Rückzahlung drei Geschäftstage nach dem Tag der Bekanntmachung der Kündigung zum 
letzten veröffentlichten Börsenkurs der Schuldverschreibung oder zu einem von der Emittentin festgelegten ange-
messenen Wert. 

[Bei Aktienschuldverschreibungen einfügen: 

§ 7d Lieferstörungen 

(1) Eine "Lieferstörung" bezeichnet ein Ereignis, welches außerhalb der Kontrolle der Emittentin liegt und welches 
dazu führt, dass die maßgebliche depotführende Stelle die Übertragung der Aktien nicht abwickeln kann. 

(2) Liegt vor und an dem maßgeblichen Liefertag eine Lieferstörung vor, welche die Lieferung von Basiswerten undurch-
führbar macht, wird der maßgebliche Liefertag in Bezug auf die betreffende Schuldverschreibung auf den nächstfolgenden 
Bankarbeitstag verschoben, an dem keine Lieferstörung vorliegt; hiervon sind die betreffenden Anleger gemäß § 13 Be-
kanntmachungen zu informieren. Unter diesen Umständen hat der betreffende Anleger keinen Anspruch auf jegliche 
Zahlungen, seien es Dividenden- oder sonstige Zahlungen, in Zusammenhang mit der Verzögerung der Lieferung der 
entsprechenden Basiswerte gemäß diesem Abschnitt, wobei jedwede diesbezügliche Haftung der Emittentin ausge-
schlossen ist. Die Emittentin gerät durch diese Verschiebung insbesondere nicht in Verzug. Solange die Lieferung der 
Basiswerte in Bezug auf eine Schuldverschreibung wegen einer Lieferstörung nicht durchführbar ist, kann die Emittentin 
ihre Verpflichtungen in Bezug auf die betreffende Schuldverschreibung statt durch Lieferung der Basiswerte durch Ba-
rausgleich an den betreffenden Anleger erfüllen.]] 

§ 8 Zahlungen 

(1) Sämtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen in [].  

(2) Fällt ein Tilgungstermin, Zinszahlungstag, Feststellungstag oder sonstiger, sich in Zusammenhang mit den Schuld-
verschreibungen ergebender Termin auf einen Tag, der kein Bankarbeitstag ist, dann kommt  

[Bei Anwendung der Folgender-Geschäftstag-Konvention einfügen:  

[in den [] Zinsperioden] die Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung, das heißt dass sich der Zah-
lungstermin auf den unmittelbar folgenden Bankarbeitstag verschiebt.]  

[Bei Anwendung der Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-Konvention einfügen:  

[in den [] Zinsperioden] die Modifizierte-Folgender-Geschäftstag-Konvention zur Anwendung, das heißt dass sich 
der Zahlungstermin auf den unmittelbar folgenden Bankarbeitstag verschiebt. Es sei denn, jener würde dadurch in 
den nächsten Kalendermonat fallen; in diesem Fall wird der betreffende Termin auf den unmittelbar vorausgehenden 
Bankarbeitstag vorgezogen.] 

[Bei Anwendung einer anderen Geschäftstag-Konvention Beschreibung einfügen []] 

(3) "Bankarbeitstage" im Sinne dieser Bedingungen sind jene Tage, an denen alle maßgeblichen Bereiche des TAR-
GET2-Systems betriebsbereit sind. 

(4) Wenn die Emittentin eine fällige Zahlung auf die Schuldverschreibungen aus irgendeinem Grund nicht leistet, wird 
der emittierte Betrag ab dem Tag der Fälligkeit (einschließlich) bis zum Tag der vollständigen Zahlung (ausschließlich) mit 
Verzugszinsen in Höhe von zwei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz verzinst. Dabei ist der Basiszinssatz, der am 
letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das nächste Halbjahr maßgebend. 

Die Emittentin ist berechtigt, beim zuständigen Gericht Zins- oder Kapitalbeträge zu hinterlegen, die von den Anlegern 
nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem maßgeblichen Fälligkeitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anle-
ger sich nicht in Annahmeverzug befinden. Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rücknahme 
verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleger gegen die Emittentin.  
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§ 9 Zahlstelle, Berechnungsstelle 

(1) Die [Emittentin/Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft/[] (andere einfügen)] fungiert als Zahlstelle und 
Berechnungsstelle. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit die Zahlstelle bzw. die Berechnungsstelle durch eine andere 
Bank, die dem österreichischen BWG unterliegt, zu ersetzen, eine oder mehrere zusätzliche Zahlstellen bzw. Berech-
nungsstellen zu bestellen und deren Bestellung zu widerrufen. Die Ersetzung, die Bestellung und der Widerruf werden 
gemäß § 13 Bekanntmachungen bekannt gemacht 
 
(2) Die Berechnungsstelle bzw. die Zahlstelle ist berechtigt, jederzeit ihr Amt als Berechnungsstelle bzw. Zahlstelle 
niederzulegen. Die Niederlegung wird nur wirksam mit der Bestellung einer anderen Bank zur Berechnungsstelle bzw. 
Zahlstelle durch die Emittentin. Die Niederlegung und die Bestellung werden gemäß § 13 Bekanntmachungen bekannt 
gemacht. 
 
(3) Die Zahlstelle bzw. Berechnungsstelle handelt ausschließlich als Erfüllungsgehilfe der Emittentin und hat keinerlei 
Pflichten gegenüber den Inhabern der Schuldverschreibungen.  

§ 10 Besteuerung 

Alle in Bezug auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Kapital- und Zinsbeträge werden unter Einbehalt oder Abzug 
jener Steuern, Abgaben oder Gebühren gezahlt, die von der Republik Österreich oder einer Steuerbehörde der Re-
publik Österreich im Wege des Einbehalts oder des Abzugs auferlegt, einbehalten oder erhoben werden, und deren 
Einbehalt oder Abzug der Emittentin obliegt.  

§ 11 Verjährung 

Ansprüche der Anleger gegen die Emittentin auf die Rückzahlung von Kapital verjähren 30 (dreißig) Jahre nach 
Fälligkeit. Forderungen der Anleger auf die Zahlung von Zinsen verjähren 3 (drei) Jahre nach Fälligkeit. 

§ 12 Begebung weiterer Schuldverschreibungen, Ankauf und Entwertung 

(1) Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit ohne Zustimmung der Anleger weitere Schuldverschreibungen mit gleicher 
Ausstattung (mit Ausnahme des Emissionspreises, des Begebungstages und gegebenenfalls des ersten Zinszahlungsta-
ges) in der Weise zu begeben, dass sie mit diesen Schuldverschreibungen eine einheitliche Serie bilden. Der Begriff 
"Schuldverschreibungen" umfasst im Fall einer weiteren Begebung auch solche zusätzlich begebenen Schuldverschrei-
bungen. 

(2) Die Emittentin und jedes ihrer Tochterunternehmen sind berechtigt, Schuldverschreibungen auch zum Zweck der 
Tilgung auf dem Markt oder anderweitig zu jedem beliebigen Preis zu kaufen oder auf sonstige Weise zu erwerben. So-
fern diese Rückkäufe durch öffentliche Angebote erfolgen, muss dieses Angebot allen Anlegern gegenüber erfolgen. Sol-
che erworbenen Schuldverschreibungen darf die Emittentin nach ihrer freien Entscheidung halten, wieder veräußern oder 
entwerten. 

§ 13 Bekanntmachungen 

Alle die Schuldverschreibungen betreffenden Bekanntmachungen erfolgen auf der Website der Emittentin 
[http://www.volksbanksalzburg.at/boersen_u_maerkte/volksbank_anleihen/volksbank_salzburg_anleihen] oder werden 
dem jeweiligen Anleger direkt oder über die depotführende Stelle zugeleitet. Von dieser Bestimmung bleiben gesetzliche 
Verpflichtungen zur Veröffentlichung bestimmter Informationen auf anderen Wegen, z.B. im Amtsblatt zur Wiener Zeitung, 
unberührt. Die Emittentin wird sicherstellen, dass alle Bekanntmachungen ordnungsgemäß, im rechtlich erforderl i-
chen Umfang und gegebenenfalls in Übereinstimmung mit den Erfordernissen der zuständigen Stellen der jeweiligen 
Börsen, an denen die Schuldverschreibungen notiert sind, erfolgen. 

§ 14 Börseneinführung 

Die [Einbeziehung in das multilaterales Handelssystem (Dritter Markt) der Wiener Börse wird [nicht] beantragt. 
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§ 15 Erfüllungsort, anwendbares Recht und Gerichtsstand 

(1) Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie alle sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten bestim-
men sich ausschließlich nach dem Recht der Republik Österreich unter Ausschluss von Verweisungsnormen des 
internationalen Privatrechts soweit diese die Anwendung fremden Rechts zur Folge hätten.  

(2) Erfüllungsort ist Salzburg. 

(3) Klagen eines Anlegers gegen die Emittentin sind beim für den Bezirk Salzburg sachlich zuständigen Gericht 
einzubringen. Ist der Anleger Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes, kann dieser seine Ansprüche 
auch bei allen anderen zuständigen Gerichten geltend machen. 

§ 16 Schlussbestimmungen 

(1) Sollten zu irgendeinem Zeitpunkt eine oder mehrere der Bestimmungen der Schuldverschreibungen unwirksam, 
unrechtmäßig oder undurchsetzbar gemäß österreichischem Recht sein oder werden, dann ist diese Bestimmung im 
Hinblick auf die betreffende Jurisdiktion nur im notwendigen Ausmaß unwirksam, ohne die Gültigkeit, Rechtmäßig-
keit und Durchsetzbarkeit der verbleibenden Bestimmungen zu berühren oder zu verhindern.  
 
(2) Die Emittentin ist berechtigt, ohne Zustimmung der Anleger offensichtliche Schreib- oder Rechenfehler oder sonstige 
offensichtliche Irrtümer zu berichtigen, widersprüchliche oder lückenhafte Bestimmungen zu ändern bzw. zu ergänzen, 
wobei nur solche Änderungen bzw. Ergänzungen zulässig sind, die unter Berücksichtigung der Interessen der Emittentin 
für die Anleger zumutbar sind, d.h. deren finanzielle Situation nicht verschlechtern. Eine Pflicht zur Bekanntmachung von 
Änderungen bzw. Ergänzungen dieser Bedingungen besteht nicht, soweit die finanzielle Situation der Inhaber der Schuld-
verschreibungen nicht verschlechtert wird.  

 

Salzburg, [●] 
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6 BESTEUERUNG 

Dieser Abschnitt zur Besteuerung enthält eine kurze Zusammenfassung des Verständnisses der Emittentin 
betreffend einige wichtige Grundsätze, die im Zusammenhang mit dem Erwerb, dem Halten und der Ve r-
äußerung der Schuldverschreibungen in der Republik Österreich bedeutsam s ind. Die Zusammenfassung 
erhebt nicht den Anspruch, sämtliche steuerliche Überlegungen vollständig wiederzugeben und geht auch 
nicht auf besondere Sachverhaltsgestaltungen ein, die für einzelne potenzielle Anleger von Bedeutung 
sein können. Die folgenden Ausführungen sind genereller Natur und hierin nur zu Informationszwecken 
enthalten. Diese Ausführungen sollen keine rechtliche oder steuerliche Beratung darstellen und auch nicht 
als solche ausgelegt werden. Des Weiteren nimmt diese Zusammenfassung nur auf solche Anleger Bezug, 
die in Österreich der unbeschränkten Einkommen- oder Körperschaftsteuerpflicht unterliegen. Sie basiert 
auf den derzeit gültigen österreichischen Steuergesetzen, der bisher ergangenen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung sowie den Richtlinien der Finanzverwaltung und deren jeweiliger Auslegung, die alle Än-
derungen unterliegen können. Solche Änderungen können auch rückwirkend eingeführt werden und die 
beschriebenen steuerlichen Folgen nachteilig beeinflussen. Potenziellen Käufern der Schu ldverschreibun-
gen wird empfohlen, wegen der steuerlichen Folgen des Kaufs, des Haltens sowie der Veräußerung der 
Schuldverschreibungen ihre rechtlichen und steuerlichen Berater zu konsultieren. Das steuerliche Risiko 
aus den Schuldverschreibungen trägt der Käufer. Es ist generell darauf hinzuweisen, dass die Finanzver-
waltung bei strukturierten Finanzprodukten, mit denen auch steuerliche Vorteile verbunden sein können, 
eine kritische Haltung einnimmt.  

Ist die Emittentin depotführende Stelle, übernimmt die Emittentin die Verantwortung für die Einbehaltung 
der Steuern an der Quelle. Wird die Auszahlung über eine andere auszuzahlende Stelle in Österreich ab-
gewickelt übernimmt diese Stelle die Verantwortung für die Einbehaltung von Steuern an der Quelle.  

6.1 ALLGEMEIN 

Die steuerliche Behandlung von Finanzinstrumenten wurde im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes (BBG) 
2011 (BGBl I 2010/111), des Abgabenänderungsgesetzes (AbgÄG) 2011 (BGBl I 2011/76) und des Bud-
getbegleitgesetzes (BBG) 2012 (BGBl I 2011/112) einer umfassenden Novellierung unterzogen. Grund-
sätzlich sind die steuerlichen Konsequenzen vom Zeitpunkt des Erwerbs der Schuldverschreibungen ab-
hängig. Unter Berücksichtigung des Abgabenänderungsgesetzes (AbgÄG) 2011, BGBl I 2011/76 sind die 
steuerlichen Konsequenzen grundsätzlich davon abhängig, ob die Schuldverschreibung vor dem 1. April 
2012 (Altbestand) oder nach dem 31. März 2012 (Neubestand) entgeltlich erworben wird. Die nachfolgen-
de Darstellung beschränkt sich nur auf Schuldverschreibungen, die nach dem 31. März 2012 entgeltlich 
erworben wurden und somit der neuen Rechtslage unterliegen. Die Schuldverschreibungen, die vor dem 1. 
April 2012 erworben wurden, werden in der nachfolgenden Darstellung nicht behandelt.  
 

6.2 ERTRAGSTEUERLICHE KONSEQUENZEN FÜR IN ÖSTERREICH UNBESCHRÄNKT STEU-
ERPFLICHTIGE ANLEGER 

6.2.1 Natürliche Personen (Privatvermögen) 

Bei unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Person, die die Schuldverschreibungen im Privatvermögen 
halten, sind alle Einkünfte aus den Schuldverschreibungen als Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 27 
Abs 1 Einkommensteuergesetzes (nachstehend EStG) steuerpflichtig. Die Einkünfte nach § 27 Abs 1 EStG 
umfassen Einkünfte aus der Überlassung des Kapitals (§ 27 Abs 2 EStG), Einkünfte aus realisierten Wer t-
steigerungen des Kapitalvermögens (§ 27 Abs 3 EStG) sowie Einkünfte aus Derivaten (§ 27 Abs 4 EStG).  

Einkünfte aus Kapitalvermögen nach § 27 Abs 2 EStG (zB laufende Zinsen) sowie realisierte Wertsteige-
rungen des Kapitalvermögens nach § 27 Abs 3 EStG unterliegen grundsätzlich dem besonderen Steuer-
satz von 25 % (§ 27a Abs 1 EStG). Bei Inlandsverwahrung hat die depotführende oder auszahlende Stelle 
die Kapitalertragsteuer (KESt) von 25 % abzuziehen (§ 93 Abs 1 EStG), sofern ein öffentliches Angebot in 
rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht nach § 27a Abs 2 Z 2 EStG gegeben ist; mit der Einbehaltung der 
KESt ist die Endbesteuerungswirkung für einkommensteuerliche Zwecke verbunden (§§ 27a Abs 1 und 97 
Abs 1 EStG). Bei Auslandsverwahrung sind Einkünfte aus den Schuldverschreibungen im Rahmen der 
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persönlichen Einkommensteuererklärung anzugeben; der besondere Steuersatz von 25 % ist anzuwenden. 
Liegt kein öffentliches Angebot in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht vor, so gelangt der progressive 
Steuersatz von bis zu 50 % zur Anwendung (§ 33 Abs 1 EStG).  

Entsteht bei Rückzahlung oder Veräußerung ein Verlust, kann dieser grundsätzlich mit anderen Einkünften 
aus Kapitalvermögen verrechnet werden. Die Verrechnung hat grundsätzlich im Rahmen der persönlichen 
Einkommensteuererklärung und vorbehaltlich der Verlustausgleichsbeschränkungen des § 27 Abs 8 EStG 
zu erfolgen (§ 97 Abs 2 EStG). Bei Inlandsverwahrung der Schuldverschreibungen hat – beim Vorliegen 
des öffentlichen Angebotes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – die depotführende Stelle ab dem 1. 
Jänner 2013 den Verlustausgleich vorzunehmen (§ 93 Abs 6 EStG). Für Verluste, die im Zeitraum zwi-
schen dem 1. April 2012 und dem 31. Dezember 2012 anfallen, kann auf Antrag des Anlegers eine Aufro l-
lung der Kapitaler-tragsteuer durch die depotführende Stelle erfolgen. 

Gemäß § 27a Abs 5 EStG kann der Anleger die Option auf die Besteuerung nach dem Normalsteuersatz 
des § 33 Abs 1 EStG ausüben (Option zur Regelbesteuerung), sofern er – unter Beachtung des Normal-
steuersatzes – zu einem niedrigeren als dem linearen Steuersatz von 25 % besteuert wird. Gegebenen-
falls sind Einkünfte aus den Schuldverschreibungen – zusammen mit anderen sondersteuersatzpflichtigen 
Kapitalerträgen – im Rahmen der Steuererklärung anzugeben. Die allenfalls einbehaltene KESt wird auf 
die zu erhebende Einkommensteuer angerechnet und mit dem übersteigenden Betrag dem Anleger zurück 
erstattet. 

Der steuerpflichtige Betrag entspricht bei Einkünften aus der Überlassung des Kapitals nach § 27 Abs 2 
EStG dem Bruttobetrag der Zinszahlungen (§ 27a Abs 3 Z 1 EStG). Als Einkünfte aus realisierten Wert-
steigerungen des Kapitalvermögens nach § 27 Abs 3 EStG und Einkünften aus Derivaten nach § 27 Abs 4 
EStG ist grundsätzlich die Differenz zwischen dem (ungekürzten) Veräußerungserlös und den Anschaf-
fungskosten zugrunde zu legen (§ 27a Abs 3 Z 2 und 3 EStG). Bei auf Fremdwährung lautenden Schuld-
verschreibungen hat eine Umrechnung im Anschaffungszeitpunkt und im Veräußerungszeitpunkt in EUR 
zu erfolgen. Die Fremdwährungskomponente stellt einen Teil des Veräußerungsgewinnes bzw. -verlustes 
dar. 

Eine allfällige Lieferung des Basiswertes durch die Emittentin löst keine Versteuerung aus. Die Anscha f-
fungskosten der Aktienschuldverschreibungen stellen die Anschaffungskosten des gelieferten Basiswertes 
dar. Bare Zuzahlungen bis zu 10% des Gesamtnennbetrages vermindern die Anschaffungskosten der ge-
lieferten Vermögensgegenstände und sind ansonsten als Wertsteigerungen nach § 27 Abs 3 EStG zu ve r-
steuern. 

Nebenkosten der Anschaffung oder Veräußerung dürfen nicht abgezogen werden. Ebenso wenig sind 
sonstige im Zusammenhang mit dem Halten der Schuldverschreibungen angefallene Werbungskosten ab-
zugsfähig (§ 20 Abs 2 EStG), sofern die Schuldverschreibungen im Rahmen eines öffentlichen Angebots 
in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht angeboten werden. 

 

6.2.2 Natürliche Personen (Betriebsvermögen) 

Die vorstehenden Grundsätze für natürliche Personen, welche die Schuldverschreibungen im Privatve r-
mögen halten, gelten für – im Betriebsvermögen natürlicher Personen gehaltene – Schuldverschreibungen 
sinngemäß, jedoch unter Beachtung folgender Besonderheiten: Die Einkünfte gelten als betriebliche Ein-
künfte. Gewinne und Verluste unterliegen – beim Vorliegen eines öffentlichen Angebotes in rechtlicher und 
tatsächlicher Hinsicht – als Einkünfte aus realisierten Wertsteigerungen nach § 27 Abs 3 EStG und Ein-
künfte aus Derivaten und derivativen Finanzinstrumenten nach § 27 Abs 4 EStG dem besonderen Steue r-
satz von 25 % und – im Rahmen der Veranlagung – der Endbesteuerung (§ 97 Abs 1 EStG). Betriebsaus-
gaben im Zusammenhang mit dem Erwerb, der Veräußerung oder des Haltens der Schuldverschreibungen 
dürfen im Rahmen der Veranlagung in eingeschränktem Ausmaß berücksichtigt werden (§ 6 Z 2 lit c 
EStG). Eine Verlustverrechnung durch die depotführende Stelle ist ausgeschlossen und hat im Rahmen 
der jährlichen Veranlagung zu erfolgen. 
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6.2.3 Privatstiftungen (Privatvermögen) 

Die vorstehenden Grundsätze für natürliche Personen, welche die Schuldverschreibungen im Privatve r-
mögen halten, gelten für (eigennützige, d.h. nicht gemeinnützige) Privatstiftungen sinngemäß, jedoch unter 
Beachtung folgender Besonderheiten: Statt der KESt bzw. des besonderen Steuersatzes von 25  % ist – 
beim Vorliegen eines öffentlichen Angebotes in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht – das Regime der 
Zwischenbesteuerung mit dem Körperschaftsteuersatz von 25 % anzuwenden (§§ 13 Abs 3 und 22 Abs 2 
KStG). Ansonsten ist der Körperschaftsteuersatz von 25 % anzuwenden. Bei Inlandsverwahrung der 
Schuldverschreibungen findet die Befreiung von der KESt nach § 94 Z 12 EStG Anwendung. Die Option 
nach § 27a Abs 5 EStG ist nicht anwendbar.  

 

6.2.4 Kapitalgesellschaften und Privatstiftungen (Betriebsvermögen) 

Einkünfte aus den Schuldverschreibungen unterliegen als Einkünfte aus Gewerbebetrieb dem Körper-
schaftsteuersatz von 25 %. Bei Privatstiftungen und bei Kapitalgesellschaften kann die Befreiung von der 
Kapitalertragsteuer nach § 94 Z 5 EStG zur Anwendung kommen. Allfällige Substanzgewinne und -verluste 
werden im Rahmen der betrieblichen Einkünfte erfasst. Es ist der Körperschaftsteuersatz von 25 % anzu-
wenden.  

 

6.3 ERTRAGSTEUERLICHE KONSEQUENZEN FÜR IN ÖSTERREICH BESCHRÄNKT STEU-
ERPFLICHTIGE ANLEGER 

Natürliche Personen und Kapitalgesellschaften, die in Österreich nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind, 
unterliegen mit ihren Erträgen aus den Schuldverschreibungen nicht der österreichischen Einkommen- 
bzw Körperschaftsteuer, sofern die Einkünfte daraus nicht zum inländischen Betriebsvermögen oder dem 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehören. Bei Verwahrung der Schuldverschreibungen auf einem 
österreichischen Depot kommt es auch zum keinem KESt-Abzug durch das kuponauszahlende Kreditinsti-
tut (§ 94 Z 13 EStG). 

 

6.4 ZINSRICHTLINIE 

Bei natürlichen Personen, die in Österreich der beschränkten Einkommensteuerpflicht unterliegen, können 
laufende Zinsen und der positive Unterschiedsbetrag der EU-Quellensteuer nach dem EU-QuStG (BGBl I 
2004/33) in Höhe von 35 % unterliegen. Mit dem EU-QuStG wurde die Richtlinie des Rates 2003/48/EG 
vom 3. Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen in Österreich umgesetzt. Voraussetzung 
ist, dass die natürliche Person als wirtschaftlicher Eigentümer der Zinsen zu sehen ist und seinen Wohn-
sitz innerhalb der Europäischen Union hat.  

Für die Anwendung der EU-Quellensteuer ist zudem erforderlich, dass die Erträge aus den vorliegenden 
Schuldverschreibungen als Zinszahlung im Sinne von § 6 Abs 1 EU-QuStG zu sehen sind. Davon ist ins-
besondere bei laufend gezahlten Zinsen auszugehen. 

Keine EU-Quellensteuer ist zu erheben, wenn der wirtschaftliche Eigentümer der österreichischen Zahl-
stelle eine vom Wohnsitzfinanzamt seines Wohnsitzstaates aus seinen Namen ausgestellte Bescheinigung 
nach § 10 Abs 2 EU-QuStG bzw Art 13 Abs 2 Richtlinie 2003/EG/48 vorlegt. Die Bescheinigung muss fol-
gende Angaben enthalten: Name, Anschrift und Steuer- oder sonstige Identifizierungsnummer oder in Er-
mangelung einer solchen, das Geburtsdatum und Geburtsort des wirtschaftlichen Eigentümers, Name und 
Anschrift der Zahlstelle, Kontonummer des wirtschaftlichen Eigentümers oder in Ermangelung einer sol-
chen, Kennzeichen des Wertpapiers. Die Bescheinigung gilt für einen Zeitraum von drei Jahren ab Aus-
stellung. 
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6.5 ERBSCHAFTS- UND SCHENKUNGSSTEUER  

In Österreich wird keine Erbschafts- oder Schenkungssteuer erhoben. Die unentgeltliche Übertragung der 
Schuldverschreibungen unter Lebenden unterliegt jedoch grundsätzlich der Meldeverpflichtung nach § 
121a der Bundesabgabenordnung. Bei einer unentgeltlichen Übertragung der Schuldverschreibungen auf 
eine österreichische Privatstiftung oder eine damit vergleichbare Vermögensmasse fällt Stiftungsein-
gangssteuer an. Grundsätzlich beträgt der Stiftungseingangssteuersatz 2,5 %. Dieser erhöht sich auf 
25 %, sofern mit dem Ansässigkeitsstaat der Stiftung oder einer vergleichbaren Vermögensmasse keine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe besteht.  

 

6.6 ANDERE STEUERN 

In Österreich fallen anlässlich des Erwerbs und der Veräußerung der Schuldverschreibungen keine 
Rechtsgeschäftsgebühren, Kapitalverkehrssteuern oder ähnliche Steuern an. 
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7 VERWENDUNG DES EMISSIONSERLÖSES 

Die Nettoerlöse aus der Ausgabe der Schuldverschreibungen werden von der Emittentin  zur Gewinnerzie-
lung und für ihre allgemeinen Refinanzierungsbedürfnisse verwendet. Die Emission von Ergänzungskapi-
tal-Schuldverschreibungen und Nachrangkapital-Schuldverschreibungen dient zur Stärkung der Eigenmit-
telausstattung der Emittentin. 

8 VERKAUFSBESCHRÄNKUNGEN 

Dieser Basisprospekt darf in keinem Land außerhalb Österreichs veröffentlicht werden, in dem Vorschri f-
ten über die Registrierung, Zulassung oder sonstige Vorschriften im Hinblick auf ein Angebot entgegen 
stehen können. Insbesondere darf der Basisprospekt nicht in die Vereinigten Staaten von Amerika ge-
bracht werden.  

Die unter diesem Basisprospekt begebenen Schuldverschreibungen der Emittentin werden nicht nach den 
Vorschriften des U.S. Securities Act 1933 registriert und unterliegen als Inhaberpapiere bestimmten Vor-
schriften des U.S. Steuerrechtes. Abgesehen von bestimmten Ausnahmen, die im U.S. Steuerrecht festge-
legt werden, dürfen die Schuldverschreibungen weder innerhalb der Vereinigten Staaten von Amerika 
noch an U.S. Personen (wie in den maßgebenden Vorschriften definiert) angeboten, verkauft oder geliefert 
werden. 

Öffentliche Angebote werden in Österreich erfolgen. In allen anderen EWR Staaten, in welchen eine Um-
setzung der EU-Prospekt-Richtlinie erfolgt ist, ist ein öffentliches Angebot nicht zulässig, ausgenommen es 
handelt sich um ein Angebot, das keine Pflicht zur Veröffentlichung eines Basisprospekts auslöst.  

Unter einem "öffentlichen Angebot" der Schuldverschreibungen in einem EWR-Mitgliedstaat ist eine Mit-
teilung an das Publikum in jeder Form und auf jede Art und Weise zu verstehen, die ausreichende Informa-
tionen über die Angebotsbedingungen enthält, um die Anleger in die Lage zu versetzen, sich für den Kauf 
oder die Zeichnung der Wertpapiere zu entscheiden, wobei auch allenfalls in einem Mitgliedstaat ge ltende 
abweichende Definitionen eines "öffentlichen Angebots" zusätzlich Anwendung finden.  
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9 ALLGEMEINE INFORMATIONEN 

(1) Die Emittentin hat alle erforderlichen Zustimmungen, Billigungen und Genehmigungen in Österreich für die 
Emission der Schuldverschreibungen erhalten.  

(2) Die Erstellung dieses Basisprospekts wurde am 05.12.2011 vom Vorstand der Emittentin beschlossen.  

(3) Die Wertpapierkennnummern und/oder die ISIN werden für jede Serie von Schuldverschreibungen im 
Konditionenblatt angegeben.  

(4) Der Emissionspreis und der Gesamtnennbetrag der jeweiligen Schuldverschreibungen werden auf Basis 
der allgemein geltenden Marktbedingungen vor Hinterlegung der entsprechenden Bedingungen der 
Schuldverschreibungen jeder Tranche festgesetzt. Sofern der Emissionspreis oder der Gesamtnennbetrag 
der einzelnen Tranche zum Ausgabezeitpunkt nicht bestimmt ist, legen die Bedingungen der Schuldver-
schreibungen die Berechnungsmethode sowie die Bekanntmachungsmethode fest. 

(5) Jede Schuldverschreibung enthält folgende Hinweistext: 

 "Der Erwerb einer Schuldverschreibung durch einen amerikanischer Staatsbürger fällt unter die Beschrän-
kungen der amerikanischen Steuergesetze, insbesondere kommen die Beschränkungen des §§ 165 (j) und 
1287 (a) des amerikanischen EStG zur Anwendung." 

(6) Der Abschlussprüfer, der Österreichische Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch), mit der Anschrift 
in 1013 Wien, Löwelstraße 14, hat die Jahresabschlüsse der Emittentin zum 31.12.2011 und zum 
31.12.2010 geprüft und uneingeschränkte Bestätigungsvermerke erteilt. Der ÖGV ist ein Mitglied der Ver-
einigung Österreichischer Revisionsverbände, mit dem Sitz in Wien und der Geschäftsanschrift Löwelstra-
ße 14, 1013 Wien. 

(7) Die Gläubiger der Schuldverschreibungen werden in einem Gerichtsverfahren oder in einem Insolvenzver-
fahren, welches in Österreich gegen die Emittentin eingeleitet werden sollte, durch einen Kurator, der  vom 
Handelsgericht Wien bestellt wird und diesem verantwortlich ist, gemäß dem Gesetz vom 24.04.1874, 
Reichsgesetzblatt Nr. 49 idgF. (Kuratorengesetz) vertreten, oder, im Fall von Pfandbriefen oder Kommu-
nalschuldverschreibungen (Öffentliche Pfandbriefe) gemäß der Einführungsverordnung zum Hypotheken-
gesetz, wenn die Rechte der Gläubiger der Schuldverschreibungen mangels einer gemeinsamen Vertre-
tung gefährdet sind, oder wenn die Rechte einer anderen Person dadurch verzögert würden, bestellt wird.  
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch JGS Nr. 946/811 

BBG Budgetbegleitgesetz BGBl. I Nr. 111/2010 

BWG Das österreichische Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 in der jeweils 
geltenden Fassung 

CHF Schweizer Franken 

CZK Tschechische Krone 

DepotG Das österreichische Depotgesetz, BGBl. Nr. 424/1969 in der jeweils gel-
tenden Fassung 

EStG Das österreichische Einkommensteuergesetz, BGBl. Nr. 400/1988 in der 
jeweils geltenden Fassung 

EU Europäische Union 

EUR Euro 

EURIBOR Euro Inter Bank Offered Rate 

EWR Europäischer Wirtschaftsraum 

FMA Österreichische Finanzmarktaufsichtsbehörde, Otto-Wagner-Platz 5, 1090 
Wien, Österreich 

GBP Britisches Pfund 

HUF Ungarische Forint 

ICMA International Capital Markets Association 

IRR Internal Rate of Return (Interne Ertragsrate, Interner Zinsfuß)  

IFRS International Financial Reporting Standards 

ISIN International Security Identification Number 

JPY Japanische Yen 

KartG Kartellgesetz, BGBl. Nr. 61/2005 in der geltenden Fassung 
KMG Das österreichische Kapitalmarktgesetz, BGBl. Nr. 625/1991 in der jeweils 

geltenden Fassung 

LIBOR London Inter Bank Offered Rate 

MTF Multilateral Trading Facility  

OeKB Oesterreichische Kontrollbank AG, Am Hof 4, 1011 Wien, Österreich 

ÖGV Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze – Delitzsch) 

ÖVAG Österreichische Volksbanken Aktiengesellschaft, Kolingasse 14-16, 1090 
Wien 

RON Rumänischer Leu 

Securities Act United States Securities Act of 1933 

UGB Unternehmensgesetzbuch, BGBl. Nr. 120/2005 in der geltenden Fassung 

USD U.S.-Dollar 
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GLOSSAR 

Anleger, Anleihegläubiger Inhaber von Schuldverschreibungen. 

Bankarbeitstage Jene Tage, an denen alle maßgeblichen Bereiche des TARGET2-
Systems betriebsbereit sind. 

Ausschüttungsfähiger Gewinn "Ausschüttungsfähiger Gewinn" ist der festgestellte Bilanzgewinn 
nach Rücklagenbewegung und Berücksichtigung eines allfälligen 
Gewinn- oder Verlustvortrags aus Vorperioden, ermittelt nach 
UGB/BWG unter Berücksichtigung allfälliger Ausschüttungssperren 
oder Ausschüttungsbeschränkungen sowie beschlossener oder 
geplanter Ausschüttungen, allfälliger Verluste im laufenden Ge-
schäftsjahr sowie der Bestimmungen des BWG, sofern anwendbar. 
Berechnungsbasis des ausschüttungsfähigen Gewinns ist der jewei-
lige Einzelabschluss der Emittentin. Der zur Verfügung stehende 
ausschüttungsfähige Gewinn kann infolge allfällig zur Anwendung 
kommender Ausschüttungsbeschränkungen und Ausschüttungs-
sperren, oder infolge von im laufenden Geschäftsjahr eingetretenen 
Verlusten, geringer sein als der ausgewiesene Bilanzgewinn. 

Basiszinssatz Wird in Österreich von der Oesterreichischen Nationalbank be-
kanntgegeben. 

Basisprospekt Basisprospekt gemäß Artikel 5.4 der Prospektrichtlinie. 

Basiswerte Aktien, Schuldtitel, Fonds, Hedgefonds, Indizes, Rohstoffe, Refe-
renzsätze, Währungen, Waren, oder eine Formel oder ein Korb 
hiervon oder ein anderer in den jeweiligen Bedingungen der Schuld-
verschreibungen vorgesehene Bezugsgrößen. 

Bedingungen der  
Schuldverschreibungen 

Im Abschnitt "Bedingungen der Schuldverschreibungen" beschrie-
bene und ergänzte Emissionsbedingungen zusammen mit den im 
maßgeblichen Konditionenblatt festgelegten Bedingungen. 

Credit Spread Der Credit Spread ist eine Marge, die von der Emittentin an den 
Anleger als Prämie für das in Kauf genommene Kreditrisiko zu be-
zahlen ist. 

Daueremission Schuldverschreibungen mit einer unbegrenzten Zeichnungsfrist die 
dauernd oder wiederholt begeben werden können. 

Einmalemission Schuldverschreibungen die während einer bestimmten Zeichnungs-
frist gezeichnet werden können. 

Emissionsbedingungen Die als Annex 1 der Bedingungen der Schuldverschreibungen ge-
nannten Emissionsbedingungen. 

EU-Zinsbesteuerungsrichtlinie Richtlinie 2003/48/EG vom 3.6.2003 in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

EWR-Mitgliedstaat Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraumes. Mitglieder sind alle 
EU-Mitgliedstaaten sowie Island, Liechtenstein und Norwegen. 

Ex-Dividende Zusatz zum Preis der angibt, dass an diesem Tag (dem so genann-
ten Ex-Dividenden-Tag oder Ex-Tag) die Höhe der Dividende vom 
Preis des Wertpapiers abgezogen wurde. 
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Haftungsgesellschaft Schulze-Delitzsch-Haftungsgenossenschaft registrierte Genossen-
schaft mit beschränkter Haftung 

ICMA-Methode Eine von der ICMA entwickelte Zinsmethode, die die Effektivverzin-
sung von Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung der tägl i-
chen Stückzinsen ermittelt. 

Interne Ertragsrate /  
Interner Zinsfuß 

Die interne Ertragsrate / Der interne Zinsfuß entspricht dem Effek-
tivzinssatz der Anlagen.  

Kreditinstitute-Verbund Zusammenschluss der zugeordneten Kreditinstitute und der Zent-
ralorganisation zu einem Kreditinstitute-Verbund gemäß § 30a BWG 

MTF Multilaterale Handelssysteme (MTF- Multilateral Trading Facility) 
sind von Börsen oder Wertpapierfirmen betriebene multilaterale 
Handelssysteme (in Wien: der von der Wiener Börse AG als Multilate-
rales Handelssystem betriebene Dritte Markt), an denen Finanzin-
strumente gehandelt werden, die weder gesetzlich geregelte Zulas-
sungsvoraussetzungen noch Transparenzpflichten einhalten müs-
sen. Insiderhandel und Marktmanipulation sind ebenso wie auf ge-
regelten Märkten untersagt.  

Multiplikator Als Multiplikator wird ein Faktor bezeichnet, der angibt, in welchem 
Umfang sich der ursprüngliche wirtschaftliche Impuls (unabhängige 
Variable) auf eine zu erklärende Größe (abhängige Variable) aus-
wirkt. 

Nettoverluste Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, vor 01.01.2010: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahres-
überschüssen und Jahresfehlbeträgen (jeweils vor Rücklagenbewe-
gungen und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals 
am Verlust der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungska-
pital-Schuldverschreibungen nach Maßgabe der festgestellten Ein-
zeljahresabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das 
Ergänzungskapital entfallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt 
sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittier-
ten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungskapital, Partizipat i-
onskapital, Grundkapital). Der Anteil wird periodenbezogen, für 
jedes Geschäftsjahr ermittelt, wobei das während der Periode emit-
tierte verlusttragende Kapital gewichtet wird. 

Für Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen, nach 01.01.2010: 

Nettoverluste entsprechen dabei dem negativen Saldo aus Jahres-
gewinnen und Jahresverlusten (jeweils nach Rücklagenbewegungen 
und vor Erträgen aus Teilnahme des Ergänzungskapitals am Verlust 
der Emittentin) während der Laufzeit der Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen nach Maßgabe der festgestellten Einzeljah-
resabschlüsse der Emittentin gemäß UGB/BWG. Der auf das Er-
gänzungskapital entfallende Anteil an dem Nettoverlust bestimmt 
sich aus dem Verhältnis der Nominale der Ergänzungskapital-
Schuldverschreibungen zum jeweiligen Gesamtbetrag der emittier-
ten verlusttragenden Instrumente (Ergänzungskapital, Partizipat i-
onskapital, Grundkapital, nicht aufgelöste Rücklagen). Der Anteil 
wird periodenbezogen, für jedes Geschäftsjahr ermittelt, wobei das 
während der Periode emittierte verlusttragende Kapital gewichtet 
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wird 

ÖVAG Konzern Österreichische Volksbanken-Aktiengesellschaft mit ihren Tochter-
gesellschaften im In- und Ausland (darunter Investkredit Bank AG, 
VB Factoring AG, Volksbank Malta Ltd., VB Real Estate Services 
GmbH, Volksbank Romania S.A., VB Leasing International Holding 
GmbH, VB Leasing Finanzierungsgesellschaft m.b.H., VICTORIA-
Volksbanken Pensionskassen AG, VICTORIA Volksbanken Vorsor-
gekasse AG) 

Primäreinlagen Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und verbriefte Verbindlichkei-
ten 

Prospektrichtlinie Richtlinie 2003/71/EG vom 4.11.2003 in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

Prospekt-VO Verordnung (EG) Nr. 809/2004 vom 29.4.2004 in der jeweils gelten-
den Fassung. 

Schuldverschreibungen Wertpapiere, die nach Maßgabe dieses Basisprospekts begeben 
werden. 

TARGET2-System Trans-European Automated Real-Time Gross Settlement Express 
Transfer payment system for euro 2. 

Wertpapiersammelbank Oesterreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft  

Volksbank 
Salzburg 

Die Emittentin und alle ihre Tochtergesellschaften  

Volksbanken Primärstufe 51 regionale Volksbanken, 7 Spezialbanken (Österreichische Apo-
thekerbank eG, Gärtnerbank, registrierte Genossenschaft mit be-
schränkter Haftung, IMMO BANK Aktiengesellschaft, Sparda-Bank 
Linz, registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, Sparda-
Bank Villach/Innsbruck registrierte Genossenschaft mit beschränkter 
Haftung, Wiener Spar- und Kreditinstitut registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung,  Bank für Ärzte und Freie Berufe AG) und 
4 Hauskreditgenossenschaften 

Volksbanken-Sektor Volksbank Primärstufe, ÖVAG, VB Factoring AG, Volksbank Quad-
rat Bank AG, IK Investment Bank AG und Investkredit Bank AG. 

Volksbanken-Verbund Volksbank Primärstufe, ÖVAG Konzern, Konzern der Volksbank 
Vorarlberg, Allgemeine Bausparkasse registrierte Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung 

Wiener Börse Wiener Börse AG 
Wallnerstraße 8 
1010 Wien 

Zentralorganisation ÖVAG; 
Zentralorganisation des Kreditinstitute-Verbundes gemäß 
§ 30a BWG 

Zugeordnetes Kreditinstitut Jene zugeordneten Kreditinstitute der Primärstufe die Mitglied des 
Kreditinstitute-Verbundes gemäß § 30a BWG sind 
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EMITTENTIN 
 

Volksbank Salzburg eG 
St. Julien-Straße 12 

5020 Salzburg 
Österreich 

 
 
 

ABSCHLUSSPRÜFER 
 

Österreichischer Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) 
Löwelstraße 14 

1013 Wien 
Österreich 
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VERZEICHNIS DER ANHÄNGE 

Anleger werden darauf hingewiesen, dass sich die gesetzlichen Angaben zu den Schuldverschreibungen auf 
die zum Zeitpunkt der jeweiligen Emission in Österreich geltende Rechtslage beziehen.  

Die Schuldverschreibungen unterliegen österreichischem Recht, wobei für die ISIN AT0000163266 das BWG 
idF BGBl I Nr. 33/2000, für die ISIN AT0000163209 das BWG idF BGBl Nr. 532/1993, für die 
ISIN AT0000163217 das BWG idF BGBl Nr. 753/1996, und für die ISIN AT0000171665 das BWG idF BGBl I Nr. 
35/2003 zur Anwendung kommt.  

Anhang I. ISIN AT0000163266 

Anhang II. ISIN AT0000163209 

Anhang III. ISIN AT0000163217 

Anhang IV. ISIN AT0000171665 

 

 

Anhang ./A Finanzinformationen 2011 

Konzernjahresabschluss 2011 

Anhang zum Konzernjahresabschluss 2011 

Konzernlagebericht 2011 

Bestätigungsvermerk 2011 

Anhang ./B Finanzinformationen 2010 

Konzernjahresabschluss 2010 

Anhang zum Konzernjahresabschluss 2010 

Konzernlagebericht 2010 

Bestätigungsvermerk 2010 

 



Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 
 

ERGÄNZUNGSKAPITAL-BANKSCHULDVERSCHREIBUNG 
VOLKSBANK SALZBURG 2000 

 
EMISSIONSBEDINGUNGEN 

 
§ 1 Begebungsvolumen, Stückelung und Sammelverwahrung 

 
(1) Die Ergänzungskapital-Bankschuldverschreibung 2000 der Volksbank Salzburg wird ab sofort bis auf 

weiteres (zur öffentlichen Zeichnung) aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis zu Nominale EURO 
20.000.000,--. 

(2) Die Ergänzungskapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je EURO 2.000,-- begeben. 
(3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine Sammelurkunde vertreten. 

Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht nicht, wohl aber Miteigentum an einer 
Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die Unterschrift des Vorstandes der Volksbank Salzburg und 
wird bei dieser im Tresor hinterlegt. Ein Wertpapierübertrag auf ein anderes Kreditinstitut ist nicht möglich. 

 
§ 2 Kapitalform 

 
(1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Salzburg sind Wertpapiere über 

eingezahltes Ergänzungskapital im Sinne des § 23 Abs 7 BWG. 
(2) Für die Begebung dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibung in Form einer Daueremission besteht 

gemäß § 3 Abs 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
(3) Die Forderungen aus diesen Ergänzungskapital-Schuldverschreibungen sind gemäß § 23 Abs 7 BWG so 

vereinbart, dass das eingezahlte Kapital  
a) der Volksbank Salzburg auf mindestens acht Jahre zur Verfügung gestellt wird und seitens des 

Gläubigers nicht vor Ablauf dieser Frist gekündigt werden kann; die Kündigungsfrist beträgt mindestens 
drei Jahre. Seitens der Volksbank Salzburg ist eine Kündigung nach Maßgabe der lit. e) zulässig.  

b) nur verzinst werden darf, soweit die Zinsen im Jahresüberschuss (vor Rücklagenbewegung) gedeckt 
sind,  

c) vor Liquidation nur unter anteiligem Abzug der während seiner Laufzeit angefallenen Nettoverluste 
zurückgezahlt werden darf,  

d) nachrangig gemäß § 45 Abs 4 BWG ist, daher im Falle der Liquidation oder des Konkurses des 
Schuldners erst nach Befriedigung oder Sicherstellung der Forderungen der anderen nicht nachrangigen 
Gläubiger zurückzuzahlen ist und  

e) dessen Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; die Volksbank Salzburg kann mit Wirksamkeit 
vor Ablauf dieser Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist kündigen, wenn sie zuvor Kapital in 
gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft und ihr Bankprüfer dies bestätigt hat. 

(4) Sind andere Gläubiger vorhanden, die gleichfalls erst nach den Forderungen aller übrigen Gläubiger zu 
befriedigen sind, so gilt für die Reihenfolge der Befriedigung dieser Gläubiger, dass Inhaber von 
Ergänzungskapital jedenfalls zuletzt zu befriedigen sind. 

(5) Eine Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der Volksbank Salzburg ist 
ausgeschlossen. Vertragliche Sicherheiten für die Verbindlichkeiten werden weder durch die Volksbank 
Salzburg noch durch Dritte gestellt. 

 
§ 3 Verzinsung 

 
(1) Die Verzinsung der Schuldverschreibungen ist variabel, beginnt am 20.10.2000 und wird einmal jährlich am 

31.12., erstmals am 31.12.2001, für jede Verzinsungsperiode im vorhinein festgelegt. Die Zinsberechnung 
erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 

(2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag (= Zahlungstag) nach 
Beginn der Verzinsungsperiode per 20.10.2000 bzw folgender Kupontermine, hat der Gläubiger der 
Volksbank Salzburg bis dahin angefallene Stückezinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu bezahlen. 

(3) Als Indikator dient der verlautbarte zwölfmonatige EURIBOR-Marktzinssatz, wobei das arithmetische Mittel 
für den vor dem Kupontermin 31.12. j.J. jeweils zuletzt veröffentlichten November-Durchschnitt des 
vorangegangenen Jahres, plus 0,25 %, abgerundet auf das volle 1/8 %, dient. Ungeachtet der 
Zinsbindungsklausel wird eine Zinsuntergrenze von 3 % und eine Zinsobergrenze von 10 % festgelegt. 

(4) Der Zinssatz für die erste, bis 31.12.2001 laufende Verzinsungsperiode beträgt 5,75 %. 
(5) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch Schalteraushang in allen 

Geschäftsstellen der Volksbank Salzburg verlautbart. Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 
(6) Sollte die Veröffentlichung des Indikators aus welchem Grunde immer eingestellt werden oder sollte sich der 

Berechnungsmodus ändern, kann die Volksbank Salzburg eine andere, gleichwertige Berechnungsbasis 
bestimmen. 

Anhang I. ISIN AT0000163266



Ergänzungskapital-Schuldverschreibung 
 

(7) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im nachhinein, jeweils am 
31.12. j.J., erstmals am 31.12.2001, Zinsen zu bezahlen, soweit sie im Jahresüberschuss vor 
Rücklagenbewegung gemäß § 2 Abs 3 dieser Ergänzungskapital-Schuldverschreibungsbedingungen der 
vorangegangenen Bilanz zum 31. Dezember Deckung finden. 

 
§ 4 Laufzeit und Tilgung 

 
(1) Die Laufzeit der Schuldverschreibungen beträgt unabhängig von deren Rechtsnatur mindestens 8 Jahre und 

ist unbegrenzt. 
(2) Die Tilgung erfolgt vorbehaltlich § 2 Abs 3 lit e bei Laufzeitende zum Nennwert. 

 
§ 5 Verjährung 

 
(1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 
(2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 Jahren. 

 
§ 6 Zahlstellen 

 
(1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Salzburg. 
(2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber der 

Schuldverschreibung depotführende Stelle. 
 

§ 7 Börseneinführung 
 

Die Zulassung der Schuldverschreibungen zur Notierung und zum Handel an der Wiener Börse kann vom 
Emittenten beantragt werden. 

 
§ 8 Bekanntmachungen 

 
(1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Salzburg Ergänzungskapital-Schuldverschreibung betreffen, 

erfolgen rechtsgültig durch Aushang in allen Geschäftslokalen der Volksbank. 
(2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 

 
§ 9 Gerichtsstand 

 
Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches Recht; Gerichtsstand ist 
Salzburg. 

 
§ 10 Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der Volksbank Salzburg bei 
der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 

 
 

Salzburg, 19. Oktober 2000 
 

 
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung 
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Volksbank Salzburg Ewige Nachrangkapital-Bankschuldverschreibung 1994- 
Emissionsbedingungen 

Kenn-Nr. 016320 (ISIN: AT0000163209) 

 § 1 Begebungsvolumen,  

      Stückelung und  

      Sammelverwahrung 

(1) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung 1994 der Volksbank Salzburg wird ab sofort 
bis auf weiteres (zur öffentlichen Zeichnung) aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis 
zu Nominale ATS 100.000.000,--  

(2) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je ATS 1.000.-- 
begeben und ist eingeteilt in bis zu 100.000 Stück á Nominale ATS 1.000,-- mit den 
Nummern 1 bis 100.000. 

(3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine 
Sammelurkunde vertreten. Ein Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht 
nicht, wohl aber Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die 
Originalunterschrift des Vorstandes der Volksbank Salzburg und wird bei dieser im Tresor 
hinterlegt.  

§ 2 Kapitalform 
 
(1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Salzburg sind 
nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs 8 BWG 1993 (BGBl 532/1993) und des § 2 Abs 
3 dieser Bedingungen. 
 
(2) Für die Begebung dieser Nachrangkapital-Schuldverschreibung in Form einer 
Daueremission besteht gemäß § 3 Abs 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 
 
(3) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel, 
 
3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses des Schuldners erst nach den 
Forderungen der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können, 
 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder 
eine Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die 
Kündigungsfrist zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsfrist nach einer 
Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest 
gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist von fünf Jahren muß ferner nicht 
eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der Besteuerung, die zu 
einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Volksbank 
zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen 
Umständen als der Auflösung des Schuldners oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten 
Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses 
betreffend die Nachrangigkeit möglich sind. 
 
3.4. deren Urkunde über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§864 a ABGB). 
 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keiner vertraglichen Sicherheiten 
durch die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
 
3.6. deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, daß jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen 
ist. 

§ 3 Verzinsung 
 
(1) Die Verzinsung der Schuldverschreibung ist variabel, beginnt am 16.5.1994 und wird 
einmal jährlich am 31.12., erstmals am 31.12.1994, für jede Verzinsungsperiode im vorhinein 
festgelegt. Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und zu 360 Tagen pro Jahr. 
 
(2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag 
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(=Zahltag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 31.12.94 bzw. folgender Kupontermine, 
hat der Gläubiger bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum Kaufpreis zu bezahlen. 
 
(3) Als Indikator dient die vom Direktorium der Oesterreichischen Nationalbank zuletzt 
verlautbarte Sekundärmarktrendite für Anleihen im weiteren Sinne, (Tabelle 5.4 der 
Oesterreichischen Nationalbank) des dem Kupontermin jeweils vorangegangenen Monats 
November, plus 0,40 %, abgerundet auf das volle 1/8 %; Zinsobergrenze: 10 %; 
Zinsuntergrenze: 5 %. 
 

(4) Der Zinssatz für die erste, bis 31.12.1994 laufende Verzinsungsperiode, beträgt 7 % p.a. 
 

(5) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 
Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 
 

(6) Sollte vom Direktorium der Oesterreichischen Nationalbank die Veröffentlichung des 
Indikators, aus welchem Grund auch immer eingestellt werden, kann die Volksbank eine 
andere, gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 
 

(7) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im 
nachhinein, jeweils am 31.12. j. J., erstmals am 31.12.1994, Zinsen zu bezahlen. 

§ 4 Laufzeit (1) Die Laufzeit der Schuldverschreibung ist unbegrenzt.  

(2) Die Rückzahlung erfolgt vorbehaltlich § 2 bei Laufzeit zum Nennwert. 

§ 5 Verjährung (1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 

(2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren 
nach 30 Jahren. 

§ 6 Zahlstellen (1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Salzburg. 

(2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber 
der Schuldverschreibung depotführende Stelle. 

§ 7 Börseneinführung Die Zulassung der Schuldverschreibung zur Notierung und Handel an der Wiener Börse 
kann vom Emittenten beantragt werden. 

§ 8 Bekanntmachungen  (1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Salzburg Nachrangkapital- 
Schuldverschreibung 1994 betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang am Schalter. 

(2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 

 § 9 Gerichtsstand Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches 
Recht; Gerichtsstand ist Salzburg. 

§ 10 Gläubigerschutz Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der 
Volksbank bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 

Salzburg im April 1994                                                                        
 
 
 
 
 

                     
 

Volksbank Salzburg eG 
Haftung: Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

5020 Salzburg, St.-Julien-Straße 12, FN 39405z 
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Volksbank Salzburg Ewige Nachrangkapital-Bankschuldverschreibung 1997- 
Emissionsbedingungen 

Kenn-Nr. 016321 (ISIN-Nr. AT0000163217) 

§ 1 Begebungsvolumen,  

      Stückelung und  

      Sammelverwahrung 

 
(1) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung 1997 der Volksbank Salzburg wird ab sofort 
bis auf weiteres (zur öffentlichen Zeichnung) aufgelegt. Das Emissionsvolumen beträgt bis 
zu Nominale ATS 100.000.000,--. 
 
(2) Die Nachrangkapital-Schuldverschreibung wird im Nennwert von je ATS 5.000,-- 
begeben und ist eingeteilt in bis zu 20.000 Stück á Nominale ATS  5.000,-- mit den 
Nummern 1 bis 20.000. 
 
(3) Die auf Inhaber lautenden Schuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine 
Sammelurkunde vertreten. Ein  Anspruch auf Ausfolgung von effektiven Stücken besteht 
nicht, wohl aber Miteigentum an einer Sammelurkunde. Die Sammelurkunde trägt die 
Originalunterschrift des Vorstandes der Volksbank Salzburg und wird bei dieser im Tresor 
hinterlegt.  

§ 2 Kapitalform (1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Salzburg sind 
nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs 8 BWG 1993 (BGBl 532/1993) und des § 2 Abs 
3 dieser Bedingungen. 

(2) Für die Begebung dieser Nachrangkapital-Schuldverschreibung in Form einer 
Daueremission besteht gemäß § 3 Abs 1 Z 3 Kapitalmarktgesetz keine Prospektpflicht. 

(3) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel 
 
3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses des Schuldners erst nach den 
Forderungen der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können, 
 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder 
eine Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die 
Kündigungsfrist zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsfrist nach einer 
Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest 
gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist von fünf Jahren muß ferner nicht 
eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der Besteuerung, die zu 
einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Volksbank 
zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen 
Umständen als der Auflösung des Schuldners oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten 
Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses 
betreffend die Nachrangigkeit möglich sind. 
 
3.4. deren Urkunde über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§864 a ABGB). 
 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keiner vertraglichen Sicherheiten 
durch die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
 
3.6. deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, daß jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen 
ist. 

§ 3 Verzinsung (1) Die Verzinsung der Schuldverschreibung ist variabel, beginnt am 1.12.1997 und wird 
einmal jährlich am 31.12., erstmals am 31.12.1998, für jede Verzinsungsperiode im vorhinein 
festgelegt. Die Zinsberechnung erfolgt zu 30 Tagen pro Monat und 360 Tagen pro Jahr. 

(2) Der Zahlungstag entspricht dem jeweiligen Zeichnungstag. Liegt der Zeichnungstag 
(=Zahltag) nach Beginn der Verzinsungsperiode per 31.12.1998 bzw. folgender 

Anhang III. ISIN AT0000163217 



Kupontermine, hat der Gläubiger bis dahin angefallene Stückzinsen zusätzlich zum 
Kaufpreis zu bezahlen. 

(3) Als Indikator dient die vom Direktorium der Oesterreichischen Nationalbank zuletzt 
verlautbarte Sekundärmarktrendite für Anleihen des Bundes, (Tabelle 5.4 der 
Oesterreichischen Nationalbank) des dem Kupontermin jeweils vorangegangenen Monats 
November, aufgerundet auf das volle 1/8 %; Zinsobergrenze: 10 %; Zinsuntergrenze: 5 %. 

(4) Der Zinssatz für die erste, bis 31.12.1998 laufende Verzinsungsperiode, beträgt 5,25 % 
p.a. 

(5) Der sodann für die folgenden jährlichen Zinsperioden ermittelte Zinssatz wird durch 
Schalteraushang in allen Geschäftsstellen der Volksbank verlautbart. 

(6) Sollte vom Direktorium der Oesterreichischen Nationalbank die Veröffentlichung des 
Indikators, aus welchem Grund auch immer eingestellt werden, kann die Volksbank eine 
andere,  gleichwertige Berechnungsbasis bestimmen. 

(7) Die Volksbank verpflichtet sich, den Inhabern von Schuldverschreibungen jährlich im 
nachhinein, jeweils am 31.12. j. J., erstmals am 31.12.1998, Zinsen zu bezahlen. 

§ 4 Laufzeit (1) Die Laufzeit der Schuldverschreibung ist unbegrenzt. 

(2) Die Rückzahlung bei Kündigung erfolgt vorbehaltlich § 2 bei Laufzeit zum Nennwert. 

§ 5 Verjährung (1) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. 

(2) Ansprüche auf Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren 
nach 30 Jahren. 

§ 6 Zahlstellen (1) Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Salzburg. 

(2) Die Guschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt über die jeweilige für den Inhaber 
der Schuldverschreibung depotführende Stelle. 

§ 7 Börseeinführung Die Zulassung der Schuldverschreibung zur Notierung und Handel an der Wiener Börse 
kann vom Emittenten beantragt werden. 

§ 8 Bekanntmachungen  (1) Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Salzburg Nachrangkapital- 
Schuldverschreibung 1994 betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang am Schalter. 

(2) Einer gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 

 § 9 Gerichtsstand Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Schuldverschreibung gilt österreichisches 
Recht; Gerichtsstand ist Salzburg. 

§ 10 Gläubigerschutz Der Gläubiger dieser Schuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der 
Volksbank bei der Zeichnung ausreichend informiert worden zu sein. 

Salzburg im November 1997                                                                                        
 
 
 
 

                     
 

Volksbank Salzburg eG 
Haftung: Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

5020 Salzburg, St.-Julien-Straße 12, FN 39405z 
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Volksbank Salzburg variable Nachrangkapital- 
 Bankschuldverschreibung 2003  

 
 

EMISSIONSBEDINGUNGEN (ISIN-Nr. AT0000171665) 
 
 

§ 1 Emissionsvolumen, Emissionskurs, Stückelung und Sammelverwahrung 
 
(1) Das Emissionsvolumen der Nachrangkapital-Bankschuldverschreibung beträgt bis zu 

Nominale EUR 7.000.000,--.  
(2) Die auf den Inhaber lautende Bankschuldverschreibung ist in Stücken zu Nominale EUR 

1.000,-- unterteilt. Sie wird zur Gänze durch eine Sammelurkunde vertreten, die im Tresor der 
Volksbank Salzburg verwahrt wird (§ 24 Depotgesetz). Die Ausfolgung von Einzelstücken 
bzw. ein Wertpapierübertrag auf ein anderes Kreditinstitut ist daher nicht möglich.  

(3) Der Emissionskurs am 15. September 2003 beträgt 100%, weitere Kurse werden der 
jeweiligen Marktsituation angepasst.   

 
§ 2 Kapitalform und Kündigungsfristen 

 
(1) Die Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen der Volksbank Salzburg sind 

nachrangiges Kapital im Sinne des § 23 Abs 8 BWG und des § 2 Abs 2 dieser Bedingungen. 
(2) Nachrangiges Kapital sind jene eingezahlten Eigenmittel 

3.1. die im Falle der Liquidation oder des Konkurses des Schuldners erst nach den 
Forderungen der anderen nicht nachrangigen Gläubiger befriedigt werden können, 
3.2. deren Gesamtlaufzeit mindestens 5 Jahre beträgt; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder 
eine Kündigung seitens der Volksbank oder des Gläubigers vorgesehen, beträgt die 
Kündigungsfrist zumindest fünf Jahre; die Volksbank kann ohne Kündigungsfrist nach einer 
Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn sie zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest 
gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist von fünf Jahren muss ferner nicht 
eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der Besteuerung, die zu 
einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden und die Volksbank 
zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; 
3.3. deren Bedingungen keine Klauseln enthalten, wonach die Schuld unter anderen 
Umständen als der Auflösung des Schuldners oder gemäß 3.2. vor dem vereinbarten 
Rückzahlungstermin rückzahlbar ist oder wonach Änderungen des Schuldverhältnisses 
betreffend die Nachrangigkeit möglich sind. 
3.4. deren Urkunde über nachrangige Einlagen, deren Schuldverschreibungen oder 
Sammelurkunden sowie deren Zeichnungs- und Kaufaufträge die Bedingungen gemäß 3.1. 
ausdrücklich festhalten (§864 a ABGB). 
3.5. bei denen die Aufrechnung des Rückerstattungsanspruches gegen Forderungen der 
Volksbank ausgeschlossen ist und für die Verbindlichkeiten keiner vertraglichen Sicherheiten 
durch die Volksbank oder durch Dritte gestellt werden und 
3.6. deren Bezeichnung im Verkehr mit den Kunden so zu wählen ist, dass jede 
Verwechslungsgefahr mit anderen Einlagen oder Schuldverschreibungen ausgeschlossen ist. 

(3) Ergänzend zum § 2 Abs 2 dieser Bedingungen besteht seitens des Gläubigers erstmals ein 
Kündigungsrecht mit einer Kündigungsfrist von 5 Jahren am 15. September 2006. Für den 
Emittenten besteht unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen ein jederzeitiges 
Kündigungsrecht ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist ab dem 15. September 2009.  

 
§ 3 Verzinsung 

 
(1) Die Verzinsung der Nachrangkapital-Bankschuldverschreibung ist variabel. Die Anpassung 

erfolgt am 15. September jeden Jahres und wird für die jeweils kommenden 12 Monate 
festgelegt.  

(2)  Als Indikator für die Zinsanpassung dient der "5-Jahres-Swapsatz“ (Euribor-Basis),  der jeweils 
am vorangehenden 10. September bzw. des darauffolgenden Bankarbeitstages verlautbart 
wurde, aufgerundet auf das nächste 1/8%. Als Bezugsquelle zur Feststellung des 5-Jahres-
Swapsatzes wird die Reuters-Seite „ISDAFIX2“ oder die Bloomberg-Seite „EUSA5 <Index>“ 
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verwendet. Sofern unter den genannten Seiten keine 5-Jahres-Swap-Sätze mehr veröffentlicht 
werden, wird eine gleichwertige Abfrage- und Datenquelle herangezogen.  

(3)  Die Verzinsung erfolgt vom Nennwert in EUR, zahlbar jährlich im nach hinein. Die 
Zinsberechnung erfolgt act/act unter Berücksichtigung der angefallenen Stückzinsen. Der 
Startzinssatz bis zum 15. September 2004 beträgt 4,00 %. 

 
(4) Ungeachtet der Zinsbindungsklausel werden eine Zinsuntergrenze von 3% und eine 

Zinsobergrenze von 10% festgelegt.   
 

§ 4 Laufzeit, Tilgung und Verjährung 

(1) Die Laufzeit der Nachrangkapital-Bankschuldverschreibung ist unbegrenzt. 
(2) Die Tilgung bzw. Rückzahlung bei Kündigung erfolgt vorbehaltlich § 2 zum Nennwert. 
(3) Ansprüche auf Zahlung von fälligen Zinsen verjähren nach drei Jahren. Ansprüche auf 

Zahlung von Kapital aus gekündigten Schuldverschreibungen verjähren nach 30 Jahren.
  

§ 5 Zahlstelle 

(1)  Zahlstellen sind alle Geschäftsstellen der Volksbank Salzburg. 
(2) Die Gutschrift der Zins- und Tilgungszahlungen erfolgt an den Inhaber der 

Bankschuldverschreibung durch die Volksbank Salzburg als Depotführende Stelle. 
 

§ 7 Börseeinführung 
 
Die Zulassung der Bankschuldverschreibung zur Notierung und Handel an der Wiener Börse kann 
vom Emittenten beantragt werden. 
 

§ 8 Bekanntmachungen und Gerichtsstand 

(1)  Alle Bekanntmachungen, welche die Volksbank Salzburg Nachrangkapital-
Bankschuldverschreibung betreffen, erfolgen rechtsgültig durch Aushang am Schalter. Einer 
gesonderten Benachrichtigung der einzelnen Gläubiger bedarf es nicht. 

(2)  Für sämtliche Rechtsverhältnisse aus dieser Bankschuldverschreibung gilt österreichisches 
Recht; Gerichtsstand ist Salzburg. 

 
§ 9 Gläubigerschutz 

 
Der Gläubiger dieser Bankschuldverschreibung bestätigt, über die wirtschaftliche Situation der 
Volksbank bei der Zeichnung bzw. beim Kauf ausreichend informiert worden zu sein. 
 

§ 10 Depotgebühren und Spesen 
 
Bei dieser Nachrangkapital-Bankschuldverschreibung werden keine Depotgebühren und keine 
Kaufentgelte berechnet. Sonstige Entgelte und Konditionen gemäß Schalteraushang. 
 
Diese Daueremission ist gemäß § 3 Abs. 1 Z.3 Kapitalmarktgesetz von der Prospektpflicht befreit. 
 

Salzburg,  10. September 2003 
  

 
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

 

Anhang IV. ISIN AT0000171665



KONZERN Volksbank Salzburg eG

AKTIVA

bei Zentralnotenbanken
und Postgiroämtern

2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel,
die zur Refinanzierung bei der
Zentralnotenbank zugelassen sind:
a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere
b) zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken

zugelassene Wechsel
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fäll ig
b) sonstige Forderungen

4. Forderungen an Kunden
5. Schuldverschreibungen und andere

festverzinsliche Wertpapiere
a) von öffentlichen Emittenten
b) von anderen Emittenten

darunter:
eige n e Sch u ldve rsch reib u nge n

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere
7. Beteil igungen

darunter:
an Kreditinstituten

8. Anteile an verbundenen Unternehmen
darunter:
an Kreditinstituten

9. lmmaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens

19.1  19 .839,70

10. Sachanlagen
darunter:
Grundstücke und Bauten, die vom Kreditinstitut
im Rahmen seiner eigenen Tätigkeit
genutzt werden 28.398.104,19

1'l. Eigene Aktien oder Anteile sowie Anteile
an einer herrschenden oder an mit Mehrheil
beteiligten Gesellschaft

darunter:
Nennwert

1 2. Sonstige Vermögensgegenstände
13. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert,

aber noch nicht eingezahlt ist
1 4. Rechnungsabgrenzungsposten

SUMME DERAKTIVA

Posten unter der Bilanz
1. Auslandsaktiva

KONZERNBILANZ ZUM 3{. DEZEMBER 2011

48315,088134

14.460.708.

25.113.493.73

204.224.900.44
8.913.630.26

25.113.493,73

213.138.530,70
1.713.890.250,52

14.165.834.93 14.165.834,93

6.592.537,35
20.143.470,45

274.300,00

971.611,57
42.990.861,31

2.916.741,89

1.363.419,57

2.056.021.760.48

201.869.247,86

2.042.396

18.589

18.589

202.590
6.978 209.568

1.670.497

18.538 18 .538

4.874
57.630

79
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1 .

2.

PASSIVA

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
a) täglich fäll ig
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

359.145.484,06
231.601.766.60590.747.250,

818.630.255,03

409.370.1 91,65 1.228.000.446,

a) Spareinlagen
darunter:
aa) täglich fällig
bb) mit vereinbarter Laufzeit

oder Kündigungsfrist
b) Sonstige Verbindlichkeiten

darunter:
aa) täglich fällig
bb) mit vereinbafter Lautueit oder

Kündigungsfrist
3. Verbriefte Verbindlichkeiten

a) begebene Schuldverschreibungen
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten

4. Sonstige Verbindlichkeiten
5. Rechnungsabgrenzungsposten
6. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Abfertigungen
b) Rückstellungen für Pensionen
c) Steuerrückstellungen
d) sonstige

6.A Fonds für allgemeine Bankrisiken
7. Nachrangige Verbindlichkeiten
8. Ergänzungskapital
9. Gezeichnetes Kapital

10. Kapitalrücklagen
a) gebundene
b) nicht gebundene

11. Gewinnrücklagen
a) gesetzliche Rücklage
b) satzungsmäßige Rücklagen
c) andere Rücklagen

278.286.200,45

540.344.054,58

315.126.688,72

94.243.502,93

36.783.000,00

3.702.297,00
3.343.890,00
3.949.095,15
4.444.626,50

1.645.042,66

6.492.072.14
44.913.466.26

199j28.17

36.783.000,
5.437.
1.529.266.

15.439.908,65
35.000.000,00
20.390.083,65
16.000.000,00
21.389.558,00

1.645.042,66

51.405.538,40
31.067.087,22

987.526,42

199j28,17

2.056.021.760,48

162.488.249.31

1 79.1 99.

5.668.
206.567.539,

116.399.172,02

12. Haftrücklage gemäß $ 23 Abs. 6 BWG
1 3. Konzernbilanzgewinn
14. unversteuerte Rücklagen

a) Bewertungsreserye auf Grund von Sonderabschreibungen
b) sonstige unversteuerte Rücklagen

darunter:
aa) lnvestitionsrücklage gemäß S 9 ESfG 7988
bb) lnvestitionsfreibetrag gemäß S t0ESfG 7988
cc) Mietzinsrücklage gemäß S 7t ESIG 7988
dd) Übeftragungsrücklage gemäß S 12 ESIG 1988

SUMME DER PASSIVA

Posten unter der Bilanz
1. Eventualverbindlichkeiten

darunter:
a) Akzepte und lndossamentverbindlichkeiten aus

weitergegebenen Wechseln
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Haftung aus

derBestellung von Sicherheiten 162.488.249,31
2. Kreditrisiken

darunter:
Verb i ndl ich keite n a u s Pe n sion sgesch äfte n

3. Verbindlichkeiten aus Treuhandgeschäften
4. Konsolidierte anrechenbare Eigenmittel gemäß $ 23 Abs. 14

darunter:
konsolidiefte Eigenmittel gemäß $ 23 Abs. 14 Z 7

5. Erforderliche konsolidierte Eigenmittel gemäß $ 22 Abs. 1
darunter. 116.399.172,02
erforderliche kons. Eigenmittel gemäß $ 22 Abs. 1 Z 1 u. 4

6. Auslandspassiva
7. Hybrides Kapital gemäß $ 24 Abs. 2 Z. 5 und 6

263.027
217.540 480

840.352

326.406

513.946
483.350 1.323.703

356.367

126.983

37.4;; 37.402
4.941
1.853

3.s' t2
3.448
1.329
6.724 15 .015

35.000

1.645

6.353
44.544 50.898

31.067

150.374.089

Anhang ./A Konzernjahresabschluss 2011



KONZERN Volksbank Salzburg eG KONZERN GEWINN. UND VERLUSTRECHNUNG 2Aß

mmg 48315,088134

€€€ Vorjahr in T€

1. Zinsen und ähnliche Erträge 61 .701.951 ,84
darunter:
ausfestverzinslichenWertpapieren 2.472.937,93

2. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -23.406.328,48

54.052

1.695
-18.246

153.206,87
61.477,82

I. NETTOZINSERTRAG

3. Erträge aus Wertpapieren und Beteiligungen
a) Erträge aus Aktien, anderen Anteilsrechten und

nicht festverzinslichen Wertpapieren
b) Erträge aus Beteiligungen
c) Erträge aus Anteilen an verbundenen Unternehmen

4. Provisionserträge
5. Provisionsaufwendungen
6. Erträge aus Finanzgeschäften
7. Sonstige betriebliche Erträge

38.295.623.

214.684,
16.337.204,

-882.210,

2.828,
3.220.742,

35.806

855
17.664

-974

2
3 . 1 4 7

132
723

II .  BETRIEBSERTRAGE 57.188.873,90
8. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufivand -22.274.123,39
darunter:

aa) Löhne und Gehälter -16.349.832,34
bb) Aufwand für gesetzlich vorgeschriebene soziale

Abgaben und vom Entgelt abhängige
Abgaben und Pflichtbeiträge -4.444.635,24

cc) sonstiger Sozialaufwand -283.139,88
dd) Aufwendungen für Altersversorgung

und Unterstützung -706.509,47
ee) Dotierung der

Pensionsrückstellung 105.016,00
ff) Aufwendungen für Abfertigungen und

Leistungen an betriebliche
Mitarbeitervorso4gekassen -595.022,46

b) sonstige Verwaltungsaufwendungen (Sachaufirvand) -10.392.704,44 -32.666.827,83

9. Wertberichtigungen auf die in den Aktivposten 9 und 10
enthaltenen Vermögensgegenstände -2.488.788,68

10. Sonstige betriebliche Aufwendungen -961.028,27

56.502

-21.402

-15.972

-4.309
-264

-705

215

-366
-10.591 -31 .994

_2.415
-803

III. BETRIEBSAUFWENDUNGEN -36.116.644.7 -35.213

IV. BETRIEBSERGEBNIS 21.072.229,12 21.288

11.+12. Safdo aus Wertberichtigungen auf Forderungen sowie Erträge 23.616.102,5e
aus der Auflösung von Wertberichtigungen auf Forderungen
sowie zu Wertpapieren der Liquiditätsreserve

13.+14. Saf do aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere, die wie -37.402.007,21

Finanzanlagen bewertet sind und auf Beteiligungen,
sowie Erträge aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere,
die wie Finanzanlagen bewertet sind

-12 .574

937

V. ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN GESCHATTSTATIETCIT 7.286.324,47 9.651
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Kontrol lsumm€ qegrs.oear34

€ € € Vorjahr in T€

15. Außerordentliche Erträge
darunter:
Entnahmen aus dem
Fonds für allgemeine Bankrisiken

16. Außerordentliche Aufwendungen
darunter:
Zuweisungen zum Fonds
für allgemeine Bankrisiken

17. Außerordentliches Ergebnis
(Zwischensumme aus Posten 15 und 16)

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag -6.033.103,17
19. Sonstige Steuern, soweit nicht in Posten 18 auszuweisen -130.329,08

-2.873
-112

VI. KONZERNJAHRESÜBERSCHUSS
20. Fremdanteil am Konzernjahresüberschuss
21. Rücklagenbewegung

darunter:
Dotierung der Haftrücklage
Auflösung der Haftrücklage

1.122.892,22

-135.365,80

6.664

-5.505

VII. KONZERNJAHRESGEWINN
22. Gewinnvortrag

987.526,42 1 . 1 5 9

VIII. KONZERNBILANZGEWINN 987.526,42 1 . 1 5 9

Salzburg, am24. April 2012

Konzern Volksbank Salzburg eG

Vorstand:

Wm,/
Dr. Walter Zandanell Mag. Dr. Andreas Hirsch
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KONZERN Volksbank Salzburg eG

ANHANG zum KONZERNABSCHLUSS 2011

Die Vergleichswerte des Vorjahres wurden auf volle Tausend Euro abgerundet und sind im Anhang in Klam-
mern angemerkt, in der Summenbildung sind daher Rundungsdifferenzen nicht auszuschließen.

In den Konzernabschluss sind folgende Unternehmen mit einbezogen:

BBG Beratunqs- und Beteiliounqsqesellschaft m.b.H.. Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (99,8 % treuhändig gehalten von der VOBA Treuhand- und Verwaltungsge-
sellschaft mbH, Salzburg, für die Volksbank Salzburg eG 0,2 % treuhändig gehalten von Herrn Generaldi-
rektor Dr. Walter Zandanell, Salzburg)

Volksbank Salzburq Leasinq Gesellschaft m.b.H., Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (gehalten von der BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Salz-
0urg)

Forum lC Leasinqqesellschaft m.b.H., Salzburo
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (gehalten von der BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Salz-
ourg )

Domus lC Leasinqqesellschaft m.b.H., Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (gehalten von der BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Salz-
bu rg)

lm Konzernabschluss wurden die gleichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wie im übergeordneten
Kreditinstitut angewendet.

Die erstmalige Aufstellung des Konzernabschusses wurde zum 3'1 . Dezember 1995 durchgeführt.

Als Zeitpunkt für die Kapitalaufrechnung wurde gemäß S 254 Abs. 2 UGB der Stichtag der erstmaligen Ein-
beziehung der Tochterunternehmen in den Konzernabschluss gewählt.

Die Zusammenfassung von Beteiligung und Kapital aller im Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen
erfolgte mit der Buchwertmethode.

Eine Zwischenergebniseliminierung war nicht erforderlich, da die Zwischenergebnisse der in den Konzernab-
schluss einbezogenen Unternehmen für ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge des Konzerns von untergeordneter Bedeutung sind.

Die nicht in den Konzernabschluss einbezogenen Tochter- und Enkelunternehmen zusammen sind für die
Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von
untergeordneter Bedeutung.

Dem Leasing dienendes Anlagevermögen von Leasingunternehmen ist gemäß $ 59 Abs. 6 BWG in der Kon-
zernbilanz mit dem Barwert angesetzt.

Anhang ./A Anhang zum Konzernjahresabschluss 2011



1. Bilanzierunqs- und Bewertunqsmethoden

Die Aufstellung des Jahresabschlusses 2011 erfolgte nach den Bestimmungen des Bankwesengesetzes und
des Unternehmensgesetzbuches. Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden wurde der
Grundsatz der Einzelbewertung beachtet und eine Fortführung des Konzerns unterstellt.

Der Konzernabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der Ge-
neralnorm aufgestellt, die die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Unternehmens fordern.

Dem Vorsichtsprinzip wurde unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Bankgeschäftes Rechnung ge-
tragen.

Die bisher angewandten Bewertungsmethoden wurden bei der Erstellung des vorliegenden Konzernab-
schlusses beibehalten.

Die Form der Gliederung der Konzernbilanz und der Konzerngewinn- und Verlustrechnung ist gegenüber
dem Vorjahr unverändert.

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten in ausländischen Währungen wurden mit dem entsprechenden EZB-
Kurs bewertet.

Devisentermingeschäfte wurden grundsätzlich mit dem Devisenterminkurs angesetzt.

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die durch Devisentermingeschäfte oder sonstige Sicherungsge-
schäfte gedeckt waren, wurden unter Berücksichtigung dieser Geschäfte bewertet.

2. Erläuterunqen zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnunq

Der Ansatz von Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen und sonstigen Anteilsrechten erfolgte
zu Anschaffungskosten, sofern nicht anhaltende Verluste eane außerplanmäßige Abschreibung erforderlich
machten.

Der Ansatz der in den Aktivposten enthaltenen Wertpapiere des Anlagevermögens erfolgte zu den Anschaf-
fungskosten, niedrigeren Rückzahlungsbeträgen gemäß S 56 Abs. 2 BWG oder niedrigeren Marktwerten am
Bilanzstichtag unter Beachtung des gemilderten Niederstwertprinzips. Vom Wahlrecht der zeitanteiligen Ab-
schreibung gemäß S 56 Abs. 2 BWG wurde Gebrauch gemacht.

Die direkte und indirekte Beteiligung am Spitzeninstitut wurde im Ausmaß von € 37.251.068,88 abgeschrie-
ben.

Bei Wertpapreren mit einem Buchwert von € 10.000.000,00 (19.933 T€) wurden außerplanmäßige Abschrei-
bungen in Höhe von € 224.500,00 (1.707 T€) nach S 204 Abs. 2 UGB nicht vorgenommen, da davon auszu-
gehen ist, dass die Wertminderung nicht von Dauer ist. Die Wertminderung ist voraussichtlich deshalb nicht
von Dauer, da keine Verschlechterung der Bonität des Emittenten anzunehmen ist.

Der Unterschiedsbetrag bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermögens zwischen den Anschaf-
fungskosten und den niedrigeren Rückzahlungsbeträgen, der gemäß S 56 Abs. 2 BWG zeitanteilag abge-
schrieben wird, beträgt € 93.800,00 (99 T€).

Forderungen an Kreditinstitute, Forderungen an Kunden und sonstige Forderungen wurden, soweit sie dem
Umlaufvermögen gewidmet sind, zum strengen N iederstwertprinzip bewertet.

Der Ansatz der Wertpapiere des Umlaufuermögens erfolgte zum strengen Niederstwertprinzip.

Der Unterschiedsbetrag gemäß S 56 Abs. 4 BWG zwischen den Anschaffungskosten und den höheren
Marktwerten der zum Börsenhandel zugelassenen Wertpapiere des Umlaufuermögens beträgt € 155.120,00
( 169 T€).

Anhang ./A Anhang zum Konzernjahresabschluss 2011



ZUM BöRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPIERE NACH S 64 ABS. 1 Z 1O BWG:

Börsenotierte Wertpapiere
31.12.20't1

i n€

Vorjahr

in T€

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 1 4 .032 .7 51 ,56 18.263

Aktien und andere nicht festverzinsliche WertDaoiere 2 18.850,00 218

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen 2 .517 .810 ,00 7 .921

Nicht börsenotierte Wertpapiere
31.12.2011

in€
Vorjahr

in T€

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 5 200,00 0

ZUM BÖRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPIERE - ART DER BEWERTUNG (S 64 ABS. 1 Z 11
BWG):

Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufuermögen - Bankbuch bzw. Handelsbuch - richtet sich im jeweiligen
Einzelfall nach der Entscheidung der zuständigen Gremien.

Zum Stichtag beträgt das Volumen der im Wertpapier-Handelsbuch enthaltenen Wertpapiere € 6.092.970,54
(3.319 T€).

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen:

Die Anteile an verbundenen Unternehmen gemäß S 228 Abs. 3 UGB setzen sich wie folgt zusammen (Anga-

Neben sämtlichen Konzernunternehmen sind noch folgende verbundene Unternehmen in die Gruppenbe-
steuerung mit einbezogen:
. VOBA Treuhand- und VeMaltungsgesellschaft mbH
. Volksbank Salzburg lmmobilien GmbH
. FreizeitcenterBetriebsführungsGmbH
. SporthotelBeiriebsführungsGmbH

Anlagevermögen
3't.'t2.201'l

i n€

Vorjahr

in T€

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 14.032.751,56 18.263

Aktien und andere nicht festverzinsliche WertoaDiere 218.850,00 218

Umlaufvermögen
31.'t2.201'l

i n€
Vorjahl

in T€

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 5.200,00 0

ben rn Euro

Firmenname Sitz

Anteil
am

Kapital
in Vo

Ge-
schäfts-

jahr

Eigenkapital
des letzten
Geschäfts-

iahres

Ergebnis
des letzten
Geschäfts-

jahres

VOBA Treuhand- und Verwaltunqs-
oesellschaft mbH Salzburg 100 2011 637.046,04 10 .0 '18 ,30
V.l.P. Volksbank lmmobilienprolekte
VOBA Treuhand- und Verwaltungsge-
sellschaftmbH & Co KG Salzburg 100 201 1 -5.480.889,31780.249,72
Volksbank Salzburo lmmobilien GmbH Salzburg 100 2011 295.860,58 96.369,19

Freizeitcenter Betriebsführunos GmbH Salzburg 100 2011 -1.042.701,49 '1  99.838,27
Sporthotel Betriebsführungs GmbH Salzburg 100 2011 75.587,46 -380.645,60
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31.12.2011
in€

Vorjahr
in T€

Forderungen an Kreditinstitute 213.091 .786,93 209.444

Forderunoen an Kunden 321 .4 ' t7 ,78 270

Schuldverschreibungen und andere festvezinsliche Wertpapiere 14 .160 .546 ,10 18 .538

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis be-
steht:

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber Untelnehmen, mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht:

Die Abschreibung des Firmenwertes wurde im Hinblick auf die voraussichtliche Nutzungsdauer mit 15 Jah-
ren angeselzt (Buchwert per 31. Dezember 2011: € 403.972,94, per 31. Dezember 2010: 461 T€).

Die Buchwerte bebauter und unbebauter Grundstücke betrugen zum Bilanzstichtag € 5.608.680,19
(5.751 T€).

lmmaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten
bewertet, vermindert um planmäßige Abschreibungen. Die planmäßigen Abschreibungen werden linear vor-
genommen. Die Abschreibungsdauer beträgt für Gebäude zwischen 33,3 und 50 Jahren, für die Betriebs-
und Geschäftsausstattung zwischen 3 und 20 Jahren und für die immateriellen Vermögensgegenstände zwi-
schen 3 Jahre und 15 Jahren.

Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben und im Anlagespiegel als Zu-
und Abgang erfasst.

Nachrangige Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht:

31.12.2011
in€

Vorjahr
in T€

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 30.000,00 0

31.12.2011
in€

Vorjahr
in T€

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 47 1 .886 .626 ,10 362.823

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an verbundene Unternehmen:

31.12.2011
in€

Vorjahr
in T€

Forderungen an Kunden 16.911.292,37 18.736

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen:

31.12.2011
in€

Vorjahr
in T€

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 269 .313 ,36 127
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Anlagenspiegel (S 226 Abs. 1 UGB in Verbindung mit S 43 Abs. I BWG):

Anlagevermögen der
Aktivpositionen

Ansch. /
Herstell.

-kosten 1.1.

Zugänge
im GJ

Abgänge
im GJ

Umbu-
chung
im GJ

Ansch. /
Herstell.
-kosten
31.'12.

Zuschrei-
bungen
im GJ

kumul.
Abschr.

Buchwert
pe r  31 .12 .

Buchwert
d. vJ
in T€

Abschrei-
bung
im GJ

2. a) Schuldtitel öffentlicher
Stellen und ähnliche
Wertpapiere 1.492.800 0 0 0 1.492.800 0 0 1.492.800 1 492 0

5. Schuldverschreibungen
und andere festvezins-
liche Wertpapiere

b) von anderen Emittenten '18.298.30020.480.50024.685.000 0 14.093.800 0 61.04814.032.7 52 18.263 29 980

6. Aktien und andere nicht
festverzinsliche Wert-
paprere 3.500.000 0 0 0 3.500.000 0 1.850.750 1 649 250 'l .649 0

7. Beteiligungen 106.136.649 0 0 0 106.136.649 0 8s.993.17920.143.470 57.631 37 487 530

8. Anteile an verbundenen
Unternehmen 79.300 230 000 0 0 309 300 0 35 000 274.300 79 35.000

9. lmmaterielle Vermö-
gensgegenstände des
Anlagevermögens 2 . 3 9 9 . 1  1  3 71 .243 8.89s 0 2.461 .461 0 1 .489.8s0 971 .611 1 .O21 121 .319

10. Sachanlagen 72.958.616 2.985.463 2.356.143 0 73.587.936 0 30.597.07542.990.861 43 .1  18 2.367.470

12. SonstigeVermögens-
^a^anc fända

andere Vermögensge-
genstände 3 970 4 .116 0 0 8.086 0 0 8.086 3 0

Gesamtsumme 204.868.74823.771 .322 27.050.038 0 201.590.032 0 120.026.902 81.563.130123.256 40.041.299
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Verbindlichkeiten wurden mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt.

Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen wurden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen nach dem
Teilwertverfahren auf Basis eines Rechnungszinssatzes von 3,5 % unter Zugrundelegung der Berechnungstafeln
von Pagler-Pagler berechnet.

Die steuerlich zulässige Rückstellung beträgt € 2.863.781,00 (2.935 T€); der versteuerte Teil der Pensionsrück-
stellung beträgt € 480.109,00 (512 T€).

Die Abfertigungsrückstellungen werden nach finanzmathematischen Grundsätzen auf Basis eines Rechnungs-
zinssatzes von 3,5 % unter Beachtung des Fachgutachtens Nr. 78 des Instituts für Betriebswirtschaft, Steuerrecht
und Organisation der Kammer der Wirtschaftstreuhänder (KFS/RL2) ermittelt.

In den sonstigen Rückstellungen wurden unter Beachtung des Vorsichtsprinzips alle im Zeitpunkt der Bilanzerstel-
lung erkennbaren Risiken sowie der Höhe und dem Grunde nach ungewisse Verbindlichkeiten mit den Beträgen
berücksichtigt, die nach verni.lnftiger kaufmännischer Beurteilung erforderlich sind.

Die sonstigen Rückstellungen wurden insbesondere für Steuern, Erfolgsprämien, nicht konsumierte Urlaube, Zeit-
ausgleich, Eventualverpflichtungen, Jubiläumsgelder sowie Prüfungs-und Prozessaufr/vand gebildet.

Die im Geschäftsjahr 20'11 bestehenden nachrangigen Verbindlichkeiten wurden unter der Bedingung eingegan-
gen, dass diese Verbindlichkeiten im Falle der Liquidation oder des Konkurses erst nachrangig nach allen anderen
nicht nachrangigen Gläubigern befriedigt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen sehen die vereinbarten
Nachrangbedingungen auch die Möglichkeit von vorzeitigen Rückzahlungen und/oder der Umwandlung in Kapital
oder eine andere - nicht nachrangige - Form der Verbindlichkeit vor.

lm Geschäftsjahr wurden für nachrangige Verbindlichkeiten Aufwendungen in Höhe von € 1.379.035,28 (1.416 T€)
geleistet.

Ergänzungskapital im Eigenbestand:

Die Veränderung der Anzahl der Mitglieder, der Geschäftsanteile, der darauf geleisteten Beträge und Haftsummen
des Mutterunternehmens stellt sich im Geschäftsjahr wie folgt dar:

Es besteht eine Garantieerklärung gegenüber der sektoralen Sicherungseinrichtung in Höhe von € 6.732.348,36.

In den Aktivposten sind auf Fremdwährung lautende Aktiva im Gesamtbetrag von € 184.630.478,54 (198.432 T€)
enthalten, der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden Passiva beträgt € 184.870.231,34 (199.696 T€).

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Derivate (Volumen):

31.12.2011
in€

Vorjahr
in T€

Ergänzungskapital 1.295.000,00 205

Anzahl der
Mitglieder

Anzahl der
Geschäftsanteile

darauf geleistete
Beträge Haftsummen

Stand Anfang 201 1 o.ooo 332.455 7.314.010 36.570.050

Zugänge 2011 46 3 436 7 5.592 377.960

Abgänge 201 1 142 8 .186 180.092 900.460

Stand Ende 2011 6.570 327.705 7 .209 510 36.047.550

31j2.2011 in €
Volumen

31.12.2011 in €
Marktwert

Vorjahr in T€
Volumen

Vorjah. in T€
Marktwert

Devisentermingeschäfte 97 5.004,29 0 1 5 9 0

Zinsswaps 8.000.000,00 67 909,82 8.000 218

Zinssatzoptionen 113.429.121,28 0 121 .457 0
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Die Berechnung des beizulegenden Zeitwertes (Marktwertes) bei den derivativen Finanzinstrumenten erfolgte nach
der "marked to model" - Methode unter Zugrundelegung der zum Bilanzstichtag aktuellen EZB-Währungskurse, so-
weit es sich um Geschäfte in Fremdwährung handelt sowie den aktuellen Zinskurven für Zinsinstrumente und Vola-
tilitätskurven für Optionsgeschäfte.

Optionsprämien sind in der Bilanzposition 1 .14 und 2.5 mit einem Buchwert von € 2.631 .233,09 ausgewiesen.

Zur Absicherung von Zinsrisiken aus Verbindlichkeiten an Kunden (Eigenemissionen) werden Zinsswaps im Rah-
men eines Mikro-Hedge eingesetzt.

Die Hedgegeschäfte werden für einen Zeitraum von 4 bis 10 Jahren abgeschlossen.

Nicht täglich fällige Forderungen und Guthaben:

lm auf den Bilanzstichtag folgenden Geschäftsjahr werden Forderungen aus Schuldverschreibungen und anderen
festverzinslichen Wertpapieren in Höhe von € 7.135.068,76 fällig.

Von den vom Konzernunternehmen selbst begebenen Schuldverschreibungen stehen im nächsten Geschäftsjahr
€ 8.021.000,00 (3.168 T€) zur Ti lgung an.

Verpflichtungen aus Mietverträgen :

Es bestehen nicht in der Konzernbilanz ausgewiesene Patronatserklärungen gegenüber der VOBA Treuhand- und
Verwaltungsgesellschaft mbH (als Komplementär der V.l.P. Volksbank lmmobilienprojekte VOBA Treuhand- und
VerwaltungsgesellschaftmbH & Co KG), der Forum lC Leasinggesellschaft m.b.H. und der Freizeitcenter Betriebs-
führungs GmbH.

Die abgeschlossenen Zinsswaps dienen zur Absicherung des Zinsänderungsrisikos. Diese Zinsswaps wirken sich
mit einem Betrag von € 86.774,16 (174 T€t auf das Zinsergebnis aus.

In der Position Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen sind
Aufwendungen für Abfertigungen in Höhe von € 508.276,20 (288 T€) enthalten

lm Geschäftsjahr 201 1 fielen Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses in Höhe von € 166.236,01
(172 f€\ an.

In der Position sonstige betriebliche Erträge sind mit € 2.066.980,00 (1.452 T€) im Wesentlichen Erträge aus
Fremdwährungskonvertierungen enthalten.

Von den sonstigen betrieblichen Aufl endungen entfallen € 561.029,03 (627 T€) auf laufende Beiträge an sektora-
len Unterstützungseinrichtungen.

Betrag in € Vorjahr in T€

bis drei Monate 7 1 .483 .923 ,46 100  185

mehr als drei Monate bis ein Jahr 190.452.006,97 157.545

mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 472.365.518,08 427.144

mehr als 5 Jahre 893.815.967,63 898.210

Nicht täglich fällige Verpflichtungen:

Betrag in € Vorjahr in T€

bis drei Monate 409.725.483,39 370.405

mehr als drei Monate bis ein Jahr 356.437.770,01 224.953

mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 66.352.002,54 190.383

mehr als 5 Jahre 33.674.068,17 72.585

Betrag in € Vorjahr in T€

für das folgende Geschäftsjahr 941.757,25 1 000

für die folgenden fünf Geschäftsjahre 4.708.786,25 5.004
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Die Bildung unversteuerter Rücklagen hat die Ertragsteuerbelastung des Geschäftsjahres um € 15.766,07 (9 T€)
reduziert.

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag beinhalten das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit und die
Steuerumlage der Gruppenmitglieder, die nicht in den Konzern einbezogen sind.

Zum Bilanzstichtag errechnet sich ein gemäß S 198 Abs. 10 UGB aktivierbarer Steuerabgrenzungsbetrag in Höhe
von € 12.523.046,52 (6.430 T€). Es wurde vom gesetzlichen Wahlrecht Gebrauch gemacht und keine Aktivierung
vorgenommen.

3. Anqaben über Orqane und Arbeitnehmer

Während des Geschäftsjahres waren durchschnittlich 337 (335) Angestellte und 6 (6) Arbeiter beschäftigt.

Kredite an Vorstand und Aufsichtsrat:

Die Bedingungen betreffend Laufzeit und Besrcherung sind marktkonform.

Aufwand für Abfertigung und Pensionen:

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr aktiven und ehemaligen Geschäftsleiter bzw. Vorstände beliefen sich auf
€ 805 485,96 (779 r€-).

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr tätigen Mitglieder des Aufsichtsrates beliefen sich auf € 28.810,00
(21 T€). An ehemalige Mitglieder des Aufsichtsrates und deren Hinterbliebene wurden keine Zahlungen geleistet.

Vorstand und zugleich Geschäftsleiter gemäß S 2 Z 1 BWG:

Herr Generaldirektor Dr. Walter Zandanell (Vorsitzender)

Herr Vorstandsdirektor Mag. Dr. Andreas Hirsch (Vorsitzender-Stellvertreter)

Aufsichtsrat:

Herr Dr. Roland Reichl (Vorsitzender)
Herr Dr. Anton Fischer (Vorsitzender-Stellvertreter)
Herr lng. Franz Asen
Herr Johann Peter Präauer
Herr Mag. Dr. Martin Winner

vom Betriebsrat in den Aufsichtsrat delegiert:
Frau Gabriele Gugerbauer-Kreuzmayr
Herr Thomas Joch
Herr Andreas Weber

3't.'t2.2011
in€

Vorstand

31.'t2.2011
in€

Aufsichtsrat

Vorja h r
in T€

Vorstand

Vorjahr
in T€

Aufsichtsrat

Gewährte Kredite 97 .567 ,20 0,00 1 4 40
Kredittilgungen im Geschäftsjahr 26.575,60 67  .197  ,10 0 78

im Geschäftsjahr
i n€

Aufwand für Abfertigungen
und Pensionen

im Vorjahr
in T€

Aufwand für Abfertigungen
und Pensionen

Vorstand und ehemalige Vorstände 196 07s,91 1 5 3

Sonstige Arbeitnehmer 1.000.440,02 703
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Salzburg, am 24. Aptil20'12

Konzern Volksbank Salzburg eG

Vorstand:
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Konzernlagebericht der Volksbank Salzburg eG

1. Wirtschaftliche Entwicklung des Umfelds

Die Perspektiven für die Weltwirtschaft haben sich seit dem Sommer 2011 deutlich
eingetrübt. Die Zuspitzung der Schuldenkrise fiel mit einer Abschwächung des - im-
mer noch kräftigen - Wachstums in den Schwellenländern zusammen. Die Finanz-
märkte zeigten sich skeptisch gegenüber den Fortschritten in der Bekämpfung der
Schuldenproblematik; dies führte zu einer Neubewertung der Risiken und einem An-
stieg der Renditen auf Staatsanleihen. Die USA sind zwar nicht von Rezessionsge-
fahren bedroht, die nach wie vor sehr angespannte Lage auf dem US-
amerikanischen lmmobilienmarkt und die hohe Verschuldung der privaten Haushalte
dämpfen aber die kurz- bis mittelfristigen Wachstumsaussichten.

Das Wachstum in China schwächte sich zunehmend ab. bleibt aber mit +9.1 % sehr
hoch.

Die Konjunktur im Euroraum hat sich nach einem guten ersten Quartal 2011 deutlich
abgeschwächt. lm zweiten und dritten Quartal war nur noch ein geringes Wachstum
von jeweils +0,2 oÄ zu verzeichnen. Die Schuldenkrise verschärfte sich vor allem in
Italien und Spanien, obwohl auch die Risikoaufschläge für andere Länder deutlich
anstiegen. Die Lage in Griechenland spitzte sich zu.

Die negativen Auswirkungen auf die Finanzierungsbedingungen und das Vertrauen
haben sich darüber hinaus dämpfend auf das Tempo des Wirtschaftswachstums im
Euro-Währungsgebiet ausgewirkt.

Die österreichische Wirtschaft verlor zwar Ende 201 1 weiter an Schwung, gleichzeitig
gibt es aber zu Jahresbeginn 2012 auch Anzeichen für eine Stabilisierung. Für das
Gesamtjahr 2011 ergibt sich dank starker Vorquartale dennoch ein Wachstum von
3,3%.

Die Exporte waren im Jahr 2011 die wichtigste Konjunkturstütze, sie sind aber auch
am stärksten von der Abschwächung betroffen.

Die realen Haushaltseinkommen wurden durch die hohe lnflation belastet und wuch-
sen trotz guter Beschäftigungsentwicklung nur schwach.

Die Arbeitslosenquote sank im Jahr 2011 auf 4,2 %. Die Stagnation der Wirtschafts-
leistung im vierten Quartal und die Arbeitsmarktindikatoren deuten jedoch auf eine
bevorstehende Abkühlung am Arbeitsmarkt hin.

Die lnflation sollte den Erwartungen zufolge im Jahresverlauf 2012 auf unter 2 oÄ stn-
ken.

Der EZB-Rat hat am 8. Dezember 2011 beschlossen. die Leitzinsen um 25 Basis-
punkte zu senken.
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Der Wirtschaftsausblick ist weiterhin mit hoher Unsicherheit und verstärkten Abwärts-
risiken behaftet. Die Ratingherabstufung von Österreich und anderen europäischen
Ländern wirkt sich zusätzlich negativ aus.

Die allgemeine wirtschaftliche Lage in Österreich gibt die Rahmenbedingungen für
die Unternehmen der Region vor. Das allgemeine Konjunkturklima der Wirtschaftsre-
gion Salzburg hat sich im Verlauf des Jahres 201 1 von einer sehr guten zu einer
gedämpfteren Aussicht verschoben.

2. Wirtschaftliche Entwicklung des Konzerns

Unser Selbstverständnis

Wir verstehen uns als genossenschaftl ich organisierte Regionalbank für das Bun-
desland Salzburg und das angrenzende Umland. Wir bekennen uns zu unserer
Verankerung im österreichischen Volksbankenverbund und zum genossenschaft-
l ichen Förderauftrag. Wir gestalten unsere Beziehungen partnerschaftl ich, sind
polit isch unabhängig und wirtschaftl ich selbstständig. Wir sehen Marktwirtschaft
und Ethik als ideale Symbiose für den Umgang mit unseren Kunden und unseren
Mitarbeitern. Wir sind offen für alle Neuerungen, die für unsere Kunden spürbaren
Nutzen stiften und/oder uns die Arbeit erleichtern. Wir erbringen unsere Dienst-
leistungen mit größtmöglicher Qualität. Ein verantwortungsvoller Umgang mit
Ressourcen und Technologie ist für uns selbstverständlich.

Unsere Geschäftsfelder

Mit unseren Dienstleistungen decken wir den Bedarf des gewerblichen Mittelstan-
des, der freien Berufe und unserer Privatkunden. Außerhalb unserer Kernkompe-
tenzen bedienen wir uns unserer Partner im österreichischen und internationalen
Volksbankenverbund.

Unsere Grundwerte

Vertrauenswürdigkeit, Ehrl ichkeit und Offenheit sind Werte, die unser Handeln
prägen. Ob Kunde oder Mitarbeiter, bei uns steht der Mensch im Mittelpunkt. ,,Ver-
trauen verbindet" ist Richtschnur unseres gesamten Handelns. lm Rahmen unse-
rer Verantwortung gegenüber der Gesellschaft unterstützen wir vor allem soziale
und karitative Projekte.

Unser Vertriebssystem

Der persönliche Kontakt zu unseren Kunden ist uns ein besonderes Anliegen. Wir
verfügen über ein modernes und leistu ngsfähiges Fil ialnetz. 11 Fil ialen befinden
sich im Stadtgebiet von Salzburg, weitere 21 Fil ialen sind in den anderen Bezirken
des Bundeslandes Salzburg verteilt, eine Fil iale befindet sich im oberösterreichi-
schen Bad lschl. Zusätzlich stehen unseren Kunden elektronische Vertriebswege
(lnternetbanking, Volksbank Office Banking) rund um die Uhr zur Verfügung. Kun-
dentermine in- und außerhalb der Fil iale - unabhängig von den Öffnungszeiten -
gehören zu unserem Betreuungsstandard.
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Unser Verbund

Das Mutterunternehmen ist Mitglied des Volksbankenverbundes, wobei die Öster-
reichische Volksbanken-Aktiengesellschaft (ÖVAG) als Spitzeninstitut fungiert und
der Österreichische Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) einerseits als
Revisionsverband die gesetzliche Prüfung durchführt und andererseits als Inter-
essensvertretu ng auf nationaler und internationaler Ebene fungiert.

Die internationale Ratingagentur für Bankratings - FitchRatings - hat den Volksban-
ken Verbund und die Volksbanken im März 2012 mit einem Langfrist-Rating von ,,4"
bewertet. Das Langfrist-Rating ist für die Kreditwürdigkeit und damit die Bedienung
der langfristigen Verbindlichkeiten einer Bank ausschlaggebend. Der Ausblick ist
"stabil". Der Verbund bleibt systemrelevant. Auch das kurzfristige IDR-Rating von
"F1" und das sogenannte "Viability Rating" ("bb-') - dieses gibt es nur für den Volks-
banken-Verbund - wurden bestätigt. Beim Viability-Rating - der Einstufung der Kre-
ditwürdigkeit ohne Hilfe von außen - steht der Volksbanken-Verbund aber unter Beo-
bachtung. Fitch würdigt grundsätzlich die Stärkung des Viability Ratings durch die
geplante Kapitalerhöhung bei der OVAG durch die Republik Osterreich. Ebenfalls
positiv beurteilt werden die übrigen Maßnahmen seitens der Eigentümer der ÖVAG,
die zusätzlich Stabil i tät brinqen sollten.

Bestandsentwicklu ng

Die Konzernbilanzsumme erhöhte sich im Vergleich zu 2010 um 0,7 o/o und betrug
zum 31.12.2011 € 2.056,0 Mil l ionen.

Die Kreditpolitik war weiterhin auf ein qualitatives Wachstum ausgerichtet. Die Forde-
rungen an Kunden konnten gegenüber dem Vorjahr um 2,6 o/o auf € 1 .713,9 Mil l ionen
gesteigert werden. Der Anteil der Fremdwährungskredite am Gesamtkreditvolumen
betrug 9,9 % und wurde somit gegenüber dem Vorjahr (11,1 o/o) neuerlich reduziert.

lm Einlagengeschäft verminderten sich die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und
die verbrieften Verbindlichkeiten um 7,1 Yo auf € 1.264,8 Millionen. Dafür verantwort-
lich sind im Wesentlichen Abgänge im Bereich der Festgeldveranlagungen von
Großkunden, wo aufgrund teilweiser irrationaler Marktkonditionen bewusst auf Einla-
genvolumina verzichtet wurde.

Die Spareinlagen reduzierten sich im Geschäftsjahr 201 1 um 2,6 o/o auf € 81 8,6 Milli-
onen. Verantwortlich für diese Entwicklung war vor allem der harte
Konditionenwettbewerb in allen Einlagensparten. Außerdem haben zahlreiche Kun-
den die Zinssituation zum Anlass genommen, bestehende Einlagen für vorzeitige
Kreditrückzahlungen und Investitionen zu verwenden. Positiv ist die
Volumensentwicklung beim Online-Sparen mit einem Zuwachs von 14,4 o/o zu ver-
merken.

Die Eigenmittel des Konzerns verringerten sich um 2,5 o/o auf € 206,6 Millionen. Mit
15,3 % der Bemessungsgrundlage liegt die Eigenmittelquote bezogen auf das Kredif
risiko (Vorjahr: 15,6 %) deutlich über dem gesetzlichen Mindesterfordernis von 8 %.
Die Kernkapitalquote bezogen auf das Kreditrisiko beträgt 10,4 % (Vorjahr: 10,3 Yo).
Auf das Kernkapital entfielen 67,6 % (Vorjahr: 65,8 %) und auf die ergänzenden Ei-
genmittel 32,4 % (Vorjahr'.34,2 o/o) der vorhandenen Eigenmittel.
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Die gemäß S 25 BWG erforderliche Liquidität war zu jedem Zeitpunkt in ausreichen-
dem Maße vorhanden.

Ertragslage

Der Nettozinsertrag hat sich im Berichtszeitraum um 7,0 o/o auf € 38,3 Millionen oder
1,86 % (Vorjahr: 1,75 o/o) der Bilanzsumme erhöht.

Die Erträge aus Wertpapieren und Beteiligungen reduzierten sich auf € 0,2 Millionen
oder 0,01 % (Vorjahr: 0,04 Yo) der Bilanzsumme. Grund dafür ist, dass auf eine pha-
senkongruente Dividendenaktivierung bei zwei Beteiligungen verzichtet wurde.

Die Provisionserträge verringerten sich um insgesamt 7,5 o/o auf € 16,3 Millionen und
betragen 0,80 % (Vorjahr'.0,87 o/o) der Bilanzsumme. Der Rückgang bei den Provisi-
onserträgen resultiert überwiegend aus geringeren Erträgen aus dem Wertpapierge-
schäft und aufgrund einmalig hoher Konvertierungserträge im Vorjahr.

Der Sachaufuvand reduzierte sich um 1,9 o/o aul € 10,4 Millionen oder 0,51 Yo (Vor-
jahr: 0,52 %) der Bilanzsumme.

Der Personalaufwand erhöhte sich gegenüber dem Jahr 2010 um 4,1 o/o auf € 22,3
Mil l ionen oder 1,08 % (Vorjahr: 1,05 Yo) der Bilanzsumme. Dies betrift im Wesentl i-
chen Valorisierungen und kollektiwertragliche Vorrückungen.

Der ,,Kosten-Ertrags-Koeffizient" ist eine Kennzahl, die über die Effizienz eines Un-
ternehmens Auskunft gibt (Verhältnis der Betriebsaufwendungen zu den Betriebser-
trägen). Der Kosten-Ertrags-Koeffizient veränderte sich im Vergleichszeitraum mode-
rat von 62.3 o/o auf 63.2 ok.

Das Betriebsergebnis reduzierte sich im Berichtsjahr 2011 geringfügig um 1,0 % auf
€ 21,1 Mil l ionen. Das Betriebsergebnis l iegt mit 1,03 % (Vorjahr:1,04o/o) der Bilanz-
summe deutlich über dem sektoralen Durchschnitt.

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit verminderte sich aufgrund der
Neubewertung der direkten und indirekten Beteiligung an der ÖVAG im Jahr 2011
aut €7,3 Mil l ionen oder 0,34 % (Vorjahr: 0,47 o/o) der Bilanzsumme.

Investitionen

Durch kontinuierliche Neu- und Ersatzinvestitionen verfügen wir über ein modern
ausgestaftetes, effizientes Netz an Geschäftsstellen und Arbeitsplätzen. lm Jahr
201 1 wurde die Filiale Leogang mit einer vergrößerten Geschäftsfläche neu gestaltet.

Mitarbeiter

Der Mitarbeiterstand erhöhte sich auf Vollzeitbasis von 335 auf d urchsch nittlich 337
Personen. Der überwiegende Teil davon ist in unseren 33 Filialen beschäftigt.

Qualifizierte und motivierte Mitarbeiterlnnen sind ein Erfolgsfaktor unserer Bank. Auf
die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterlnnen wurde auch im abgelaufenen Jahr
großer Wert gelegt, um unseren Kunden ein hohes Beratungsniveau zu bieten.
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Neben den fachlichen Kenntnissen stellt insbesondere die soziale Komoetenz der
Mitarbeiterlnnen einen wichtigen Faktor für eine vertrauensvolle Kundenbeziehung
dar. Dies wird uns durch die hohe Kundenzufriedenheit bestätigt.

In den Ausbildungsprogrammen werden individuelle Karriere- und Lebensplanungen
berücksichtigt. Neu eintretende Mitarbeiterlnnen absolvieren eine intensive interne
Basisausbildung. lm Jahr 2011 wurden insgesamt 2.094 Seminartage bzw. 6,2 Se-
minartage pro Angestellten (Vorjahr: 5,0 Tage) von den Mitarbeiterlnnen absolviert.

lm Rahmen eines leistungsorientierten Entlohnungssystems partizipieren alle Mitar-
beiterlnnen entsprechend ihrer individuellen Leistung am wirtschaftlichen Erfolg un-
serer Bank. Unser Erfolgsanalyse- und Planungssystem (EAP) liefert die objektiven
Grundlagen dafür.

3. Risikobericht

Gemäß S 39 BWG hat die Bank ein Risikomanagementsystem eingerichtet, das alle
wesentlichen bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen Risiken umfasst und limitiert.

Der Konzern Volksbank Salzburg orientiert sich bei der Steuerung seiner Risiken an
einer Risikostrategie, die die risikopolitischen Leitlinien des Konzerns umfasst. Der
Vorstand legt mindestens einmal jährlich für alle wesentlichen Risiken ein Risikobud-
get und Risikolimits fest, die auch dem Aufsichtsrat präsentiert werden. Darüber hin-
aus ist ein bankinternes Frühwarnsystem eingerichtet, um frühzeitig reagieren zu
können, wenn die Risiken in die Nähe der Limits gelangen. Die Überwachung der
Einhaltung der Limits erfolgt laufend durch das Risiko-Controlling, das nach ver-
bundeinheitlichen Standards und Richtlinien arbeitet.

Kreditrisiken

Unsere Entscheidungen sind von hohem Risikobewusstsein getragen. Unserer ge-
schäftspolitischen Maxime ,,Qualität vor Quantität" kommt gerade in der Kreditpolitik
zentrale Bedeutung zu.

Der Konzern Volksbank Salzburg beschränkt seine Kreditvergaben im Wesentlichen
auf ihr regionales Umfeld, da durch die Nähe zum Kunden die Bedürfnisse der Kun-
den, aber auch die mit der Kreditvergabe verbundenen Risiken besser eingeschätzt
werden können. Zur Verbesserung der Kreditstreuung werden größere Kredite zum
Teil konsortial mit dem Spitzeninstitut abgewickelt.

Die für das Adressenausfallsrisiko eines Kreditgeschäfts bedeutsamen qualitativen
und quantitativen Aspekte werden einer angemessenen Risikoanalyse unterzogen,
wobei die Intensität dieser Tätigkeit von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt
des Engagements abhängt.

Der Konzern Volksbank Salzburg setzt zur Beurteilung der Adressenausfallsrisiken
moderne Rating-lnstrumente ein. Auf dieser Basis werden mit einem Portfoliomodell
ein erwarteter Verlust und ein unenivarteter Verlust errechnet, die sowohl in die Risi-
koberechnung des Kunden als auch in jene der Bank einfließen.

Anhang ./A Konzernlagebericht 2011



Auch eine allfällige Verschlechterung der Bonität der Kreditnehmer während der
Laufzeit der Kredite wird im Rahmen von Simulationsrechnungen (Stress-Szenarien)
berücksichtigt.

Währungsrisiken aus Fremdwährungskrediten werden durch eine währungsgleiche
Refinanzierung und gegebenenfalls durch Devisenswaps ausgeschlossen, bei Til-
gungsträgerkrediten erfolgt eine laufende Überwachung der Entwicklung der Til-
gungsträger. Auch dem spezifischen Risiko aus Fremdwährungskrediten wird Rech-
nung gerragen.

Für die Kreditrisiken wird im Rahmen des Risiko-Limitsystems in angemessener
Höhe Risikodeckungsmasse vorgehalten.

Marktpreisrisiken

Der Konzern Volksbank Salzburg verfolgt eine vergleichsweise konservative Veran-
lagungspolitik, die sektorale Vorgaben über die Risikostreuung und das Veranla-
gungsuniversum berücksichtigt. Von der Werthaltigkeit der Anleihen des Spitzeninsti-
tuts wird ausgegangen, da im Hinblick auf die geplante Umstrukturierung des Ver-
bundes eine Herabstufung des Ratings nicht erwartet wird.

Darüber hinaus wird nur bei Emittenten mit bester Bonität (lnvestment Grade) und in
risikoarme Produkte veranlagt.

Das bedeutendste Risiko im Rahmen der Marktrisiken stellt das Zinsänderungsrisiko
dar. Das Zinsänderungsrisiko wird von einem Risiko-Komitee analysiert und gegebe-
nenfalls durch Zinsswaps oder andere Maßnahmen abgesichert. In diesem Aktiv-
Passiv-Komitee sind neben dem Vorstand alle für diesen Bereich maßgeblichen Füh-
rungskräfte vertreten. Maßnahmen werden bei regelmäßigen Sitzungen der Ge-
schäftsleitung mit den verantwortlichen Führungskräften beraten und beschlossen.
lm Rahmen der Aktiv-Passiv-Steuerung werden allenfalls auch derivative Finanzin-
strumente in Form von Hedgegeschäften zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos
eingesetzt. Die Frühwarngrenzen sind so gesetzt, dass die im BWG vorgesehenen
Grenzen jederzeit eingehalten werden.

Die Summe der Marktpreisrisiken wird im Rahmen des Risiko-Limitsvstems ebenfalls
mit Risikodeckungsmasse angemessen unterlegt.

Operationelle Risiken

Operationelle Risiken werden im Volksbankensektor bereits seit Jahren durch zahl-
reiche Maßnahmen wie ein gemeinsames Rechenzentrum, eine Back-Office Gesell-
schaft, eine eigene Rechtsdatenbank, spezialisierte Schulungen über die Volksban-
kenakademie usw. begrenzt bzw. vermieden.

Darüber hinaus ist ein der Größe der Bank und der Komplexität der Geschäftsfälle
angemessenes Internes Kontrollsystem (lKS) implementiert, das durch laufende Sys-
temprüfungen der Internen Revision unterstützt wird.

Für operationelle Risiken wird im Risikomanagement durch einen pauschalen Zu-
schlag angemessen vorgesorgt.
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Beteilig ungsrisiken

Die Messung von Beteiligungsrisiken wird aufgrund der Heterogenität und der gebo-
tenen Anforderung an ein effektives Modell für die typischenrueise gehaltenen Beteili-
gungen einer Volksbank individuell, je nach Beteil igungskategorie, vorgenommen

Eine ,,kreditersetzende" Beteiligung wird im Rahmen des Kreditrisikos abgebildet.
Eine ,,veranlagungsorientierte" Beteiligung wird im Rahmen des Marktpreisrisikos
berücksichtigt. Eine ,,bankbetriebsorientierte" Beteiligung ist im Rahmen des opera-
tionellen Risikos abgebildet. Eine ,,geschäftsorientierte" Beteiligung wird in das Ge-
samtbank-Risikomanagement der Bank einbezogen. Eine,,sektoral bedingte" Beteil i-
gung wird durch einen pauschalen Abschlag des Buchwertes abgebildet, der je nach
Szenario unterschiedlich ist und im Volksbankensektor einheitlich vorgegeben wird.

Aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung der ÖVAG wurde eine Neubewertung der
direkten und indirekten Beteiligung am Spitzeninstitut durchgeführt. In der Folge wur-
de die Beteiligung zur Gänze abgeschrieben, beim PS-Zertifikat wurde eine außer-
planmäßige Abschreibung auf den Börsekurs Luxemburg von 22,25 vorgenommen.

Sonstige Risiken

Für sonstige, derzeit nicht bekannte oder messbare Risiken wird ein Puffer vorgehal-
Ien.

Liquiditätsrisiken

Das Liquiditätsrisiko wird grundsätzlich im Rahmen der sektoralen Aufgabenvertei-
lung innerhalb des Verbundes vom Spitzeninstitut verantwortet (lender of last resort).
Die interne Liquiditätssituation innerhalb der nächsten 13 Monate wird genau erho-
ben und zur Liquiditätssteuerung im Verbund an die ÖVAG übermiftelt.

Abdeckung der Risiken mit Risikodeckungsmasse der Bank

Zumindest quartalsweise werden alle wesentlichen Risiken nach sektoralen Vorga-
ben erfasst und zu einer Gesamtrisikodarstellung zusammengeführt. Dabei werden
die errechneten Risikopotentiale der Risikodeckungsmasse der Bank gegenüberge-
stellt.

Die Risikodeckungsmasse der Bank ergibt sich vor allem aus gebildeten Vorsorgen,
dem geplanten Betriebsergebnis und den verfügbaren Eigenmitteln, soweit sie die
gesetzlichen Mindestanforderungen übersteigen. Damit ist sichergestellt, dass auch
für den sehr unwahrscheinlichen Fall, dass alle Risiken innerhalb eines Jahres
gleichzeitig eintreten, vorgesorgt ist und noch immer der reguläre Bankbetrieb mit
den gesetzlich erforderlichen Eigenmitteln aufrecht erhalten werden kann. Die Risi-
kodeckungsmasse muss immer und zu jeder Zeit größer sein als die Summe der er-
rechneten Risikoootentiale.

Zur Überprüfung einer ausreichenden Risikotragfähigkeit der Bank in außer-
gewöhnlich kritischen Situationen wird die Risikosituation durch verschiedene Aus-
fallsszenarien im Kreditbereich, verschiedene realwirtschaftliche Szenarien, zusätzli-
che Zinsszenarien und höhere Pauschalansätze bei den Marktoreisrisiken nochmals
fiktiv erhöht. Die Bank limitiert ihre Risiken so, dass alle diese Szenarien verkraftet
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werden können. Dadurch ist sichergestellt, dass auch bei extrem ungünstigen Ent
wicklungen kein Gläubiger des Konzerns Verluste erleidet.

Der Risikobericht wird den Aufsichtsorganen zur Kenntnis gebracht. Maßnahmen zur
Gegensteuerung unerwünschter Entwicklungen werden bei regelmäßigen Sitzungen
der Geschäftsleitung mit den verantwortlichen Führungskräften beraten und allenfalls
durch den Aufsichtsrat beschlossen.

Risikosituation

Die Risikosituation des Konzerns Volksbank Salzburg wird aufgrund der oben darge-
stellten Maßnahmen, der Ergebnisse aus dem Risikomanagement und des Ver-
gleichs mit anderen Regionalbanken als sehr zufriedenstellend beurteilt. Der Kon-
zern Volksbank Salzburg hat im Geschäftsjahr 2011 trotz ÖVAc-Abwertung sowohl
die eigenen als auch die sektoralen Frühwarnlimits stets eingehalten.

4. Nachtragsbericht

Die Republik Österreich und die Aktionäre der ÖVAG haben sich am 27. Februar
2012 auf eine Vereinbarung zur nachhalt igen Stabil isierung der ÖVAG geeinigt. Ziel
und Zweck der vereinbarten Maßnahmen ist die Sanierung der OVAG und deren
Umbau zu einer nachhaltigen Verbundbank nach $ 30a BWG. In dieser Vereinba-
rung wurde auch eine Kapitalherabsetzung der ÖVAG mit gleichzeitiger Kapitalerhö-
hung beschlossen, an der sich die Republik Österreich und die Volksbanken beteili-
gen. Damit kommt es zu einer Teilverstaatlichung der ÖVAG.

Mit dem neuen Modell ist für die ÖVAG und den gesamten Volksbanken-
Kreditinstitute-Verbund eine nachhaltige solide Kapital- und Liquiditätsausstattung
gesichert.

Die Umsetzung des Modells ist abhängig von
- der beihilfenrechtl ichen Genehmigung durch die Europäische Kommission,
- der Zustimmung der Finanzmarktaufsicht gemäß $ 30a BWG,
- den Generalversammlungsbeschlüssen dereinzelnen Volksbanken,
- dem Hauptversammlungsbeschluss der ÖVAG,
- der kartellrechtlichen Bewilligung gemäß $ 12 KarIG,
- denFirmenbucheintragungen,
- dem Zustandekommen des Volksbanken-Kreditinstitute-Verbunds und
- der Umsetzung der Vereinbarung mit der Republik Östeneich.

Das Modell basiert auf Artikel 3 der Richtlinie 20061481EG und orientiert sich am er-
folgreichen Modell der niederländischen Rabobank. Damit müssen die aufsichts-
rechtlichen Erfordernisse von den Volksbanken gemeinsam im Verbund erfüllt wer-
den. Das neue Verbundmodell bietet den Miteigentümern und Kunden der regionalen
Volksbanken noch höhere Sicherheit, stärkt die dezentralen Volksbanken und führt
zu einer engen Zusammenarbeit mit der neu entstehenden Verbundbank.
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5. Voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung - Ausblick 2012

Die Entwicklung in Europa verläuft derzeit sehr heterogen. Die EU-Mitgliedstaaten
außerhalb des Euroraums haben im Durchschnitt eine höhere Dynamik aufzuweisen
als die Euro-Länder. Von den zentral- und osteuropäischen Ländern - die aufgrund
ihres anhaltenden Aufholprozesses höheres Wachstumspotential vorzuweisen haben
- sticht vor allem Polen hervor, das aufgrund einer starken In landsnachfrage von den
Auswirkungen der Finanzkrise weniger betroffen war. Von den nordischen Ländern
hat Schweden die Krise am besten gemeistert. Die Kombination aus der Abwertung
der schwedischen Krone und einer expansiven Geld- und Fiskalpolitik hat zu ein-
drucksvollen Wachstumsraten nach der Krise geführt.

lm Euroraum wud 2012 zunächst mit einer Stagnation oder sogar mit einem leichten
Rückgang der Wirtschaftsleistung gerechnet, bevor es wieder - unter der Annahme
keiner weiteren Zuspitzung der Staatsschuldenkrise - zu einem moderaten Wachs-
tum kommen soll. Von den Ländern, die Finanzhilfen von der europäischen Staaten-
gemeinschaft erhalten, befindet sich nur lrland auf einem moderaten Erholungspfad.
Portugal hat - ebenso wie Griechenland - eine sehr schwierige Konsolidierungspha-
se vor sich.

In Österreich ist im Jahr 2012 aufgrund der deutlichen Verschlechterung der außen-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen voraussichtlich mit einer schwachen Konjunk-
tur zu rechnen. lm Einklang mit der unterstellten globalen Erholung und dem ange-
nommenen Abklingen der mit der Staatsschuldenkrise verbundenen Vertrauensver-
luste sollte es im Jahr 2013 zu einer Beschleunigung des Wachstums kommen.

Wirtschaftliche Entwicklung des Konzerns Volksbank Salzburg - Ausblick 2012

lm kommenden Geschäftsjahr wird der Konzern Volksbank Salzburg seine Ver-
triebsbemühungen schwerpunktmäßig auf die Ausweitung des Kredit- und Einlagen-
volumens und eine weitere Intensivierung des Dienstleistungsgeschäftes legen, um
die Marktanteile und die Kundenpartnerschaft weiter auszubauen.

Die Modernisierung des Zweigstellennetzes soll 2012 mit der Erneuerung der Ge-
schäftsstellen in Schüttdorf, St. Johann, ltzling und Saalbach fortgesetzt werden.

Mit unserer schlagkräftigen Vertriebsstruktur, moderner Technik und bestens ge-
schultem Personal sind die Voraussetzungen zur Erreichung unserer betriebswirt-
schaftlichen Ziele geschaffen.

Die bedarfsgerechte Betreuung unserer Privaf und Kommerzkunden soll zu einem
überdurchschnittlichen Wachstum in diesen Segmenten führen. Eine wettbewerbsfä-
hige Konditionenpolitik und eine nachhaltig hohe Beratungsqualität werden zur Errei-
chung dieses Zieles beitragen.

Auf Basis unseres ertrags- und kostenbewussten Geschäftsmodells ist auch im Jahr
2Q12 eine überd u rchsch nittliche Ertragskraft zu erwarten. Das dafür notwendige Pro-
dukf und Dienstleistungsangebot wird ständig den Kundenerfordernissen angepasst.
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^l'11^199rat1ige und ausgewogene Geschäftspolitik auf Basis der erarbeiteten Risiko-strategie sorr dazu beitraqen, dass die erreicÄte innentnanzrerun! iu-"in-"i*"it"r"nStärkung der Eigenmittel iUhrt.

Angesichts der positiven 
_Ergebnisse in den ersten Monaten des raufenden Ge-schäftsjahres ist auch 201-i- mit einer errolgreicien Entwickrung des KonzernsVolksbank Salzburg zu recnnen.

6. Forschung und Entwicklung

lm Bereich Forschung und Entwicklung wurden keine AKivitäten gesetzt.

Salzburg, am 24. April 2012

Konzern Volksbank Salzburg eG

k:;.(
Dr. Andreas Hirsch

Generaldirektor
Dr. Walter Zandanel

10
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Bestätigungsvermerk

Bericht zum Konzernabschluss

Wir haben den beigefügten Konzernabschluss der Volksbank Salzburg eG, Salzburg, für das
Geschäftsjahr vom 1. Jänner bis 31. Dezember 201 1 geprüft. Dieser Konzernabschluss um-
fasst die Konzernbilanz zum 31. Dezember2011, die Konzern Gewinn- und Verlustrech-
nung, die Konzernkapitalflussrechnung und die Darstellung der Komponenten des Eigenka-
pitals und ihrer Entwicklung für das am 31. Dezember 2011 endende Geschäftsjahr sowie
den Konzernanhang.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Konzernabschluss

Die gesetzlichen Vertreter der Genossenschaft sind für dre Konzernbuchführung sowie für
die Aufstellung eines Konzernabschlusses verantwortlich, der ein möglichst getreues Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns in Übereinstimmung mlt den öster-
reichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften vermittelt. Diese Verantwortung beinhal-
tet: Gestaltung, Umsetzung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems, soweit
dieses für die Aufstellung des Konzernabschlusses und die Vermittlung eines möglichst ge-
treuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von Bedeutung ist,
damit dieser frei von wesentlichen Fehldarstellungen ist, sei es aufgrund von beabsichtigten
oder unbeabsichtigten Fehlern; die Auswahl und Anwendung geeigneter Bilanzierungs- und
Bewertungsmelhoden; die Vornahme von Schätzungen, die unter Berücksichtigung der ge-
gebenen Rahmenbedingungen angemessen erscheinen.

Verantwortung des Abschlussprüfers und Beschreibung von Art und Umfang der ge-
seElichen Abschlussprüfung

Unsere Verantwortung besteht in der Abgabe eines Prüfungsurteils zu diesem Konzernab-
schluss auf der Grundlage unserer Prüfung. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der
in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und Grundsätze ordnungsgemäßer Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern, dass wir die Standesregeln ein-
halten und die Prüfung so planen und durchführen, dass wir uns mit hinreichender Sicherheit
ein Urteil darüber bilden können. ob der Konzernabschluss frei von wesentlichen Fehldar-
stellungen ist.

Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung von Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prü-
fungsnachweisen hinsichtlich der Beträge und sonstigen Angaben im Konzernabschluss. Die
Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprüfers
unter Berücksichtigung seiner Einschätzung des Risikos eines Auftretens wesentlicher Fehl-
darstellungen, sei es aufgrund von beabsichtigten oder unbeabsichtigten Fehlern. Bei der
Vornahme dieser Risikoeinschätzung berücksichtigt der Abschlussprüfer das interne Kon-
trollsystem, soweit es für die Aufstellung des Konzernabschlusses und die Vermittlung eines
möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von Be-
deutung ist, um unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen geeignete Prüfungshand-
lungen festzulegen, nicht jedoch um ein Prüfungsurteil über die Wirksamkeit der internen
Kontrollen des Konzerns abzugeben. Die Prüfung umfasst ferner die Beurteilung der Ange-
messenheit der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und der von den ge-
setzlichen Vertretern vorgenommenen wesentlichen Schätzungen sowie eine Würdigung der
Gesamtaussage des Konzernabschlusses.
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Wir sind der Auffassung, dass wir ausreichende und geeignete Prüfungsnachweise erlangt
haben, sodass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil
darstellt.

Prüfungsurteil

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen gefuhrt. Aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Konzernabschluss nach unserer Beurteilung den gesetz-
lichen Vorschriften und vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge des Konzerns zum 31. Dezember 201 1 sowie der Ertragslage des Koizerns und der zah-
iungsströme des Konzerns fÜr das Geschäftsjahr vom 1. Jänner bis 31 . Dezembet 2011 in
Übäreinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Konzernbuchfüh-
rung.

ohne den Bestätigungsvermerk einzuschränken, weisen wir darauf hin, dass zwischen der
Volksbank Salzburg eG (Konzernmutter) und der Österreichischen Volksbanken-
Aktiengesellschaft bzw. Konzernunternehmen der Österreichischen volksbanken-
AKiengesellschaft maßgebliche Geschäftsbeziehungen bestehen. Hinsichtlich der
Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung der Österreichischen Volksbanken-
Aktiengesellichaft sowie der Umsetzung des neuen Verbundmodells venveisen wir auf die
Ausfülirungen des Vorstandes im Konzernlagebericht (unter Abschnitt ,,Nachtragsbericht")

Aussagen zum Konzernlagebericht

Der Konzernlagebericht ist aufgrund der gesetzlichen Vorschriften darauf zu prüfen' ob er mit

dem Konzerna-bschluss in Einklang steht und ob die sonstigen Angaben im Konzernlage-
bericht nicht eine falsche Vorstellung von der Lage des Konzerns erwecken. Der Bestäti-
gungsvermerk hat auch eine Aussage darüber zu enthalten, ob der Konzernlagebericht mit
dem Konzernabschluss in Einklang steht.

Der Konzernlagebericht steht nach unserer Beurteilung in Einklang mit dem Konzernab-
schluss.

Wien. 24. Aoril2012

",ftt,"1H#ilJ**,"
l \4a9. Gerhard lvlitmasser

Eingetragene Revisoren

Ö s  t  e  r  r e  i c  h  i s  c  h  e  r

Genossensch  a f t sve rband
(  S  c  h  u  l z e -  D  e  l i t z s  c h  )

Die veröffenflichung oder weitergabe des Jahresabschlusses mit unserem BestätigungsvermerK daff

nri in 0"1 uon uns üestatigten Falsung erfolgen. Für abweichende Fassungen (2.B. Verküzung oder

übersetzung in andere Sfrachen) sind die Vorschriften des S 281 Abs 2 UGB zu beachten
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1 .

2.

KONZERN Volksbank Salzburg eG

AKTIVA

Kassenbestand, bei Zentralnotenbanken
und Postgiroämtern
Schuldtitel öffentl icher Stellen und Wechsel,
die zur Refinanzierung bei der
Zentralnotenbank zugelassen sind :
a) Schuldtitel öffentlicher Stellen und ähnliche Wertpapiere
b) zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken

zugelassene Wechsel
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fäll ig
b) sonstige Forderungen

4. Forderungen an Kunden
5. Schuldverschreibungen und andere

festverzinsliche Wertpapiere
a) von öffentlichen Emittenten
b) von anderen Emittenten

darunter:
e igene Sch uldversch reibu ngen

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere
7. Beteil igungen

darunter:
an Kreditinstituten

8. Anteile an verbundenen Unternehmen
darunter:
an Kreditinstituten

9. lmmaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens

24.626.975,70

10. Sachanlagen
darunter:
Grundstücke und Bauten, die vom Kreditinstitut
im Rahmen seiner eigenen Tätigkeit
genutzt werden 28.088.276,04

11. Eigene Aktien oder Anteile sowie Anteile
an einer herrschenden oder an mit Mehrheit
beteiligten Gesellschaft

darunter:
Nennweft

1 2. Sonstige Vermögensgegenstände
13. Gezeichnetes Kapital, das eingefordert,

aber noch nicht eingezahlt ist
I 4. Rechnungsabgrenzungsposten

SUMME DER AKTIVA

KONZERNBILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2O1O

143869.81 1842

13.237.394

18.589.740,

18.589.740,40

202.590.824,29
6.978.095.75 209.568.920,04

1.670.497 .787 ,66

18.538.261,07 18.538.261,07

4.874.785,95
57.630.999,88

79.300,00

1.021.687,64
43.118.191

3.536.946,

1.702.081,1

2.042.396.096,16

199.693.912.94

2.004.4

28.771

28.771

1 8 1 . 6 1 9
6.709 188.328

1.627.855

26.834 26.834

4.478
57.561

79
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KONZERNBILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2O1O
Kontrollsumme t43869,81 1842

PASSIVA

a) täglich fäll ig
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden
a) Spareinlagen

darunter:
aa) täglich fällig
bb) mit vereinbarter Lau2eit

oder Kündigungsfrlsf
b) Sonstige Verbindlichkeiten

darunter:
aa) täglich fällig
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder

Kündigungsfrist
3. Verbriefte Verbindlichkeiten

a) begebene Schuldverschreibungen
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten

4. Sonstige Verbindlichkeiten
5. Rechnungsabgrenzungsposten
6. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Abfertigungen
b) Rückstellungen für Pensionen
c) Steuerrückstellungen
d) sonstige

6.A Fonds für allgemeine Bankrisiken
7. Nachrangige Verbindlichkeiten
8. Ergänzungskapital
9. Gezeichnetes Kapital

10. Kapitalrücklagen
a) gebundene
b) nicht gebundene

11. Gewinnrücklagen
a) gesetzliche Rücklage
b) satzungsmäßige Rücklagen
c) andere Rücklagen

12. Haftrücklage gemäß $ 23 Abs. 6 BWG
I 3. Konzernbilanzgewinn
14. unversteuerte Rücklagen

a) Bewertungsreserve auf Grund von Sonderabschreibungen
b) sonstige unversteuerte Rücklagen

darunter:
aa) lnvestitionsrücklage gemäß S I ESfG 7988
bb) lnvestitionsfreibetrag gemäß S 70 ESfG 79BB
cc) Mietzinsrücklage gemäß S 77 ESfG 7988
dd) Übertragungsrücklage gemäß S 12 ESIG 19BB

263.027.576,96
217.540.400.72 480.567.977.68

840.352.791,25

483.350.702,09 1.323.703.493,34

326.406.394,94

513.946.396,31

356.367.561,65

126.983.140.44

37.402.000,ö0

3.512.751,00
3.448.906,00
1.329.264,64
6.724.418,59

1.645.042,66

37.402.000,
4.941.299,
1.853.668,

15 .015.340,
35.000.000,
21.440.566,
16.000.000,
21.524.352,

1.645.042,

SUMME DER PASSIVA

Posten unter der Bilanz
1. Eventualverbindlichkeiten

darunter:
a) Akzepte und lndossamentverbindlichkeiten aus

we ite rg eg e be ne n Wech sel n
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Haftung aus

derBestellungvonSicherheiten 129.673.660,93
2. Kreditrisiken

darunter:
Ve rb i n dl ich ke ite n au s Pe n sion sge sch äfte n

3. Verbindlichkeiten aus Treuhandgeschäften
4. Konsolidierte anrechenbare Eigenmittel gemäß $ 23 Abs. 14

darunter:
konsolidierte Eigenmittel gemäß $ 23 Abs. 14 Z 7

5. Erforderliche konsolidierte Eigenmittel gemäß $ 22 Abs. 1
darunter: 117.486.905,41
ertorderliche kons. Eigenmittel gemäß $ 22 Abs. 1 Z 1 u. 4

6. Auslandspassiva
7. Hybrides Kapital gemäß $ 24 Abs. 2 Z. 5 und 6

6.353.345,28
44.544.692,54 50.898.037,82

31.067.087.22
1.159.146.42

178.084,40 178.084,

2.042.396.096,16

129.673.660,

167.898.921 ,

6.476.902,37
211.747.871

2.004.433

69.056
377.294 446.351

866.374

315.083

551.291
441.396 1.307.771

282.895

158.501

47.984 47.984
6.323
2.097

3.490
3.663
5.182

21.557

1.645
1.645

6.227
39.247 45.475

31.067
728

117.486.905,41
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KONZERN Volksbank Salzburg eG KONZERN GEWINN. UND VERLUSTRECHNUNG 2O1O

143869,81 1842

€€€ Vorjahr in T€

1. Zinsen und ähnliche Erträge 54.052.799,32
darunter:
ausfestverzinslichenWeftpapieren 1.695.856,77

2. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -18.246.424,46

69.352

2.312
-28.900

I. NETTOZINSERTRAG

3. Erträge aus Wertpapieren und Beteiligungen
a) Erträge aus Aktien, anderen Anteilsrechten und

nicht festverzinslichen Wertpapieren
b) Erträge aus Beteiligungen
c) Erträge aus Anteilen an verbundenen Unternehmen

4. Provisionserträge
5. Provisionsaufwendungen
6. Erträge / Aufwendungen aus Finanzgeschäften
7. Sonstige betriebliche Erträge

35.806.374,86

132.467,50
723.513,38

855.980,88
17.664.788,07

-974.673,59

2.347,09
3.147.668,06

40.451

219
1.475

1.694
15.532

-926
_78

2.278

II. BETRIEBSERTRAGE 56.502.485,3
8. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufivand -21.402.895,58
darunter:

aa) Löhne und Gehälter -15.972.379,15
bb) Aufwand für gesetzlich vorgeschiebene soziale

Abgaben und vom Entgelt abhängige
Abgaben und Pflichtbeiträge -4.309.058,15

cc) sonstiger Sozialaufwand -264.674,05
dd) Aufwendungen für Altersversorgung

und Unterstützung -705.482,78
ee) Dotierung der

Pensionsrückstellung 215.013,00
ff) Aufwendungen für Abfertigungen und

Leistungen an betriebliche
M it a rb e ite ru orsorgekassen

b)sonstigeVerwaltungsauflvendungen(Sachaufüvand) -10.591.448,86 -31.994.344,4

9. Wertberichtigungen auf die in den Aktivposten 9 und 10
enthaltenen Vermögensgegenstände -2.415.450,6

10. Sonstige betriebliche Aufwendungen -803.866,2

58.953

-21.317

-16.203

-4.300
-282

-767

783

-11.177 -32 .494

_2.360
- 1 . 6 1 5

III. BETRIEBSAUFWENDUNGEN -35.213.661 -36.470

IV. BETRIEBSERGEBNIS 21.288.824,01 22.482

11.+12. Saldo aus Wertberichtigungen auf Forderungen und Zuführungen zu -12.574.802,74
Rückstellungen für Eventualverbindlichkeiten und
Wertpapiere der Liquiditätsreserve sowie
Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen auf Forderungen

13.+14. Saldo aus Wertberichtigungen auf Wertpapiere, die wie 937.211,98
Finanzanlagen bewertet sind sowie Erträge aus Wertberichtigungen
auf Wertpapiere die wie Finanzanlagen bewertet sind

1 9 .1  09

-33.713

V. ERGEBNIS DER GEWöHNLICHEN GESCHATTSTANCXCIT 9.651.233,25 7.879
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Kontrollsumme 14s86s,811842

1 5. Außerordentliche Erträge
darunter:
Entnahmen aus dem
Fonds für allgemeine Bankisiken

1 6. Außerordentliche Aufwendungen
darunter:
Zuweisungen zum Fonds
für allgemeine Bankrisiken

1 7. Außerordentliches Ergebnis
(Zwischensumme aus Posten 15 und 16)

18. Steuern vom Einkommen und Ertrag
19. Sonstige Steuern, soweit nicht in Posten 18 auszuweisen

VI. KONZERNJAHRESÜBERSCHUSS
20. Fremdanteil am Konzernjahresüberschuss
21. Rücklagenbewegung

darunter:
Dotierung der Haftrücklage
Auflösung der Haftrücklage

VII. KONZERNJAHRESGEWINN
22. Gewinnvortrag / Verlustvortrag

VIII. KONZERNBILANZGEWINN

Salzburg, am 29. April 201 1

KONZERN Volksbank Salzburg eG

Vorsfandsdirektor Mag. Dr. Andreas Hirsch

-2.873.808
-112.693,

6.664.730.

1.159.146.42

1.159.146.42

4

-6.868
-108
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KONZERN Volksbank Salzburg eG

ANHANG zum KONZERNABSCHLUSS 2010

Die Vergleichswerte des Vorjahres wurden auf volle Tausend Euro gerundet und sind im Anhang in Klam-
mern angemerkt, in der Summenbildung sind daher Rundungsdifferenzen nicht auszuschließen.

In den Konzernabschluss sind folgende Unternehmen miteinbezogen:

BBG Beratungs- und Beteilioungsqesellschaft m.b.H., Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (99,8 % treuhändig gehalten von der VOBA Treuhand- und Verwaltungsge-
sellschaft mbH., Salzburg, für die Volksbank Salzburg eG 0,2 % treuhändig gehalten von Herrn Generaldi-
rektor Dr. Walter Zandanell, Salzburg)

Volksbank Salzburq Leasinq Gesellschaft m.b.H., Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (gehalten von der BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Salz-
burg)

Forum lC Leasinqqesellschaft m.b.H., Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: 100,0 (gehalten von der BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Salz-
burg)

Domus lC Leasinqoesellschaft m.b.H., Salzburq
Kapitalanteil in Prozent: '100,0 (gehalten von der BBG Beratungs- und Beteiligungsgesellschaft m.b.H., Salz-
burg)

lm Konzernabschluss wurden die gleichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wie im übergeordneten
Kred itinstitut angewendet.

Die erstmalige Aufstellung des Konzernabschusses wurde zum 31. Dezember 1995 durchgeführt.

Als Zeitpunkt für die Kapitalaufrechnung wurde gemäß $ 254 Abs. 2 UGB der Stichtag der erstmaligen Ein-
beziehung der Tochterunternehmen in den Konzernabschluss gewählt.

Die Zusammenfassung von Beteiligung und Kapital aller im Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen
erfolgte mit der Buchwertmethode.

Eine Zwischenergebniseliminierung war nicht erforderlich, da die Zwischenergebnisse der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen für ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage des Konzerns von untergeordneter Bedeutung sind.

Die nicht in den Konzernabschluss einbezogenen Tochter- und Enkelunternehmen zusammen sind für die
Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von
untergeordneter Bedeutung.

Dem Leasing dienendes Anlagevermögen von Leasingunternehmen ist gemaß $ 59 Abs. 6 BWG in der
Konzernbilanz mit dem Barwert angesetzt.

1. Bilanzierunqs- und Bewertunqsmethoden

Die Aufstellung des Jahresabschlusses 2010 erfolgte nach den Bestimmungen des Bankwesengesetzes und
des Unternehmensgesetzbuches. Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden wurde der
Grundsatz der Einzelbewertung beachtet und eine Fortführung des Konzerns unterstellt.

Der Konzernabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der Ge-
neralnorm aufgestellt, die die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage des Unternehmens fordern.

Dem Vorsichtsprinzip wurde unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Bankgeschäftes Rechnung
getragen.

Die bisher angewandten Bewertungsmethoden wurden bei der Erstellung des vorliegenden Konzernab-
schlusses beibehalten.

Die Form der Gliederung der Konzernbilanz und der Konzerngewinn- und Verlustrechnung ist gegenüber
dem Vorjahr unverändert.
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Vermögenswerte und Verbindlichkeiten in ausländischen Währungen wurden mit dem entsprechenden EZB-
kurs bewertet.

Devisentermingeschäfte wurden grundsätzlich mit dem Devisenterminkurs angesetzt.

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die durch Devisentermingeschäfte oder sonstige Sicherungsge-
schäfte gedeckt waren, wurden unter Berücksichtigung dieser Geschäfte bewertet.

2. Erläuterunqen zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnunq

Der Ansatz von Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen und sonstigen Anteilsrechten erfolgte
zu den Anschaffungskosten unter Beachtung des gemilderten Niederstwertprinzips.

Der Ansatz der in den Aktivposten enthaltenen Wertpapiere des Anlagevermögens erfolgte zu den Anschaf-
fungskosten, niedrigeren Rückzahlungsbeträgen gemäß $ 56 Abs. 2 BWG oder niedrigeren Marktwerten am
Bilanzstichtag unter Beachtung des gemilderten Niederstwertprinzips. Vom Wahlrecht der zeitanteiligen Ab-
schreibung gemäß $ 56 Abs. 2 BWG wurde Gebrauch gemacht.

Bei Wertpapieren mit einem Buchwert von € 19.933.439,68 (7.921T€) wurden außerplanmäßige Abschrei-
bungen in Höhe von € 1 .707.579,68 (2.942 T€) nach $ 204 Abs. 2 UGB nicht vorgenommen, da davon aus-
zugehen ist, dass die Wertminderung nicht von Dauer ist. Die Wertminderung ist voraussichtlich deshalb
nicht von Dauer, da keine Verschlechterung der Bonität des Emittenten anzunehmen ist.

Der Unterschiedsbetrag bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermögens zwischen den Anschaf-
fungskosten und den niedrigeren Rückzahlungsbeträgen, der gemäß $ 56 Abs. 2 BWG zeitanteilig abge-
schrieben wird, beträgt € 99.300,00 (109 T€).

Forderungen an Kreditinstitute, Forderungen an Kunden und sonstige Forderungen wurden, soweit sie dem
Umlaufuermögen gewidmet sind, zum strengen Niederstwertprinzip unter Anwendung von $ 57 Abs. 1 BWG
bewertet.

Der Ansatz der Wertpapiere des Umlaufuermögens erfolgte zum strengen Niederstwertprinzip.

Der Unterschiedsbetrag gemäß $ 56 Abs. 4 BWG zwischen den Anschatfungskosten und den höheren
Marktwerten der zum Börsenhandel zugelassenen Wertpapiere des Umlaufuermögens beträgt € 169.600,00

zuM BÖRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPTERE NACH S 64 ABS. 1Z10 BWG:

zuM BoRSEHANDEL ZUGELASSENE WERTPAPTERE - ART DER BEWERTUNG (S 64 ABS. 1 Z 11
BWG):

Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufuermögen - Bankbuch bzw. Handelsbuch - richtet sich im jeweiligen
Einzelfall nach der Entscheidung der zuständigen Gremien.

Zum Stichtag beträgt das Volumen der im Wertpapier-Handelsbuch enthaltenen Wertpapiere € 3.319.535,95
(2.834 r€).

Börsenotierte Wertpapiere 31.12.2010
in€

Vorjahr
in T€

Sch uldversch reibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 18.263.288.90 26.290

Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 218.850.00 218
Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen 7.921.200.00 7.921

Anlagevermögen 31.12.2010
in€

Vorjahr
in T€

Schuldverschreibungen u nd andere festverzinsliche Wertpapiere 18.263.288.90 26.285
Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 218.850,00 218

Umlaufvermögen 31.12.2010
in€

Vorjahr
in T€

Schuldversch reibungen und andere festverzi nsl iche Wertpapiere 0,00 5
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Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen:

Die Anteile an verbundenen Unternehmen gemäß S 228 Abs. 3 UGB setzen sich wie folgt zusammen (An-
gaben in Euro):

Neben sämtlichen Konzernunternehmen sind noch folgende verbundene Unternehmen in die Gruppenbe-
steuerung mitein bezogen :

VOBA Treuhand- und Verwaltungsgesellschaft mbH

Volksbank Salzburg lmmobilien GmbH

Freizeitcenter Betriebsführungs GmbH

Sporthotel Betriebsfüh ru ngs Gm bH

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis be-
steht:

Verbriefte und unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht:

Verbriefte und unverbriefte Forderungen an verbundene Unternehmen:

Verbriefte und unverbrlefte Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen:

Firmenname Sitz

Anteil
am

Kapital
in o/o

Ge-
schäfts-

jahr

Eigenkapital
des letzten
Geschäfts-

jahres

Ergebnis des
letzten Ge

schäftsjahres

VOBA Treuhand- und Verwaltungs-
gesellschaft mbH Salzburg 100 2010 397.027.74 82.720.61
V. l. P. Volksbank lmmobilienprojek-
te VOBA Treuhand- und Verwal-
tungsgesellschaftmbH & Co KG Salzburg 100 2010 -6.261.139,03 864.702,84

Volksbank Salzburg lmmobilien
GmbH Salzburg 100 2010 199.491 .39 16.446,52

Freizeitcenter Betriebsführungs
GmbH Salzburg 100 2010 -1.242.539,76 292.250,71
Sporthotel Betriebsführungs GmbH Salzburg 100 2010 226.233.06 1.887,79

31.'12.2010
in€

Voriahr
in T€

Forderungen an Kreditinstitute 209.444.410,92 188.064

Forderungen an Kunden 270.000,00 0

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 18.538.261,07 26.829

31.12.2010
in€

Vorjahr
in T€

Verbind lichkeiten gegenüber Kred iti nstituten 362.823.677.90 321.202

31.12.2010
in€

Voriahr
in T€

Forderungen an Kunden 18.736.303,78 20.257

31.12.20',10
in€

Voriahr
in T€

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 127.957,74 567
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Die Abschreibung des Firmenwertes wurde im Hinblick auf die voraussichtliche Nutzungsdauer mit 15 Jah-
ren angesetzt (Buchwert per 31. Dezember 2010: € 461.683,36, per 31. Dezember 2009: 519 T€).

Die Buchwerte bebauter und unbebauter Grundstücke betrugen zum Bilanzstichtag € 5.751.416,90
(5.296 T€).

lmmaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten
bewertet, vermindert um planmäßige Abschreibungen. Die planmäßigen Abschreibungen werden linear vor-
genommen. Die Abschreibungsdauer beträgt für Gebäude zwischen 33,3 und 50 Jahren, für die Betriebs-
und Geschäftsausstattung zwischen 3 und 20 Jahren und für die immateriellen Vermögensgegenstände 3
Jahre.

Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben.
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Anlagenspiegel ($ 226 Abs. 1 UGB in Verbindung mit $ 43 Abs. 1 BWG):

Ansch./
Herstell.-

kosten 1.1.

Zugänge
im GJ

Abgänge
im GJ

Um-
buchung

im GJ

Ansch./
Herstell.-
kosten
31.12.

Zuschrei-
bungen
im GJ

kumul.
Abschr.

Buchwert
per  31.12.

Buchwert
d. VJ
in T€

Abschrei-
bung
im GJ

2.a) Schuldtitel öffentlicher Stellen
und ähnliche Wertpapiere 11 .440 .300 9.947.500 0 1.492.800 0 0 1.492.800 11.439 0

5. Schuldverschreibungen und an-
dere festverzinsliche
Wertpapiere

b) von anderen Emittenten 26.290.29910.000.00017.991 .999 0 18.298.300 0 35 .011 18.263.289 26.285 30.484

6. Aktien und andere nicht festver-
zinsliche Wertpapiere 3.500.000 0 0 0 3.500.000 0 1.850.750 1.649.250 1.649 0

7. Beteiligungen 106.066.729 69.920 0 0 106.136.649 0 48.505.649 57.631.000 57.561 0

8. Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 79.300 0 0 0 79.300 0 0 79.300 79 0

9. lmmaterielleVermögensgegen-
stände des Anlagevermögens 2.350.132 48.981 0 0 2 .399 .1  13 0 1.377 .425 1 . 0 2 1 . 6 8 8 1 .081 108.852

10. Sachanlagen 74.036.544 2.707.797 3.785.725 0 72.958.616 0 29.840.425 43.118.191 45.796 2.306.598

12. SonstigeVermögensgegen-
stände
andere Vermögensgegenstände 3.970 0 0 0 3.970 0 0 3.970 3 0

Gesamtsumme 223.767.27412.826.69831.725.224 0 204.868.748 0 81.609.260123.259.488 143.893 2.445.934
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Verbind lichkeiten wurden mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt.

Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen wurden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen nach
dem Teilwertverfahren auf Basis eines Rechnungszinssatzes von 3,5 % unter Zugrundelegung der Berech-
nungstafeln von Pagler-Pagler berechnet.

Die steuerlich zulässige Rückstellung beträgt € 2.935.953,00 (3.099 T€); der versteuerte Teil der Pensions-
rückstellung beträgt € 512.953,00 (564 T€).

Die Abfertigungsrückstellungen werden nach finanzmathematischen Grundsätzen auf Basis eines Rech-
nungszinssatzes von 3,5 % unter Beachtung des Fachgutachtens Nr. 78 des lnstituts für Betriebswirtschaft,
Steuerrecht und Organisation der Kammer der Wirtschaftstreuhänder (KFS/RL2) ermittelt.

In den sonstigen Rückstellungen wurden unter Beachtung des Vorsichtsprinzips alle im Zeitpunkt der Bi-
lanzerstellung erkennbaren Risiken sowie der Höhe und dem Grunde nach ungewisse Verbindlichkeiten mit
den Beträgen berücksichtigt, die nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung erforderlich sind.

Sonstige Rückstellungen wurden insbesondere für Steuern, Erfolgsprämien, nicht konsumierte Urlaube, Ju-
biläumsgelder, Prüfungskosten, Verwertungsrisiko und Fremdwährungskonvertierungen gebildet.

Die im Geschäftsjahr 2010 bestehenden nachrangigen Verbindlichkeiten wurden unter der Bedingung ein-
gegangen, dass diese Verbindlichkeiten im Falle der Liquidation oder des Konkurses erst nachrangig nach
allen anderen nicht nachrangigen Gläubigern befriedigt werden. Unter bestimmten Voraussetzungen sehen
die vereinbarten Nachrangbedingungen auch die Möglichkeit von vorzeitigen Rückzahlungen und/oder der
Umwandlung in Kapital oder eine andere - nicht nachrangige - Form der Verbindlichkeit vor.

lm Geschäftsjahr wurden für nachrangige Verbindlichkeiten Aufwendungen in Höhe von € 1.416.511,98
(1.734 T€) geleistet.

Ergänzungskapital im Eigenbestand :

Die Veränderung der Anzahl der Mitglieder, der Geschäftsanteile, der darauf geleisteten Beträge und Haft-
summen des Mutterunternehmens stellt sich im Geschäftsjahr wie folgt dar:

In den Aktivposten sind auf Fremdwährung lautende Aktiva im Gesamtbetrag von € 198.432.485,36
(366.062 T€) enthalten, der Gesamtbetrag der auf Fremdwährung lautenden Passiva beträgt
€ 199.696.662,38 (369.795 T€).

Zum Bilanzstichtag bestanden folgende Termingeschäfte:

Die Berechnung des beizulegenden Zeitwertes (Marktwertes) beiden derivativen Finanzinstrumenten er-
folgte nach der "marked to model" - Methode unter Zugrundelegung der zum Bilanzstichtag aktuellen EZB
Währungskurse, soweit es sich um Geschäfte in Fremdwährung handelt sowie den aktuellen Zinskurven für
Zinsinstru mente u nd Volatilitätskurven für Optionsgeschäfte.

31.12.2010
in€

Vorjahr
in T€

Ergänzungskapital 205.000.00 111

Anzahl der
Mitglieder

Anzahl der
Geschäftsanteile

darauf geleistete
Beträge Haftsummen

Stand Anfang 2010 6.784 340.796 7.497.512,00 37.487.560,00

Zugänqe2010 1 9 1.722 37.884,00 189.420.00

Abgänge 2010 137 10.063 221.386,00 1 .106.930.00

Stand Ende 2010 6.666 332.455 7 .314 .010 ,00 36.570.050,00

31.12.2010
in€

Volumen

31.12.2010
in€

Marktwert

Vorjahr
in T€

Volumen

Voriahr
in T€

Marktwert

Devisentermingeschäfte 159.840.18 0,00 0 0

Zinsswaps 8.000.000,00 218.999,60 75.600 2.042

Zinssatzoptionen 121.457.150.34 0,00 126.629 0
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Nicht täglich fällige Forderungen und Guthaben:
Betrag in € Vorjahr in T€

bis drei Monate 100.185.361 ,71 72.044

mehr als drei  Monate bis ein Jahr 157.545.994.84 172.045
mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 427.144.326,47 404.267

mehr als 5 Jahre 898.210.853.69 920.275

Nicht täglich fällige Verpflichtungen:
Betrag in € Voriahr in T€

bis drei Monate 370.405.623.23 603.980

mehr als drei Monate bis ein Jahr 224.953.906,96 350.756

mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre 190.383.573.70 315 .016

mehr als 5 Jahre 72.585.241,58 128.619

Von den vom Konzernunternehmen selbst begebenen Schuldverschreibungen stehen im nächsten Ge-
schäftsjahr € 3.168.000,00 (20.896 T€) zur Ti lgung an.

Verpflichtungen aus Mietverträgen :

Es bestehen nicht in der Konzernbilanz ausgewiesene Patronatserklärungen gegenüber der VOBA Treu-
hand- und Verwaltungsgesellschaft mbH (als Komplementär der V.l.P. Volksbank lmmobilienprojekte VOBA
Treuhand- und VerwaltungsgesellschaftmbH & Co KG) und der Freizeitcenter Betriebsführungs GmbH.

Die abgeschlossenen Zinsswaps dienen zur Absicherung des Zinsänderungsrisikos. Diese Zinsswaps wir-
ken sich mit einem Betrag von € 174.571,39 (788 T€) positiv auf das Zinsergebnis aus.

In der Position Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen
sind Aufwendungen für Abfertigungen in Höhe von €265.914,'15 (475 T€) enthalten.

lm Geschäftsjahr 2010 fielen Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses in Höhe von
€ 172.901,88 (156 T€) an.

ln der Position sonstige betriebliche Erträge sind mit € 1.452.602,15 (1.020 T€) im Wesentlichen Erträge aus
Fremdwährungskonvertierungen und Prozessrisiken enthalten.

Von den sonstigen betrieblichen Aufwendungen entfallen € 627 .796,20 (775 T€) auf laufende Beiträge an
sektoralen U nterstützungseinrichtu ngen.

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag beinhalten das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit und
die Steuerumlage der Gruppenmitglieder, die nicht in den Konzern einbezogen sind.

Zum Bilanzstichtag errechnet sich ein gemäß $ 198 Abs. 10 UGB aktivierbarer Steuerabgrenzungsbetrag in
Höhe von € 6.430.172,58 (7 .756 T€), Es wurde vom gesetzl ichen Wahlrecht Gebrauch gemacht und keine
Aktivierung vorgenommen.

3. Anqaben über Orqane und Arbeitnehmer

Während des Geschäftsjahres waren durchschnittlich 335 (341) Angestellte und 6 (6) Arbeiter beschäftigt.

Kredite an Vorstand und Aufsichtsrat:

Betrag in € Vorjahr in T€

für das folgende Geschäftsjahr 1.000.994.49 963

für die folgenden fünf Geschäftsjahre 5.004.972.45 4.815

31.12.2010
in€

Vorstand

31.12.2010
in€

Aufsichtsrat

Vorjahr
in T€

Vorstand

Voriahr
in T€

Aufsichtsrat

Gewährte Kredite 1 4 . 5 6 3 , 1 0 40.723.30 0 4 1

Kredittilgungen im Geschäftsjahr 0,00 78.488,80 1 1 119
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Die Bedingungen betreffend Lau2eit und Besicherung sind marktkonform.

Aufwand für Abfertigung und Pensionen:

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr aktiven und ehemaligen Geschäftsleiter bzw. Vorstände beliefen
sich auf €779.796.80 (713 T€).

Die Gesamtbezüge der im Geschäftsjahr tätigen Mitglieder des Aufsichtsrates beliefen sich auf € 21.435,00
(26 T€). An ehemalige Mitglieder des Aufsichtsrates und deren Hinterbliebene wurden keine Zahlungen ge-
leistet.

Vorstand und zugleich Geschäftsleiter gemäß S 2 Z 1 BWG:
Herr Genera ld i rektor Dr. Walter Zandanell (Vorsitzender)
Herr Vorstandsdirektor Mag. Dr. Andreas Hirsch (Vorsitzender-Stellvertreter)

Aufsichtsrat:
Herr Dr. Roland Reichl (Vorsitzender)
Herr Dr. Anton F ischer (Vorsitzender-Stellvertreter)
Herr Ing. Franz Asen
Herr Johann Peter Präauer
Herr Dr. Martin Winner
vom Betriebsrat in den Aufsichtsrat delegiert:
Frau Gabriele Gugerbauer-Kreuzmayr
Herr Thomas Joch
Herr Andreas Weber

Salzburg, am 29. April 201 1

Volksbank Salzburg eG

im Geschäftsjahr in €
Aufwand für Abfertigungen

und Pensionen

im Vorjahr in T€
Auftvand für Abfertigungen

und Pensionen

Vorstand und ehemalige Vorstände 153.545.12 306

Sonstige Arbeitnehmer 703.239.11 224
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Konzernlagebericht der Volksbank Salzburg eG

U nser Sel bstverständ n is

Wir verstehen uns als genossenschaft l ich organisierte Regionalbank für das Bun-
desland Salzburg und das angrenzende Umland. Wir bekennen uns zu unserer
Verankerung im österreichischen Volksbankenverbund und zum genossenschaft-
lichen Förderauftrag. Wir gestalten unsere Beziehungen partnerschaftlich, sind
politisch unabhängig und wirtschaftlich selbstständig. Wir sehen Marktwirtschaft
und Ethik als ideale Symbiose für den Umgang mit unseren Kunden und unseren
Mitarbeitern. Wir sind offen für alle Neuerungen, die für unsere Kunden spürbaren
Nutzen stiften und/oder uns die Arbeit erleichtern. Wir erbringen unsere Dienst-
leistungen mit größtmöglicher Qual i tät.  Ein verantwortungsvol ler Umgang mit
Ressourcen und Technologie ist für uns selbstverständl ich.

U nsere Geschäftsfelder

Mit unseren Dienstleistungen decken wir den Bedarf des gewerblichen Mittelstan-
des, der freien Berufe und unserer Privatkunden. Außerhalb unserer Kernkompe-
tenzen bedienen wir uns unserer Partner im österreichischen und internationalen
Volksbankenverbund.

Unsere Grundwerte

Vertrauenswürdigkeit, Ehrlichkeit und Offenheit sind Werte, die unser Handeln
prägen. Ob Kunde oder Mitarbeiter, bei uns steht der Mensch im Mittelpunkt. ,,Ver-
trauen verbindet" ist Richtschnur unseres gesamten Handelns. lm Rahmen unse-
rer Verantwortung gegenüber der Gesellschaft unterstützen wir vor allem soziale
und karitative Projekte.

Unser Vertriebssystem

Der persönl iche Kontakt zu unseren Kunden ist uns ein besonderes Anl iegen. Wir
verfügen über ein modernes und leistungsfähiges Fi l ialnetz. 11 Fi l ialen befinden
sich im Stadtgebiet von Salzburg, weitere 21 Filialen sind in den anderen Bezirken
des Bundeslandes Salzburg verteilt, eine Filiale befindet sich im oberösterreichi-
schen Bad lschl. Zusätzlich stehen unseren Kunden elektronische Vertriebswege
(lnternetbanking, Home- und Off icebanking) rund um die Uhr zur Verfügung. Kun-
dentermine in- und außerhalb der Fi l iale - unabhängig von den Öffnungszeiten -
gehören zu unserem Betreuungsstandard.

Unser Verbund

Das Mutterunternehmen ist Mitglied des Volksbankenverbundes, wobei die Öster-
reichische Volksbanken AG (ÖVAG) als Spitzeninstitut fungiert und der Österrei-
chische Genossenschaftsverband (Schulze-Delitzsch) einerseits als Revisions-
verband die gesetzliche Prüfung durchführt und andererseits als Interessensver-
tretung auf nat ionaler und internationaler Ebene fungiert.

Um auch auf den Märkten jenseits der Landesgrenzen professionell agieren zu
können, sind die österreichischen Volksbanken in die starke internationale Volks-
bankengruppe, die CIBP (Confederat ion International des Banques Populaires),
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eingebunden. Die CIBP verfügt mit 60.000 Niederlassungen über eines der dich-
testen Bankstellennetze in Europa.

Die internationale Ratingagentur Fitch hat den Volksbankenverbund Ende De-
zember 2010 neuerlich mit einem Langfrist-Rating von ,,A" mit einem stabilen
Ausblick bewertet.

Wirtschaftliche Entwicklung des Umfelds

Die wirtschaftliche Erholung setzte sich 2010 weiter fort, hat allerdings etwas an
Schwung verloren. ln den USA blieb das Wirtschaftswachstum unter dem langjähri-
gen Durchschnitt, während Chinas Wirtschaft weiter kräftig wächst. Erste Vorab-
schätzungen zum Wirtschaftswachstum in den zentral-, ost- und südosteuropäischen
EU-Mitgliedsstaaten deuten auf eine anhaltende Verbesserung der wirtschaftlichen
Dynamik hin. Vor allem in den Ländern Zentraleuropas ist zuletzt eine robuste Wirt-
schaftsentwicklung zu beobachten. Nach den rezessionsbedingt äußerst niedrigen
bzw. sogar negativen Inflationsraten zum Jahresanfang 2010 begann die Teuerung
im Frühsommer in den meisten Ländern zu steigen, blieb allerdings insgesamt gese-
hen weiter relativ moderat. lm Euroraum war das Wirtschaftswachstum robust, hat
sich aber zulelzt verlangsamt. lm wirtschaftspolitischen Fokus der EU des Euro-
raums steht derzeit die Bewältigung der Schuldenkrise der öffentlichen Haushalte.

Die Erholung der österreichischen Wirtschaft setzt sich weiter fort. Die Österreichi-
sche Nationalbank (OeNB) geht in ihrer Prognose vom Dezember 2010 von einem
Wachstum der österreichischen Wirtschaftsleistung im Jahr 2010 von 1,9 7o aus,
nachdem diese im Jahr 2009 um 3,7 % geschrumpft war. In den Jahren 2011 und
2012 soll sich das Wachstum weiter beschleunigen (2,1 o/o bzw.2,3 %). Der Auf-
schwung wird im Wesentlichen von den Exporten getragen. Die Inlandsnachfrage
bleibt verhalten.

Die wichtigsten lmpulse für die österreichische Wirtschaft gehen von der Erholung
der Weltwirtschaft und insbesondere vom starken Wachstum von Österreichs größ-
tem Handelspartner Deutschland aus.

Das Wachstum der lnvestitionsgüterindustrie drehte angesichts der im Zuge der Kri-
se gesunkenen Kapazitätsauslastung erst zur Jahresmitte 2010 wieder ins Plus und
damit deutlich später als in vergangenen Aufschwungphasen. Mit kapazitätsenruei-
ternden lnvestitionen ist erst in den Jahren2011 und 2012 zu rechnen.

Angesichts einer schwachen Reallohnentwicklung blieben die privaten Haushalte im
Jahr 2010 trotz der Konjunkturerholung bei ihren Konsumausgaben zurückhaltend.
Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat trotz der Tiefe des Konjunktureinbruchs nur re-
lativ schwache Spuren auf dem österreichischen Arbeitsmarkt hinterlassen. lm Ver-
lauf des Jahres 2010 hat die anziehende Konjunktur bereits zu einer kräftigen Aus-
weitung der Beschäftigung geführt - ein Trend, der sich in den nächsten beiden Jah-
ren fortsetzen sollte. Die Arbeitslosenquote laut Eurostat-Definition ist von 4,8 o/o
(2009) auf 4,4 % (2010) gestiegen.

Die am Verbraucherpreisindex gemessene Inflation beträgt 2010 1,7 % und wird
2011 auf 2,2 oÄ ansteigen.

2
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Der EZB-Leitzinssatz blieb 2010 unverändert bei 1 %. Steigende Zwischenbankzins-
sätze führten im dritten Quartal 2010 in Österreich bei neu vereinbarten Kreditzins-
sätzen mit privaten Haushalten und Unternehmen durchwegs zu höheren Zinssät-
zen.

Bei den Einlagenzinssätzen blieben die neu vereinbarten Zinssätze unter dem
Durchschnitt des Euroraums, wobei dieser allerdings durch vergleichsweise sehr ho-
he Zinssätze in einigen südlichen Ländern nach oben beeinflusst wurde.

f m dritten Quartal 2010 waren ohne zinspolitische lmpulse der Europäischen Zent-
ralbank die ansteigenden Zwischenbankzinssätze ein wesentlicher Grund für den
Anstieg bei den Kundenzinssätzen.

Der Zinssatz für Kredite an nicht finanzielle Unternehmen im Neugeschäft, der im
Februar 2010 zum ersten Mal seit Bestehen sank, belief sich im Durchschnitt des
Jahres 2010 auf 2,02o/o. Der Zinssatz für Kredite an private Haushalte im Neuge-
schäft im selben Zeitraum belief sich im Durchschnitt auf 3,01 o/o. Parallel dazu gin-
gen auch die Einlagenzinssätze im Neugeschäft zurück, die für private Haushalte im
Durchschnitt des Jahres 2010 bei 1,32 o/o lagen. Der Rückgang bei den Zinssätzen
für Einlagen von nicht finanziellen Unternehmen fiel sogar noch deutlicher aus. Diese
sanken von 4,3 o/o im Durchschnitt des Jahres 2008 auf 1 ,17 % im Jahr 2009 und auf
0,86 % im Durchschnitt des Jahres 2010 für vereinbarte Laufzeiten bis 1 Jahr.

Die allgemeine wirtschaftliche Lage in Österreich gaben die Rahmenbedingungen für
die Unternehmen der Region vor. Das allgemeine Konjunkturklima der Wirtschaftsre-
gion Salzburg hat sich im Verlauf des Jahres 2010 weiter erholt.
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Wirtschaftliche Entwicklung des Konzerns

Bestandsentwicklung

Die Konzernbilanzsumme erhöhte sich im Vergleich zu 2009 um 1,9 7o und betrug
zum 31 .12.2010 € 2.042,4 Mil l ionen.

Die Kreditpolitik war weiterhin auf ein qualitatives Wachstum ausgerichtet. Die Forde-
rungen an Kunden konnten gegenüber dem Vorjahr um 2,6 o/o auf € 1 .670,5 Mill ionen
gesteigert werden. Der Anteil der Fremdwährungskredite am Gesamtkreditvolumen
betrug 11,1 o/o und wurde somit gegenüber dem Vorjahr (21,8 %) deutlich reduziert.

lm Einlagengeschäft erhöhten sich die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und die
verbrieften Verbindlichkeiten um 0,4 o/o auf € 1.361,1 Mill ionen.

Die Spareinlagen reduzierten sich im Geschäftsjahr 2010 um 3,0 o/o 
"uf 

€ 840,4 Mill i-
onen. Verantwortlich für diese Entwicklung waren vor allem der harte
Konditionenwettbewerb in allen Einlagensparten. Außerdem haben zahlreiche Kun-
den die Zinssituation zum Anlass genommen, bestehende Einlagen für vorzeitige
Kreditrückzahlungen und Investitionen zu verwenden. Positiv ist die
Vol umense ntwickl u n g be im On I i ne-Sp aren zu vermerken.

Das Depotvolumen unserer Kunden (exkl. eigener Emissionen) reduzierte sich 2010
um 4,0 %. Dies ist im wesentlichen auf Umschichtungen eines Einzelkunden von
We rtpa p ie re n i n P ri m ä re i n I ag e n zurückzufü h re n.

Die Mobilien-Leasingerlöse reduzierten sich um 8,7 o/o auf € 11,8 Mill ionen, die lm-
mobilien-Leasingerlöse reduzierten sich um 11 ,6 o/o auf € 0,2 Mill ionen.

Die Eigenmittel des Konzerns sind um 3,8 o/o auf €211,7 Mill ionen angewachsen. Mit
15,61 oÄ der Bemessungsgrundlage liegt die Eigenmittelquote bezogen auf das Kre-
ditrisiko (Vorjahr: 15,64 %) deutlich über dem gesetzlichen Mindesterfordernis von 8
%. Auf das Kernkapital entfielen 65,8 % (Vorjahr: 65,6 %) und auf die ergänzenden
Eigenmittel34,2 % (Vorjahr 34,4 %) der vorhandenen Eigenmittel.

Die gemäß S 25 BWG erforderliche Liquidität war zu jedem Zeitpunkt in ausreichen-
dem Maße vorhanden.

Ertragslage

Durch den Rückgang der Nettozinsspanne hat sich der Nettozinsertrag im Berichts-
zeitraum um 11 ,5 o/o auf € 35,8 Mill ionen oder 1 ,75 o/o (Vorjahr. 2,02 %) der Bilanz-
summe reduziert. Dies ist vor allem auf die erhöhten Refinanzierungskosten und die
geringeren Zinserträge für die Liquiditätshaltung bei der ÖVAG zurückzuführen.

Die Erträge aus Wertpapieren und Beteiligungen reduzierte sich um 50 oÄ auf € 0,9
Millionen oder 0,04 % (Vorlahr: 0,09 %) der Bilanzsumme. Dies ist vor allem auf die
Nicht-Ausschüttung beim Beteiligungszertifikat der ÖVAG zurückzuführen. Positiv
schlagen sich die Dividendenzahlungen für die neu erworbenen Beteiligungen an der
Volksbank Wien AG und der Allgemeinen Bausparkasse nieder.
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Die Provisionserträge erhöhten sich vor allem aufgrund starker Zuwächse aus dem
Devisengeschäft (Konvertierungen von Fremdwährungskrediten in Euro) und gestei-
gerten Provisionserträgen aus dem sonstigen Dienstleistungsgeschäft (Versiche-
rungsvermittlungen), aus dem Zahlungsverkehr und aus dem Kreditgeschäft um ins-
gesamt 13,7 o/o auf € 17,7 Millionen und betragen 0,87 o/o (Vorjahr: 0,78%) der Bi-
lanzsumme.

Der Sachaufiruand reduzierte sich um 5,2 o/o auf € 10,6 Millionen oder 0,52 o/o (Vor-
jahr: 0,56 o/o) der Bilanzsumme. Dies ist auf eine sparsame Betriebsführung zurück-
zuführen.

Der Personalaufiryand erhöhte sich gegenüber dem Jahr 2009 um 0,4 o/o 
"uf 

€ 21,4
Millionen oder 1 ,05 o/o (Vorjahr: 1,06 o/o) der Bilanzsumme. Die geringe Steigerung ist
vor allem auf eine kostenbewusste Gehaltspolitik zurückzuführen.

Der ,,Kosten-Ertrags-Koeffizient" ist eine Kennzahl, die über die Effizienz eines Un-
ternehmens Auskunft gibt (Verhältnis der Betriebsaufirvendungen zu den Betriebser-
trägen). Der Kosten-Ertrags-Koeffizient veränderte sich im Vergleichszeitraum mode-
rat von 61,9 oÄ auf 62,3 o/o. Die Betriebsaufiruendungen liegen mit 1,72 % (Vorjahr:
1 ,82 %) der Bilanzsumme unter dem sektoralen Durchschnitt.

Das Betriebsergebnis reduzierte sich im Berichtsjahr 2010 um 5,3 o/o auf € 21,3 Mill i-
onen. Das Betriebsergebnis liegt mit 1 ,04 o/o (Vorjahr: 1,12 o/o) der Bilanzsumme
deutlich über dem sektoralen Durchschnitt.

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit erhöhte sich im Jahr 2010 um
22,5 o/o auf € 9,7 Mill ionen oder 0,47 oÄ (Vorjahr: 0,39 %) der Bilanzsumme. Es wur-
den entsprechende Vorsorgen im Kreditbereich getätigt und neue Eigenmittel aus
der I nnenfinanzierung gebildet.

Nachtragsbericht

Nach Abschluss des Geschäftsjahres 2010 sind keine Vorgänge von besonderer Be-
deutung eingetreten, die auf den vorliegenden Jahresabschluss wesentliche Auswir-
kungen haben könnten.

lnvestitionen

Durch kontinuierliche Neu- und Ersatzinvestitionen verfügen wir über ein modern
ausgestattetes, effizientes Netz an Geschäftsstellen und Arbeitsplätzen.

fm Wirtschaftsjahr 2007 wurde die Enrueiterung unserer Zentrale planmäßig fertig
gestellt. lm Jahr 2008 wurde die Sanierung des Altbestandes begonnen, die im Jahr
2010 abgeschlossen wurde. Durch die Hereinnahme verschiedener Volksbanken-
verbundpartner ist ein modernes Finanzdienstleistungszentrum entstanden, in dem
der Kunde ,,alles unter einem Dach" findet.

2009 begannen wir mit der Errichtung eines neuen Standortes mit einer vergrößerten
Geschäftsfläche im Salzburger Stadtteil Gneis an der Berchtesgadener Straße mit
großzügigen Parkmöglichkeiten. Anfang 2010 wurde der Bau fertiggestellt und die
bestehende Filiale Gneis übersiedelt.
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Mitarbeiter

Der Mitarbeiterstand reduzierte sich von durchschnittlich 341 Angestellten (auf Voll-
zeitbasis) auf 335. Der übenruiegende Teil davon ist in unseren 33 Filialen beschäf-
tigt.

Qualifizierte und motivierte Mitarbeiterlnnen sind ein Erfolgsfaktor unserer Bank. Auf
die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterlnnen wurde auch im abgelaufenen Jahr
großer Wert gelegt, um unseren Kunden ein hohes Beratungsniveau zu bieten. Ne-
ben den fachlichen Kenntnissen stellt insbesondere die soziale Kompetenz der Mit-
arbeiterlnnen einen wichtigen Faktor für eine vertrauensvolle Kundenbeziehung dar.
Dies wird uns durch die hohe Kundenzufriedenheit bestätigt.

In den Ausbildungsprogrammen werden individuelle Karriere- und Lebensplanungen
berücksichtigt. Neu eintretende Mitarbeiterlnnen absolvieren eine intensive interne
Basisausbildung. lm Jahr 2011 wurden insgesamt 1.676 Seminartage bzw. 5,0 Se-
minartage pro Angestellten (Vorjahr: 5,6 Tage) von den Mitarbeiterlnnen absolviert.

lm Rahmen eines leistungsorientierten Entlohnungssystems partizipieren alle Mitar-
beiterlnnen entsprechend ihrer individuellen Leistung am wirtschaftlichen Erfolg un-
serer Bank. Unser Erfolgsanalyse- und Planungssystem (EAP) liefert die objektiven
Grundlagen dafür.

Forschung und Entwicklung

lm Rahmen einer zukunftsorientierten Weiterentwicklung der Bank wurden zahlreiche
Projektarbeiten (u.a. im Zusammenhang mit der Gleichbehandlung) durchgeführt.

Risikobericht

Gemäß S 39 BWG hat die Bank ein Risikomanagementsystem eingerichtet, das alle
wesentlichen bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen Risiken umfasst und limitiert.

Der Konzern orientiert sich bei der Steuerung ihrer Risiken an einer Risikostrategie,
die die risikopolitischen Leitlinien des Konzerns abbildet. lm Rahmen der Risikostra-
tegie definiert der Konzern in einem jährlichen Zyklus ein Risikobudget und Risikoli-
mits.

Für die Begrenzung der einzelnen Risiken ist ein Limitsystem implementiert, in dem
alle wesentlichen Risiken enthalten sind und laufend beobachtet werden. Darüber
hinaus ist ein bankinternes Frühwarnsystem eingerichtet für den Fall, dass Risiken
vorher festgelegte G renzwerte ü bersch reiten sol lten.

Kreditrisiken

Unsere Entscheidungen sind von hohem Risikobewusstsein getragen. Unserer ge-
schäftspolitischen Maxime ,,Qualität vor Quantität" kommt gerade in der Kreditpolitik
zentrale Bedeutung zu.
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Der Konzern Volksbank Salzburg beschränkt ihre Kreditvergaben im Wesentlichen
auf ihr regionales Umfeld, da durch die Nähe zum Kunden die Bedürfnisse der Kun-
den, aber auch die mit der Kreditvergabe verbundenen Risiken besser eingeschätzt
werden können. Zur Verbesserung der Kreditstreuung werden Kredite zum Teil kon-
sortial mit dem Spitzeninstitut abgewickelt.

Die für das Adressenausfallsrisiko eines Kreditgeschäfts bedeutsamen qualitativen
und quantitativen Aspekte werden einer angemessenen Risikoanalyse unterzogen,
wobei die Intensität dieser Tätigkeit von Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt
des Engagements abhängt.

Der Konzern Volksbank Salzburg setzt zur Beurteilung der Adressenausfallsrisiken
moderne Rating-lnstrumente ein. Auf dieser Basis wird mit einem Portfoliomodell ein
erwarteter Verlust und ein unenruarteter Verlust errechnet, die sowohl in die Risikobe-
rechnung des Kunden als auch in jene der Bank einfließen.

Auch eine allfällige Verschlechterung der Bonität der Kreditnehmer während der
Laufzeit der Kredite wird im Rahmen des Risikomanagements berücksichtigt.
Währungsrisiken aus Fremdwährungskrediten werden durch eine währungsgleiche
Refinanzierung und gegebenenfalls mit dem Einsatz von Devisenswaps ausge-
schlossen, bei Tilgungsträgerkrediten erfolgt eine laufende Überwachung der Ent-
wicklung der Tilgungsträger.

Für die Kreditrisiken wird im Rahmen des Risikomanagements ausreichende Risiko-
deckungsmasse vorgehalten.

Marktpreisrisiken

Der Konzern Volksbank Salzburg verfolgt eine vergleichsweise konservative Veran-
lagungspolitik, die sektorale Vorgaben über die Risikostreuung und das Veranla-
gungsuniversum berücksichtigt. Die Veranlagungen erfolgen vor allem beim Spitzen-
institut bzw. bei Emittenten mit bester Bonität (lnvestment Grade) und in risikoarme
Produkte.

Das Zinsänderungsrisiko wird von einem Aktiv-Passiv-Komitee ermittelt, analysiert
und gegebenenfalls durch Zinsswaps abgesichert. In diesem Aktiv-Passiv-Komitee
sind neben dem Vorstand alle für diesen Bereich maßgeblichen Führungskräfte ver-
treten. Maßnahmen werden bei regelmäßigen Sitzungen der Geschäftsleitung mit
den verantwortlichen Führungskräften beraten und beschlossen.

Das bedeutendste Risiko im Rahmen der Marktrisiken stellt das Zinsänderungsrisiko
dar. Die eigenen Frühwarngrenzen sind so gesetzt, dass die im BWG vorgesehenen
Grenzen jederzeit eingehalten werden.

Derivate Fi nanzinstru mente werden fü r Absicheru ngszwecke eingesetzt. Wesentl iche
Zinsänderungsrisiken bei Eigenemissionen werden in Form von Total-Return-Swaps
auf Basis von Micro-Hedges abgesichert. Liquiditätswirksame Finanzinstrumente
werden zur Steuerung der Gesamtbankliquidität verwendet.

Die Summe der Marktpreisrisiken wird im Rahmen des Risikomanagements eben-
falls mit Risikodeckungsmasse ausreichend unterlegt.
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Operationelle Risiken

Operationelle Risiken werden im Volksbankensektor bereits seit Jahren durch zahl-
reiche Maßnahmen wie ein gemeinsames Rechenzentrum, eine Back-Office Gesell-
schaft, eine eigene Rechtsdatenbank, spezialisierte Schulungen über die Volksban-
kenakademie usw. begrenzt.

Darüber hinaus ist ein der Größe der Bank und der Komplexität der Geschäftsfälle
angemessenes internes Kontrollsystem implementiert, das durch laufende System-
prüfungen der Internen Revision unterstützt wird.

Für operationelle Risiken wird im Risikomanagement durch einen pauschalen Zu-
schlag vorgesorgt.

Beteiligungsrisiken

Die Messung von Beteiligungsrisiken wird aufgrund der Heterogenität und der gebo-
tenen Anforderung an ein effektives Modell für die typischerweise gehaltenen Beteili-
gungen einer Volksbank individuell, je nach Beteiligungskategorie, vorgenommen.

Eine ,,kreditersetzende" Beteiligung wird im Rahmen des Kreditrisikos abgebildet.
Eine ,,veranlagungsorientierte" Beteiligung wird im Rahmen des Marktpreisrisikos
berücksichtigt. Eine ,,bankbetriebsorientierte" Beteiligung ist im Rahmen des opera-
tionellen Risikos abgebildet. Eine ,,geschäftsorientierte" Beteiligung wird in das Ge-
samtbank-Risikomanagement der Bank einbezogen. Eine,,sektoral bedingte" Beteili-
gung wird durch einen pauschalen Abschlag des Buchwertes berücksichtigt, der je
nach Szenario unterschiedlich ist und im Volksbanken-Sektor einheitlich vorgegeben
wird.

Liquiditätsrisiken

Das Liquiditätsrisiko wird grundsätzlich im Rahmen der sektoralen Aufgabenvertei-
lung innerhalb des Verbundes satzungsgemäß dem Spitzeninstitut überantwortet.
Die Liquiditätssituation innerhalb der nächsten 13 Monate wird genau erhoben und
zur Liquiditätssteuerung im Verbund dem Spitzeninstitut übermittelt. Dieses System
zur vertieften Liquiditätsplanung wird 2011 im gesamten Volksbanken-Verbund zum
Einsatz kommen.

Abdeckung der Risiken mit Risikodeckungsmasse der Bank

In regelmäßigen Abständen werden alle wesentlichen Risiken nach sektoralen Vor-
gaben erfasst und zu einer Gesamtrisikodarstellung zusammengeführt. Dabei wer-
den die errechneten Risikopotentiale der Risikodeckungsmasse der Bank gegen-
übergestellt.

Die Risikodeckungsmasse ergibt sich vor allem aus gebildeten Vorsorgen, dem ge-
planten Betriebsergebnis und den verfügbaren Eigenmitteln, soweit sie die gesetzli-
chen Mindestanforderungen übersteigen. Damit ist sichergestellt, dass auch der sehr
unwahrscheinliche Fall, dass alle Risiken innerhalb eines Jahres gleichzeitig eintre-
ten, abgedeckt ist und noch immer der reguläre Bankbetrieb mit den gesetzlich erfor-
derlichen Eigenmittel aufrecht erhalten werden kann.
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Maßnahmen zur Gegensteuerung unerwünschter Entwicklungen werden bei regel-
mäßigen Sitzungen der Geschäftsleitung mit den verantwortlichen Führungskräften
beraten und allenfalls durch den Aufsichtsrat beschlossen.

Stress-Szenarien

Zur Überprüfung einer ausreichenden Risikotragfähigkeit der Bank in außergewöhn-
lich kritischen Situationen wird die Risikosituation durch verschiedene Ausfallsszena-
rien im Kreditbereich, verschiedene realwirtschaftliche Szenarien, zusätzliche Zins-
szenarien und höhere Pauschalansätze bei den Marktpreisrisiken nochmals fiktiv
erhöht. Alle diese Szenarien muss die Bank verkraften und dabei noch immer freie
Risikodeckungsmasse aufirveisen können. Dadurch ist sichergestellt, dass auch bei
extrem schwierigen Szenarien kein Gläubiger des Konzerns Verluste erleidet.

Risikosituation

Die Risikosituation des Konzerns wird aufgrund der oben dargestellten Maßnahmen,
der Ergebnisse aus dem Risikomanagement und des Vergleichs mit anderen Regio-
nalbanken als äußerst zufrieden stellend beurteilt. Der Konzern hat im Geschäftsjahr
2010 durchgehend - sowohl die eigenen als auch die sektoralen Frühwarnlimite, als
auch die noch strengeren hausinternen Limite - eingehalten. Darüber hinaus ist aus-
reichend freie Risikodeckungsmasse zur Abdeckung unvorhersehbarer Risiken vor-
handen.

Voraussichtl iche Entwicklung des Konzerns

Gesamtwi rtsc haft | ic he E ntwickl u n g - Aus bl ick 201 1

Ahnlich der Weltwirtschaft zeigt auch die wirtschaftliche Entwicklung in Europa ein
sehr uneinheitliches Bild. Einerseits schreitet die Erholung in einigen Ländern (u.a.
Finnland, Schweden, Niederlande, Deutschland) rasch voran, andererseits wird das
Wachstum im Vereinigten Königreich und Frankreich aufgrund der Konsolidierungs-
bemühungen nur moderat ausfallen. Ein noch schwächerer Konjunkturaufschwung
wird in ltalien und vor allem in den Ländern Griechenland, Portugal, Spanien und
lrland enruartet, als Folge der Schuldenkrise und des Platzens von lmmobilienblasen.
Positiv für Österreich ist. dass die deutsche Wirtschaft auch 2011 überdurchschnitt-
lich stark wachsen sollte. In Summe wird der gesamte Euroraum im
Prognosezeitraum auf einen moderaten Wachstumspfad gelangen.

In Österreich dürfte sich das Wachstum weiter beschleunigen. Der Aufschwung wird
im Wesentlichen von den Exporten getragen. Aufgrund der geplanten Steuer- und
Abgabenerhöhungen wird sich der Preisauftrieb 2011 vorübergehend beschleunigen.
Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat angesichts der Tiefe des Konjunktureinbruchs
nur relativ schwache Spuren auf dem österreichischen Arbeitsmarkt hinterlassen. Für
2011 wird mit einem weiteren Beschäftigungszuwachs gerechnet. Insgesamt sollte
sich die österreichische Wirtschaft über dem Durchschnitt im Euroraum entwickeln.

Wirtschaftliche Entwicklung des Konzerns Volksbank Salzburg - Ausblick20ll

lm kommenden Geschäftsjahr wird der Konzern Volksbank Salzburg ihre Vertriebs-
bemühungen schwerpunktmäßig auf die Ausweitung des Kredit- und Einlagenvolu-
mens und eine weitere Intensivierung des Dienstleistungsgeschäftes, begleitet von
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einer moderaten Erhöhung des Kundendepotvolumens, legen, um die Marktanteile
und die Kundenpartnerschaft weiter auszubauen.

Die Modernisierung des Zweigstellennetzes soll 2011 mit der Fertigstellung des
Neubaus der Filiale Leogang samt Übersiedlung der bestehenden Filiale, sowie mit
der Erneuerung der Geschäftsstelle in St. Johann fortgesetzt werden. Mit der Instal-
lierung einer neuen lT-Serverstruktur für die Gesamtbank sichern wir unseren hohen
tech nologischen Standard.

Mit unserer schlagkräftigen Vertriebsstruktur, modernster Technologie und bestens
geschultem Personal sind die Voraussetzungen zur Erreichung unserer betriebswirt-
schaft | iche n Ziele geschaffen.

Die gezielte Kundenbetreuung im Privat- und Kommerzkundengeschäft soll zu einem
überdurchschnittlichen Wachstum in diesen Segmenten führen. Eine marktgerechte
Konditionenpolitik wird zur Erreichung dieses Zieles beitragen. Kontinuierliche Be-
treuung und hohe Beratungsqualität werden dabei in den Vordergrund gestellt.

Trotz weiterhin niedriger Zinsspannen wird im Jahr 2011 auf Grund weiterer Optimie-
rung des Aufiuandsbereiches eine weiterhin überdurchschnittliche Ertragskraft erwar-
tet. Die Dienstleistungserträge haben bereits ein zufrieden stellendes Niveau erreicht
und sollen weiter ausgebaut werden. Das dafür notwendige Produkt- und Dienstleis-
tungsangebot wird ständig den Kundenerfordernissen angepasst.

Eine sorgfältige und ausgewogene Geschäftspolitik auf Basis der erarbeiteten Risiko-
strategie soll auch im Geschäftsjahr 2011 dazu beitragen, dass die erreichte lnnenfi-
nanzierung zu einer weiteren Stärkung der Eigenmittel führt.

Durch die konsequente Umsetzung unserer Vertriebs- und Risikostrategie sind wir
überzeugt, dass wir unsere herausfordernden Ziele erreichen werden. Damit ist eine
weiterhin erfolgreiche Entwicklung des Konzerns Volksbank Salzburg zu enruarten.

Salzburg, am 29. Apri l  2011

Vorstand:

, t{(
Mag. Dr. Andreas Hirsch
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Bestätigungsvermerk

Bericht zum Konzernabschl uss

Wir haben den beigefügten Konzernabschluss der Volksbank Salzburg eG, Salzburg, für
das Geschäftsjahr vom 1. Jänner bis 31. Dezember 2010 geprüft. Dieser Konzernabschluss
umfasst die Konzernbilanz zum 31. Dezember 2010, die Konzern-Gewinn- und Verlustrech-
nung, die Konzernkapitalf lussrechnung und die Darstellung der Komponenten des Eigenka-
pitals und ihrer Entwicklung für das am 31. Dezember 2010 endende Geschäftsjahr sowie
den Konzernanhang.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Konzernabschluss

Die gesetzlichen Vertreter der Genossenschaft sind für die Konzernbuchführung sowie für
die Aufstellung eines Konzernabschlusses verantwortl ich, der ein möglichst getreues Bild
derVermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns in Übereinstimmung mit den öster-
reichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften vermittelt. Diese Verantwortung beinhal-
tet: Gestaltung, Umsetzung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems, soweit
dieses für die Aufstellung des Konzernabschlusses und die Vermittlung eines möglichst ge-
treuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von Bedeutung ist,
damit dieser frei von wesentlichen Fehldarstellungen ist, sei es aufgrund von beabsichtigten
oder unbeabsichtigten Fehlern; die Auswahl und Anwendung geeigneter Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden; die Vornahme von Schätzungen, die unter Berücksichtigung der ge-
gebenen Rahmenbedingungen angemessen erscheinen.

Verantwortung des Abschlussprüfers und Beschreibung von Art und Umfang der ge-
setzlichen Abschlussprüfu ng

Unsere Verantwortung besteht in der Abgabe eines Prüfungsurteils zu diesem Konzernab-
schluss auf der Grundlage unserer Prüfung. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der
in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und Grundsätze ordnungsgemäßer Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern, dass wir die Standesregeln ein-
halten und die Prüfung so planen und durchführen, dass wir uns mit hinreichender Sicherheit
ein Urteil darüber bilden können. ob der Konzernabschluss frei von wesentlichen Fehldar-
stellungen ist.

Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung von Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prü-
fungsnachweisen hinsichtl ich der Beträge und sonstigen Angaben im Konzernabschluss. Die
Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprüfers
unter Berücksichtigung seiner Einschätzung des Risikos eines Auftretens wesentlicher Fehl-
darstellungen, sei es aufgrund von beabsichtigten oder unbeabsichtigten Fehlern. Bei der
Vornahme dieser Risikoeinschätzung berücksichtigt der Abschlussprüfer das interne Kon-
trollsystem, soweit es für die Aufstellung des Konzernabschlusses und die Vermittlung eines
möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns von Be-
deutung ist, um unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen geeignete Prüfungshand-
lungen festzulegen, nicht jedoch um ein Prüfungsurteil über die Wirksamkeit der internen
Kontrollen des Konzerns abzugeben. Die Prüfung umfasst ferner die Beurteilung der Ange-
messenheit der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und der von den ge-
setzlichen Vertretern vorgenommenen wesentlichen Schätzungen sowie eine Würdigung der
Gesamtaussage des Konzernabschlusses.
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